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Liebe Leserinnen und Leser,
der Deutsche Bundestag ist das einzige direkt vom Volk gewählte Verfas-
sungsorgan. Für unsere Demokratie ist es wichtig, dass die Bürgerinnen 
und Bürger verstehen, wie das Parlament arbeitet und wie aus Kreuzen 
auf Wahlzetteln konkrete Politik wird. Dieses Buch leistet für dieses Ver-
ständnis einen wichtigen Beitrag.

Im Mittelpunkt unserer politischen Ordnung steht der Deutsche Bundes-
tag. Die Abgeordneten beschließen die Gesetze, bewilligen den Haushalt 
und kontrollieren die Regierung. Sie wählen die Bundeskanzlerin oder den 
Bundeskanzler, Richterinnen und Richter des Bundesverfassungsgerichts 
oder andere wichtige Amtsträger wie den oder die Wehrbeauftragte.

Die meisten Menschen verbinden mit dem Deutschen Bundestag vor al-
lem die Debatten unter der Reichstagskuppel. Dort spielt sich der Schlag-
abtausch zwischen Regierung und Opposition ab. Die Abgeordneten tau-
schen ihre Argumente und Ideen aus – öffentlich, nach klaren Regeln 
und Absprachen. Ein Großteil ihrer Arbeit findet jedoch außerhalb des 
Plenarsaals statt: in Fraktionen, Ausschüssen, Arbeitskreisen, in Gesprä-
chen mit Verbänden und natürlich in der Begegnung mit Ihnen, den Bür-
gerinnen und Bürgern. Um sich eine ausgewogene Meinung zu bilden, 
müssen unterschiedliche Interessen berücksichtigt werden. Erst wer diese 
Prozesse kennt, kann sich ein realistisches Bild vom parlamentarischen 
Alltag machen.

Heute können wir selbstbewusst konstatieren: Unser Parlament wird 
bunter. So wie unser Land. Der Altersdurchschnitt ist gesunken, der Frau-
enanteil gestiegen. Unter den Abgeordneten gibt es mehr Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte und erstmals auch Transpersonen. Der neue 
Deutsche Bundestag ist so vielfältig wie kaum ein deutsches Parlament 
zuvor.
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Unsere freie Gesellschaft lebt von dieser Vielfalt. Das Parlament bildet 
die verschiedenen Meinungen und Erfahrungen ab – und bringt sie zu-
sammen. Möglichst viele Standpunkte sollen angehört und abweichende 
Positionen festgehalten werden. Dafür braucht es Regeln und Verfahren, 
die gerade auch die Teilhabe der parlamentarischen Minderheiten garan-
tieren. Alle politischen Kräfte müssen fair behandelt werden. Meine Ver-
antwortung als Bundestagspräsidentin ist es, über diesen fairen Umgang 
miteinander zu wachen.

Während der Corona-Pandemie mussten viele Sitzungen in digitaler Form 
abgehalten werden. Aber die Plenardebatten fanden weiterhin in Präsenz 
statt. Das war ein wichtiges Signal an die Öffentlichkeit: Auch in einer 
Notlage gilt die Verfassung uneingeschränkt.

Die Kontrolle der Bundesregierung gehört zu den wichtigsten Aufgaben 
der Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Seit 2018 befragen sie drei 
Mal im Jahr auch die Bundeskanzlerin bzw. den Bundeskanzler – vor dem 
versammelten Haus und der deutschen Öffentlichkeit. Ich empfehle allen, 
sich diese Befragung einmal anzusehen: im Livestream oder nachträglich 
auf bundestag.de, im Fernsehen bei Phoenix oder als Gast auf der Be-
suchertribüne.

Mir ist es ein besonderes Anliegen, dass der Bundestag möglichst nah 
bei den Bürgerinnen und Bürgern ist, die er vertritt. Sie sollen verstehen, 
was im Parlament passiert und welche Bedeutung die verschiedenen Ver-
fahren haben. Darum freut es mich, dass Sie zu diesem Buch greifen und 
ich bin mir sicher: Jede und jeder Abgeordnete hört sich gern Ihre An-
liegen an. Und wenn Sie in Berlin sind, besuchen Sie uns doch einmal im 
Reichstagsgebäude!

Bärbel Bas, Präsidentin des Deutschen Bundestages

http://bundestag.de
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Einleitung
Das Grundgesetz, die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, hat 
den Deutschen Bundestag zum zentralen Staatsorgan unserer repräsen-
tativen Demokratie gemacht. Seine Aufgabe ist es, durch die Bildung von 
Mehrheiten eine Regierung ins Amt zu bringen und über die Dauer einer 
Wahlperiode zu stützen. Er ist gehalten, die Arbeit der Regierung und an-
derer Exekutivorgane zu kontrollieren. Und es ist der Bundestag, dem eine 
zentrale Funktion im Verfahren der Gesetzgebung des Bundes und der 
Haushaltsbewilligung zugewiesen ist. Aufgrund dieser besonderen Stel-
lung wird der Deutsche Bundestag gemeinhin als das wichtigste Organ 
im politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess der Bundes-
republik bezeichnet.

Dieser Band hat es sich zur Aufgabe gemacht, Organisation und Arbeits-
weise des Deutschen Bundestages für den Leser transparent zu machen. 
Ein „Blick hinter die Kulissen“ soll verdeutlichen, wie der Deutsche Bun-
destag im parlamentarischen Regierungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland die ihm durch die Verfassung zugewiesenen Aufgaben in 
der Praxis erfüllt.

Im ersten Teil werden die politischen Akteure des Bundestages – Ab-
geordnete, Fraktionen und Organe – vorgestellt und deren Arbeitsweise 
beschrieben. Ausführlich wird dabei auf die Arbeit der Ausschüsse ein-
gegangen, denen eine wichtige Rolle im Arbeitsparlament Bundestag 
zukommt. Dem schließt sich eine eingehende Erläuterung an, wie die 
Plenarsitzungen des Deutschen Bundestages organisiert und durchge-
führt werden. Sodann wird auf die immer bedeutsamer werdenden Mit-
wirkungsrechte des Bundestages in Angelegenheiten der Europäischen 
Union eingegangen. Abschließend werden Mitgliedschafts- und Mitwir-
kungsrechte in weiteren Organen und Gremien beschrieben.
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Im zweiten Teil wird der Ablauf eines Gesetzgebungsverfahrens darge-
stellt. Der Leser wird – anhand eines Beispielfalles – Zeuge der einzelnen 
Stationen, die ein Gesetz vom ersten Entwurf bis zu seiner Verkündung 
im Bundesgesetzblatt durchläuft und wie dabei die Verfassungsorgane 
Bundestag, Bundesrat, Bundesregierung und Bundespräsident zusam-
menwirken. Auf das Verfahren im Deutschen Bundestag wird dabei ein 
besonderes Augenmerk gelegt.

Schließlich informiert das Buch über die Unterstützungsleistungen, die 
die Bundestagsverwaltung dem Parlament und seinen Abgeordneten zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung stellt.

Aus einer Fülle praxisorientierter Einzelinformationen ergibt sich damit 
insgesamt eine instruktive Antwort auf die Frage: Wie arbeitet der Deut-
sche Bundestag?
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1. Organisation und Arbeitsweise

Wahl und Zusammensetzung
Die Mitglieder des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, un-
mittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl auf die Dauer von vier 
Jahren (Wahlperiode) gewählt (Artikel 38, 39 des Grundgesetzes – GG). 
Diese Wahlrechtsgrundsätze bedeuten im Einzelnen:

• allgemein: Das Wahlrecht steht jeder Staatsbürgerin und jedem 
Staatsbürger mit Vollendung des 18. Lebensjahres zu.

• unmittelbar: Die Wählerinnen und Wähler wählen die Abgeordneten 
direkt, d. h. ohne die Zwischenschaltung von anderen Personen.

• frei: Auf die Wählerinnen und Wähler darf von keiner Seite ein irgend-
wie gearteter Druck zu Gunsten oder zu Ungunsten einer bestimmten 
Stimmabgabe ausgeübt werden.

• gleich: Jede Stimme hat grundsätzlich das gleiche Gewicht für die Zu-
sammensetzung des Bundestages.

• geheim: Es muss sichergestellt sein, dass niemand durch Kontrolle die 
Wahlentscheidung eines anderen erfahren kann.

Nach dem für den 20. Deutschen Bundestag geltenden Wahlrecht setzt 
sich dieser aus mindestens 598 Abgeordneten zusammen. Die Hälfte von 
ihnen wurde von den Wählerinnen und Wählern mit der Erststimme in den 
299 Wahlkreisen direkt, weitere 299 mit der Zweitstimme über die Landes-
listen der Parteien gewählt (§ 1 Bundeswahlgesetz). Die Zweitstimme hat 
über die Zusammensetzung des Bundestages entschieden, d. h. in welchem 
Stärkeverhältnis die Parteien im Parlament vertreten sind. Bei der Sitz-
verteilung wurden nur Parteien berücksichtigt, die mindestens 5 Prozent 
der abgegebenen Zweitstimmen erhalten oder gemäß der Grundmandats-
klausel in mindestens drei Wahlkreisen ein Direktmandat errungen haben.

Die Mitgliederzahl des 20. Deutschen Bundestages hat sich durch so ge-
nannte Überhang- und Ausgleichsmandate erhöht. Hatte eine Partei in 
den Wahlkreisen eines Bundeslandes mehr Bundestagssitze direkt erlangt, 
als ihr nach dem Zweitstimmenergebnis zustanden, zogen trotzdem alle 
erfolgreichen Direktkandidaten in den Bundestag ein. Die Folge war, dass 
sich die gesetzliche Mitgliederzahl des Bundestages (598 Parlamentarier) 
um diese sogenannten Überhangmandate erhöhte. Entsprechend der 2012 
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verkündeten Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts hatte der Deutsche 
Bundestag bereits im Frühjahr 2013 zudem eine Änderung des Wahlrechts 
beschlossen, wonach sogenannte Ausgleichsmandate eingeführt wurden. 
Hiernach wird die Gesamtsitzzahl des Bundestages so weit erhöht, dass 
Überhangmandate für eine Partei durch eine entsprechende Zahl von 
Ausgleichsmandaten für die anderen Parteien zumindest weitestgehend 
auszugleichen sind. Durch diesen Ausgleich sollte der Parteienproporz ent-
sprechend dem Zweitstimmenergebnis wiederhergestellt werden. 

Infolge dieser Regelung kam es bei der Bundestagswahl am 26. Septem-
ber 2021 zu insgesamt 34 Überhang- und 104 Ausgleichsmandaten, so-
dass der 20. Deutsche Bundestag damit letztlich aus 736 Abgeordneten 
besteht. Auf die SPD entfielen 206 Mandate. Es folgten die CDU/CSU mit 
197, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 118, die FDP mit 92 und die AfD mit 
82 Mandaten. Obwohl DIE LINKE. beim Anteil der abgegebenen Stim-
men an der Fünf-Prozent-Hürde scheiterte, zog auch sie aufgrund der 
Grundmandatsklausel mit 39 Mandaten in den Bundestag ein, da sie drei 
Direktmandate errungen hatte. 

Die AfD-Fraktion verfügt nunmehr über 78 Mitglieder, da sich bereits 
vier ihrer Mandatsträger für einen Fraktionsaustritt entschlossen haben.

Zusammen mit einem Abgeordneten des Südschleswigschen Wählerver-
bands (SSW) sowie einem weiteren fraktionslosen Abgeordneten gehören 
dem Deutschen Bundestag damit derzeit sechs fraktionslose Abgeordnete 
an.

Zusammensetzung des 20. Deutschen Bundestages (Stand: 1. April 2023)

Gesamt
Direkt-

mandate
Landes-  
listen

davon 
Überhang

davon 
 Ausgleich

SPD 206 116  90 10 26

CDU/CSU 197 142  55 23 18

B 90/GRÜNE 118  15 103 – 24

FDP  92 –  92 – 16

AfD  78  15  63 1 13

DIE LINKE  39   3  36 –  7

fraktionslos   6   1   5 – –

Bundestag gesamt 736 292* 444 34 104

*  Abweichung zur regulären Anzahl der Direktmandate von 299 aufgrund 
von Mandatswechseln
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Der 20. Deutsche Bundestag ist mit seinen 736 Abgeordneten so groß wie 
nie zuvor. Seine Mitgliederzahl war bereits zuvor in der 18. Wahlperiode 
auf 631 und in der 19. Wahlperiode auf 709 angewachsen. Dieser stete 
Anstieg ist maßgeblich auf die angesprochene Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts aus dem Jahre 2012 (BVerfG, Urteil vom 25. 07. 2012, 
Az. 2 BvR 2670/11) zurückzuführen. In dieser stellte das Gericht fest, 
dass Überhangmandate nur in einem Umfang hinnehmbar seien, der den 
Grundcharakter der Wahl als einer Verhältniswahl nicht aufhebt. Über-
hangmandate von mehr als etwa einer halben Fraktionsstärke seien hier-
nach nicht mehr zulässig. Diese Entscheidung führte rechtlich zur Ein-
führung der o. g. Ausgleichsmandate und – angesichts der Veränderung 
des Wählerverhaltens und der Parteienlandschaft – praktisch zu dem be-
schriebenen Aufwuchs an Mandaten und nicht zuletzt zu einer völligen 
Unsicherheit bzgl. der Größe des Bundestages im Vorfeld der Wahlen. Die 
stetige Vergrößerung des Parlaments wird seitdem in der fachpolitischen 
wie auch öffentlichen Diskussion in weiten Teilen kritisch gesehen.

Verschiedene Initiativen – auch der ehemaligen Bundestagspräsidenten 
Dr. Lammert und Dr. Schäuble  – wurden seitdem ergriffen, um wieder 
eine Verkleinerung des Bundestages zu erreichen. So kam es im Jahre 
2020 zu einer weiteren Änderung des Wahlrechts. Danach blieb es für die 
Bundestagswahl 2021 zwar beim Wahlsystem der personalisierten Ver-
hältniswahl und dem grundsätzlichen Ausgleich von Überhangmandaten. 
Mit diesem Ausgleich wurde allerdings erst nach dem dritten Überhang-
mandat begonnen. Zudem sollte ein weiterer Aufwuchs der Sitze auch 
durch Anrechnung von Wahlkreismandaten auf Listenmandate der glei-
chen Partei in anderen Bundesländern und gleichzeitiger Gewährleistung 
der föderal ausgewogenen Sitzverteilung vermieden werden. Schließlich 
sollte  – allerdings erst mit Wirkung zum 1. Januar 2024  – auch eine 
Reduzierung der Wahlkreise von 299 auf 280 dazu beitragen, die Sitz-
zahlerhöhung zu begrenzen. 

Der Aufwuchs des 20. Deutschen Bundestages belegte allerdings, dass 
jedenfalls der bereits in Kraft getretene Teil der Reform 2020 nicht die 
gewünschte Wirkung erzielte. Dementsprechend beschlossen die Koaliti-
onsfraktionen mit ihrer Mehrheit im März 2023 eine erneute Reform des 
Wahlrechts, die weiterhin an der personalisierten Verhältniswahl festhält, 
dabei jedoch die Bedeutung der Zweitstimme nicht unerheblich stärkt. 
Kernelemente der Reform sind:

• Die Zweitstimme, mit der sich die Wählerinnen und Wähler für eine 
Parteiliste entscheiden, wird zur maßgeblichen Determinante des 
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Wahlergebnisses. Die durch sie bestimmte Zahl der an eine Partei ge-
henden Sitze wird nicht mehr durch Überhang- und Ausgleichsman-
date erhöht.

• Um die Sitze unter allen Bewerbern einer Partei zu verteilen, die in 
ihrem Wahlkreis eine Mehrheit der Wahlkreisstimmen erhalten ha-
ben, werden diese nach ihrem Erststimmenanteil gereiht. Dieser Reihe 
werden höchstens so viele Mandate zugeordnet, wie der Partei nach 
ihrem Zweitstimmenanteil im Land zustehen. Reicht die Reihung der 
Wahlkreisgewinner nicht aus, um die der Partei zustehenden Sitze zu 
erschöpfen, werden die weiteren Mandate aus der Liste bezogen. Er-
reicht ein Wahlkreiskandidat eine relative Mehrheit in seinem Wahl-
kreis, aber in der Reihung der Wahlkreisgewinner nur einen Platz, der 
von der Zahl der Sitze, die der Landesliste zustehen, nicht gedeckt ist 
(fehlende Zweitstimmendeckung), so wird das Wahlkreismandat nicht 
vergeben. Die erfolgreiche Kandidatur im Wahlkreis setzt also künftig 
neben der relativen Mehrheit eine Deckung durch die Zweitstimmen 
voraus. Damit kann der Fall eintreten, dass ein Wahlkreisgewinner 
gleichwohl kein Mandat erhält.

• Änderung der gesetzlichen Mitgliederzahl des Deutschen Bundestages 
von 598 auf 630 bei Beibehaltung von wiederum 299 Wahlkreisen.

• Der Wegfall der Grundmandatsklausel (siehe oben).

Mit Stand 1. April ist zum einen die Reform 2020 noch Gegenstand einer 
verfassungsgerichtlichen Überprüfung, zum anderen sind auch in Bezug 
auf die jüngste Reform Verfassungsstreitverfahren angekündigt. Nach 
welchem konkreten Wahlrecht der 21. Deutsche Bundestag tatsächlich 
gewählt werden wird, ist damit derzeit noch nicht geklärt.

► Die Abgeordneten

Mit der Wahl erhalten die Abgeordneten von den Wählerinnen und Wäh-
lern den Auftrag (das Mandat), die Interessen des ganzen Volkes zu ver-
treten und damit in Form der repräsentativen Demokratie des Grundge-
setzes die Herrschaft des Volkes zu verwirklichen. Diesen Auftrag erfüllen 
sie, indem sie die dem Bundestag zukommenden Funktionen – insbe-
sondere Mehrheitsbildung, Bestellung der Regierung und anderer Ver-
fassungsorgane, parlamentarische Kontrolle der Exekutive, Gesetzgebung 
des Bundes, Haushaltsbewilligung – wahrnehmen. Es sind also die Ab-
geordneten oder, wie es im Abgeordnetengesetz heißt, die Mitglieder des 
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Deutschen Bundestages, die in ihrer Gesamtheit den Deutschen Bundes-
tag als das einzige unmittelbar vom Volk gewählte Verfassungsorgan der 
Bundesrepublik Deutschland bilden. Als Verfassungsorgan handelt der 
Bundestag durch seine Mitglieder, die Abgeordneten. Seine Aufgaben 
sind ihre Aufgaben. Sie entscheiden mit ihrer Stimme im Parlament, wer 
unser Land regiert und nach welchen Regeln sich unser gesellschaftliches 
Zusammenleben vollzieht. Sie stehen, wenn sie die Politik der Regierung 
unterstützen, für deren Erfolg oder Misserfolg. Ihre Aufgabe ist es, sich 
kritisch mit dem politischen Gegner auseinanderzusetzen und durch Ent-
wicklung und Darstellung politischer Alternativen den Wähler auf ihre 
Seite zu ziehen. Dafür stehen sie in ständiger Kommunikation mit den 
Bürgerinnen und Bürgern, insbesondere in ihren Wahlkreisen und am Sitz 
des Bundestages in Berlin. Als das demokratisch legitimierte Bindeglied 
zwischen Staat und Gesellschaft nehmen sie die Meinungen, Positionen 
und Interessen der Repräsentierten auf, um sie in den politischen Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozess einzubringen. Dieser Prozess ist 
als geregeltes Verfahren ausgestaltet, um die unterschiedlichen Interes-
sen und Werte der Gesellschaft auszugleichen und zu gemeinwohlorien-
tierten Problemlösungen zu gelangen. Sind Entscheidungen dann getrof-
fen worden, ist es an den Abgeordneten, diese öffentlich zu erklären, zu 
vertreten oder zu kritisieren, sei es im Plenum des Deutschen Bundes-
tages, in Pressegesprächen, auf Bürgerversammlungen oder im Einzel-
gespräch mit den Betroffenen. Durch die Wahl erwerben Abgeordnete 
somit ein Staatsamt, dessen Aufgaben mit anderen Ämtern und Berufen 
nicht vergleichbar ist.

Um den Abgeordneten in die Lage zu versetzen, diesen vielfältigen Auf-
gaben nachkommen zu können, erwirbt er mit der Wahl eine besondere 
Rechts- und Pflichtenstellung, die auch Status genannt wird. Regelungen 
dazu enthalten insbesondere das Grundgesetz, das Abgeordnetengesetz 
und die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. Im Mittelpunkt 
steht dabei der Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz, wonach die Ab-
geordneten Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen 
nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen sind. Aus dieser für 
die Aufgabenerfüllung der Abgeordneten zentralen Vorschrift lassen sich 
gleich mehrere wesentliche Aspekte ihrer Rechtsstellung entnehmen.

Zum einen sind sie Vertreter des ganzen Volkes. In seinem Handeln und 
seinen Entscheidungen ist der Abgeordnete daher nicht nur einzelnen 
Bevölkerungsgruppen, Interessenverbänden oder seinem Wahlkreis, son-
dern letztlich dem ganzen Staatsvolk gegenüber verantwortlich. Seine 
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Aufgabe, das Staatsvolk zu repräsentieren, nimmt der Bundestag durch 
Mitwirkung aller seiner Mitglieder wahr. Dies setzt voraus, dass alle Ab-
geordneten über die gleichen Mitwirkungsbefugnisse und damit grund-
sätzlich auch über die gleichen Rechte und Pflichten verfügen.

Zum Ausdruck kommt ferner, dass der Abgeordnete Träger des sogenann-
ten freien Mandats ist. Das freie Mandat stärkt ihn in seiner selbstständi-
gen politischen Meinungsbildung und Entscheidungsfähigkeit, indem es 
jegliche Aufträge und Weisungen, zum Beispiel von Wählergruppen oder 
Interessenverbänden, für rechtlich unverbindlich erklärt. Auch Beschlüsse 
der eigenen Partei oder Fraktion haben deshalb letztlich immer nur den 
Charakter nicht bindender Empfehlungen. Das freie Mandat schützt den 
Abgeordneten also gegen faktischen Druck oder Einfluss von politischen 
oder wirtschaftlichen Gruppen, die seine eigenverantwortliche und un-
abhängige Parlamentstätigkeit beeinträchtigen könnten. Es versetzt ihn 
in die Lage, Entscheidungen nach seiner eigenen politischen Überzeu-
gung (seinem Gewissen) zu treffen, ohne befürchten zu müssen, dass er 
deshalb seine parlamentarischen Rechte oder gar sein Mandat verlieren 
könnte. Aus Artikel 38 GG folgen nämlich auch eine Reihe – nicht ent-
ziehbarer – parlamentarischer Kernrechte, wie das Rede- und Stimm-
recht, das Recht zur Mitwirkung in Ausschüssen, Informations- und 
Fragerechte sowie bestimmte Antragsrechte und das Recht, mit anderen 
Abgeordneten eine Fraktion zu bilden. Darauf wird an anderer Stelle noch 
eingegangen werden.

Die Rechts- und Pflichtenstellung des Abgeordneten fällt darin zusam-
men, dass er dazu berufen ist, an der Arbeit des Deutschen Bundestages, 
seinen Verhandlungen und Entscheidungen teilzunehmen. Hierzu werden 
an Sitzungstagen des Bundestages sogenannte Anwesenheitslisten aus-
gelegt. Die Nichteintragung in diese Liste wie auch die Nichtbeteiligung 
an bestimmten Abstimmungen führt für den Abgeordneten zu finanziel-
len Einbußen, die zu Beginn der 18. Wahlperiode deutlich erhöht worden 
sind und bis zu 200 Euro pro Sitzungstag bzw. versäumter namentlicher 
Abstimmung betragen. Wie der Abgeordnete seiner Mitwirkungspflicht 
nachkommt, ist ihm mit Rücksicht auf die Freiheit seines Mandats aller-
dings selbst überlassen, denn der Abgeordnete schuldet rechtlich keine 
bestimmten Dienste. Auch darin unterscheidet sich sein Amt von anderen 
Ämtern und Berufen: Der Abgeordnete muss – im Rahmen seiner Mit-
wirkungspflichten – selbst entscheiden, wie er den vielfältigen Aufgaben 
nachkommt, die das Amt mit sich bringt. Verantwortlich ist er letztlich 
nur den Wählern, die mit ihrer Stimmabgabe auch entscheiden, ob sie mit 
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der Arbeit des Abgeordneten in der vergangenen Wahlperiode zufrieden 
waren.

Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tätigkeit eines Ab-
geordneten. Dennoch bleiben Tätigkeiten beruflicher und anderer Art 
neben dem Mandat grundsätzlich zulässig. Da das Mandat dem Abgeord-
neten vom Wähler nur auf Zeit verliehen wird, soll es grundsätzlich mög-
lich bleiben, im Rahmen der zeitlichen Möglichkeiten bisherige berufliche 
Tätigkeiten fortzuführen oder neue Tätigkeiten aufzunehmen. Damit wird 
die berufliche Zukunft nach dem Mandat besser gesichert und so die Un-
abhängigkeit des Abgeordneten gestärkt. Auch bleibt die Ausübung des 
Mandats für freiberuflich Tätige weiterhin möglich. Öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse als Beamte, Richter, Soldaten oder Angestellte des 
öffentlichen Dienstes ruhen hingegen während der Mandatszeit auto-
matisch. Im Gegenzug entsteht nach Beendigung der Mitgliedschaft im 
Bundestag hier der Anspruch auf Wiederverwendung im früheren Dienst-
verhältnis.

Sind somit Nebentätigkeiten der Abgeordneten grundsätzlich zulässig, 
verbinden sich damit weitreichende Anzeige- und Veröffentlichungs-
pflichten, die in den sogenannten Verhaltensregeln für Mitglieder des 
Deutschen Bundestages vorgeschrieben sind. Die Verhaltensregeln, auch 
Transparenzregeln genannt, sind seit 2020 nicht mehr in einer Anlage 
zur Geschäftsordnung des Bundestages, sondern im Abgeordnetengesetz 
unmittelbar verankert und deutlich verschärft worden. Sie zielen im Kern 
darauf ab, dass sich der Bürger jederzeit ein Bild von den Nebentätigkei-
ten jedes einzelnen Abgeordneten machen kann. Mögliche Interessenver-
knüpfungen und wirtschaftliche Abhängigkeiten werden offen gelegt und 
Rückschlüsse auf die Art und Weise der Mandatsausübung ermöglicht.

Alle Abgeordneten sind deshalb verpflichtet, der Bundestagspräsidentin 
einzelne Tätigkeiten und Funktionen – ehrenamtliche wie vergütete – 
fortlaufend anzuzeigen. Die Angaben betreffen Tätigkeiten vor Übernah-
me des Mandates sowie bestehende Rückkehrrechte oder bestehenden 
Kündigungsschutz, Tätigkeiten neben dem Mandat, Funktionen in Un-
ternehmen, Körperschaften, Vereinen, Verbänden, Stiftungen und mehr, 
Unternehmensbeteiligungen einschließlich ggf. damit erzielter Einkünfte, 
Vereinbarungen über künftige Tätigkeiten oder Zuwendungen, einschließ-
lich ggf. damit bereits erzielter Einkünfte, ferner Spenden und sonstige 
Zuwendungen für die politische Tätigkeit sowie Gastgeschenke. Im Rah-
men einer entgeltlichen Tätigkeit sind grundsätzlich auch der Name und 
Sitz des Vertragspartners, für den sie ausgeübt wird, sowie damit erzielte 
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Einkünfte oberhalb bestimmter Bagatellgrenzen anzuzeigen. Verletzt der 
Abgeordnete seine Anzeigepflichten, sind Sanktionen (Ermahnung des 
Abgeordneten, Feststellung in einer Bundestagsdrucksache, Ordnungs-
geld) vorgesehen. Die meisten Angaben werden nach Maßgabe der Ver-
haltensregeln auf der Internetseite www.bundestag.de veröffentlicht und 
fortlaufend aktualisiert. Für Einkünfte erfolgt die Veröffentlichung im 
Gegensatz zu früher nicht mehr in Form von zehn Einkommensstufen, 
sondern betragsgenau.

Daneben gibt es Zuwendungen, deren Annahme den Abgeordneten 
grundsätzlich untersagt ist, weil sie seine Unabhängigkeit gefährden. 
Dazu gehören solche Zuwendungen, die nur deshalb gewährt werden, 
weil dafür die Vertretung und Durchsetzung der Interessen des Zahlenden 
im Bundestag erwartet wird (sogenannte Interessentenzahlungen). Ent-
sprechendes gilt im Zusammenhang mit Nebentätigkeiten für die Annah-
me von Leistungen ohne eine angemessene Gegenleistung des Abgeord-
neten (sogenanntes leistungsloses Einkommen). Auch die Annahme von 
Spenden, also Zuwendungen zur Unterstützung der politischen Tätigkeit, 
kann unter bestimmten Voraussetzungen unzulässig sein. Insgesamt hat 
sich damit der Bundestag ein System rechtlicher Regelungen gegeben, 
welches den Abgeordneten zwar nicht gläsern erscheinen lässt, jedoch 
ein öffentliches Bild darüber vermittelt, ob und ggf. welche Tätigkeiten 
der jeweilige Abgeordnete neben seinem Mandat wahrnimmt.

Für die Ausübung ihrer Tätigkeit erhalten die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages Leistungen aus der Staatskasse. Zu unterscheiden ist zwi-
schen der Abgeordnetenentschädigung (auch „Diät“ genannt), die das 
„Einkommen“ für die im Parlament geleistete Tätigkeit bildet, und der 
sogenannten Amtsausstattung, die der Abgeltung der durch das Mandat 
veranlassten Aufwendungen des Abgeordneten dient.

Für die Diäten bestimmt das Grundgesetz in Artikel 48 Absatz 3, dass die 
Abgeordneten des Bundestages „Anspruch auf eine angemessene, ihre 
Unabhängigkeit sichernde Entschädigung“ haben. Dazu hat das Bundes-
verfassungsgericht bereits im Jahr 1975 festgestellt, das Mandat sei für 
den Abgeordneten durch den Umfang der Inanspruchnahme zu einer 
Hauptbeschäftigung („Full-Time-Job“) geworden. Die Entschädigung sei 
deshalb so zu bemessen, dass sie auch für den Abgeordneten, der kein 
Berufseinkommen hat oder sein Berufseinkommen in Folge des Mandates 
ganz oder teilweise verliert, eine ausreichende Existenzgrundlage für sich 
und seine Familie bildet. Zugleich müsse die Höhe der Entschädigung 
der Bedeutung des Abgeordnetenamtes unter Berücksichtigung der damit 
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verbundenen Belastung und des Ranges im Verfassungsgefüge gerecht 
werden. Auch müsse wegen der formalen Gleichheit aller Abgeordneten 
die Entschädigung grundsätzlich für jedes Mitglied gleich hoch bemes-
sen sein. In seinem Diäten-Urteil hat das Bundesverfassungsgericht des 
Weiteren betont, dass das Parlament selbst über die Höhe der finanziellen 
Leistungen für die Abgeordneten entscheiden müsse.

Der Bundestag hat diesen Vorgaben Rechnung getragen, indem er als 
Orientierungsgröße für die Entschädigung der Abgeordneten seit dem 
Jahr 1995 die Bezüge solcher Amtsinhaber gewählt hat, die einer mit 
den Abgeordneten vergleichbaren Verantwortung und Belastung unter-
liegen. Nach dem Abgeordnetengesetz sind dies Richter bei einem obers-
ten Gerichtshof des Bundes (die ebenfalls weisungsunabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen für das gesamte Bundesgebiet Entscheidungen 
treffen) bzw. Bürgermeister von Städten und Gemeinden (die wie Abge-
ordnete in ein zeitlich befristetes Amt gewählt werden und Verantwor-
tung für eine Bevölkerungszahl tragen, die in etwa der eines Wahlkreises 
entspricht). Allerdings ist die tatsächliche Abgeordnetenentschädigung 
seit jeher unter diesen Richtgrößen geblieben. Mehr noch: Sobald der 
Bundestag die Diäten angepasst hat, wurde dies in der Öffentlichkeit als 
„unangemessen“ und als „Selbstbedienung“ der Abgeordneten kritisiert. 
Der Bundestag hat deshalb eine „Unabhängige Kommission zu Fragen 
des Abgeordnetenrechts“ eingesetzt, die am 18. März 2013 Empfehlun-
gen unter anderem zum Anpassungsverfahren für die Abgeordnetenent-
schädigung vorgelegt hat (Bundestags-Drucksache 17/12500). Mit dem 
am 21. März 2014 verabschiedeten Gesetzentwurf hat sich der Deutsche 
Bundestag diese Empfehlungen der Kommission zu eigen gemacht und 
beschlossen, die Veränderung der Abgeordnetenentschädigung künftig 
an die allgemeine Lohnentwicklung in Deutschland zu koppeln. Dieses 
Indexierungsverfahren hat erstmals zum 1. Juli 2016 Anwendung ge-
funden. Zuvor wurden die Diäten, die im übrigen von den Abgeordneten 
zu versteuern sind, an die Besoldung von Bundesrichtern angeglichen. 
Seitdem werden nach Feststellung der Entwicklung der Nominallöhne in 
Deutschland durch den Präsidenten des Statistischen Bundesamtes die 
Diäten entsprechend angepasst und betragen, nachdem der Bundestag 
auf eine Anpassung zum 1. Juli 2020 verzichtet hat, ab dem 1. Juli 2021 
monatlich € 10 012,89, wodurch zum ersten Mal seit Einführung dieser 
Regelung die Diäten gesenkt wurden. Durch den Anstieg des Nominal-
lohnindexes wird die Abgeordnetenentschädigung zum 1. Juli 2023 auf 
monatlich € 10 591,70 angehoben. Amtszulagen aufgrund besonderer 
Verantwortung und Belastung erhalten die Bundestagspräsidentin (in 
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Höhe der Entschädigung), die übrigen Mitglieder des Präsidiums (einer 
halben Entschädigung) sowie die Vorsitzenden der Ausschüsse, Unter-
suchungsausschüsse und Enquete-Kommissionen (15 % der Entschädi-
gung). Der Bundestag hat am 16. Dezember 2021 beschlossen, dass dieses 
Anpassungsverfahren auch für die 20. Wahlperiode wirksam bleibt.

Bestandteil einer Entschädigung ist auch eine angemessene Alters-
sicherung der Abgeordneten. Die Altersentschädigung dient dazu, die 
Versorgungslücke zu schließen, die mit der Tätigkeit im Parlament und 
dem damit typischerweise einhergehenden Verzicht auf eine andere, 
Versorgungsansprüche begründende Berufstätigkeit verbunden ist. Der 
Anspruch auf Altersentschädigung entsteht grundsätzlich, wenn der Ab-
geordnete das 67. Lebensjahr vollendet und dem Deutschen Bundestag 
mindestens ein Jahr angehört hat. Der Versorgungsanspruch beträgt für 
ein Mitgliedsjahr 2,5 % der Abgeordnetenentschädigung, aktuell also 
€ 252,09, und steigt mit jedem Jahr der Mitgliedschaft um weitere 2,5 % 
bis zu einem Höchstsatz von 65 % der Diäten an, der nach 26 Mitglieds-
jahren im Parlament erreicht wird. Der Steigerungssatz ist von früher 
4 % pro Jahr, der Höchstsatz von früher 75 % der Diäten in mehreren 
Schritten gesenkt worden. Einem Vorschlag der „Unabhängigen Kommis-
sion“ folgend ist ab der 19. Wahlperiode der Anspruch auf abschlags-
freie vorzeitige Altersversorgung gestrichen worden. Stattdessen ist eine 
vorgezogene Inanspruchnahme der Altersentschädigung erst ab dem 
63. Lebensjahr möglich und mit Abschlägen verbunden. In diesem Sin-
ne gewährt das Gesetz eine Altersentschädigung, die die politische und 
wirtschaftliche Unabhängigkeit des Abgeordneten auch schon während 
der Mandatszeit sichern hilft.

Zu den Leistungen, die der Abgeordnete zur persönlichen Lebensführung 
erhält, gehört schließlich das Übergangsgeld. Dieses dient dem berufli-
chen Wiedereinstieg bzw. der beruflichen Neuorientierung nach Ende des 
Mandats und wird je nach Dauer der Mitgliedschaft im Parlament bis zu 
18 Monate in Höhe der aktuellen Abgeordnetenentschädigung gezahlt.

Auf die Zahlung von Diäten, Altersentschädigung und Übergangsgeld 
werden nach Maßgabe des Abgeordnetengesetzes andere Einkünfte des 
(ehemaligen) Abgeordneten angerechnet. Dies kann je nach Sachverhalt 
zu einer Reduzierung der Ansprüche bis auf Null führen.

Die aus Sach- und Geldleistungen bestehende Amtsausstattung dient der 
Abgeltung von Aufwendungen, die der Abgeordnete während der Dauer 
seines Mandats zu dessen Ausübung hat. Zur Amtsausstattung gehören
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• ein eingerichtetes Büro am Sitz des Bundestages in Berlin;

• die Nutzung des gemeinsamen Informations- und Kommunikations-
systems des Bundestages;

• die freie Benutzung aller Verkehrsmittel der Deutschen Bahn AG inner-
halb Deutschlands und der Dienstfahrzeuge des Bundestages im Stadt-
gebiet von Berlin;

• die Erstattung von Sachleistungen für nachgewiesene Ausgaben ins-
besondere zur informations- und kommunikationstechnischen Aus-
stattung bis zu einem Jahreshöchstbetrag von € 12 000;

• die Erstattung von Aufwendungen für die Beschäftigung von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern, die der Abgeordnete zur Unterstützung 
bei der Erledigung seiner parlamentarischen Arbeit in Berlin und im 
Wahlkreis einstellt. Hierfür steht ein monatlicher Höchstbetrag von 
€ 23 205 (Stand: 1. Juni 2023) zur Verfügung. Liegen die (in umfang-
reichen Ausführungsbestimmungen geregelten) Erstattungsvorausset-
zungen vor, so erfolgt die Abrechnung der Mitarbeitergehälter durch 
die Bundestagsverwaltung unmittelbar mit dem Abgeordnetenmit-
arbeiter;

• für alle sonstigen durch das Mandat veranlassten Aufwendungen eine 
monatliche Kostenpauschale in Höhe von € 4 725,48 (Stand: 1.  Juni 
2023). Sie dient insbesondere dem Ausgleich von Ausgaben für die 
Einrichtung und Unterhaltung eines oder mehrerer Wahlkreisbüros, 
Mehraufwendungen am Sitz des Parlaments in Berlin (z. B. für die 
Zweitwohnung), Fahrtkosten in Ausübung des Mandats sowie von 
Ausgaben für Wahlkreisbetreuung, Repräsentation, Einladungen usw. 
Die Kostenpauschale ist – anders als die Entschädigung – steuerfrei. 
Dafür können Abgeordnete aber (anders als andere Beschäftigte) Kos-
ten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit nicht steuermindernd gel-
tend machen, und zwar auch dann nicht, wenn sie den Betrag der 
Kostenpauschale übersteigen.

► Die Fraktionen

Die neugewählten und wiedergewählten Abgeordneten kommen gleich 
in den ersten Tagen nach der Wahl in Berlin zusammen, um Fraktionen 
zu bilden und diese zu konstituieren. Wer eine Fraktion bilden will, muss 
nach der Geschäftsordnung des Bundestages zwei Voraussetzungen er-
füllen: Zunächst muss es sich um den Zusammenschluss von mindestens 
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5 vom Hundert der Mitglieder des Bundestages, das sind derzeit mindes-
tens 37 Abgeordnete, handeln. Darüber hinaus müssen die Abgeordneten 
derselben Partei oder solchen Parteien angehören, die auf Grund gleich-
gerichteter politischer Ziele in keinem Land miteinander in Wettbewerb 
stehen. Auf Grund dieser „CSU-Klausel“ bilden Abgeordnete der CDU und 
der CSU seit 1949 ständig eine gemeinsame Fraktion.

Fraktionen werden zuweilen auch als „Parteien im Parlament“ bezeich-
net. Sie sind die Einrichtungen, in denen politische Ziele und Vorhaben 
konkret umgesetzt bzw. verfolgt werden und die die parlamentarische 
Arbeit entscheidend bestimmen. In ihnen bildet sich der politische Wille, 
der sich dann im Bundestag und in der sonstigen Öffentlichkeit artiku-
liert.

Dabei besteht die Erwartung, dass die Fraktionen in den wesentlichen 
Fragen jeweils einheitliche Auffassungen vertreten. Diese Geschlossen-
heit in den wichtigen politischen Positionen ist auch Voraussetzung für 
das politische Profil und die parlamentarische Wirksamkeit der Fraktio-
nen. Eines „Fraktionszwangs“ bedarf es dazu nicht.

Die Geschäftsordnung weist den Fraktionen – oder 5 vom Hundert der 
Mitglieder des Bundestages – beim Gesetzgebungsverfahren, aber auch 
sonst eine Vielzahl von parlamentarischen Antrags- und Gestaltungs-
rechten exklusiv zu. Nur sie können zum Beispiel Gesetzentwürfe, Anträ-
ge, Entschließungsanträge sowie Große und Kleine Anfragen einbringen, 
auch noch in der dritten Beratung von Gesetzentwürfen Änderungsanträ-
ge stellen, die Vertagung eines Beratungspunktes oder einer Sitzung be-
antragen, die Beschlussfähigkeit des Plenums bezweifeln; nur sie können 
namentliche Abstimmungen und Aktuelle Stunden verlangen usw. Kein 
Zweifel: Fraktionen sind die politischen Kraftzentren und Motoren des 
parlamentarischen Geschehens.

Fraktionen sind keine Organe, sondern mit eigenen Rechten ausgestatte-
te Teile des Bundestages. Auf Grund dieser Eigenständigkeit sind sie auch 
berechtigt, Rechte des Bundestages und eigene Rechte, die das Grundge-
setz einräumt, vor dem Bundesverfassungsgericht geltend zu machen. Da 
sie vielfältige Aufgaben wahrnehmen, die ihnen nach dem Grundgesetz, 
dem Abgeordnetengesetz (§ 55 Abs. 1 AbgG: „Die Fraktionen wirken an 
der Erfüllung der Aufgaben des Deutschen Bundestages mit“) und der 
Geschäftsordnung des Bundestages obliegen, haben sie einen Rechtsan-
spruch auf staatliche Geldleistungen zur Finanzierung ihrer Arbeit. Diese 
Geldleistungen setzen sich zusammen aus einem Grundbetrag für jede 
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Fraktion, einem Beitrag für jedes Mitglied und einem weiteren Zuschlag 
für jede Oppositionsfraktion.

Jede Fraktion wählt ihren Vorstand, der sich aus dem Vorsitz, mehreren 
stellvertretenden Vorsitzenden, den Parlamentarischen Geschäftsführe-
rinnen und Geschäftsführern und einer unterschiedlichen Zahl weiterer 
Abgeordneter zusammensetzt. Bei der Fraktion der CDU/CSU ist tradi-
tionell die oder der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe gleichzeitig Erste 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende bzw. Erster stellvertretender Frak-
tionsvorsitzender.

Alle Fraktionen setzen Arbeitskreise oder Arbeitsgruppen ein, in denen 
die Beschlüsse der Gesamtfraktion vorbereitet werden. Für jeden Bundes-
tagsausschuss bestellen die Fraktionen eine Obfrau oder einen Obmann 
bzw. eine Sprecherin oder einen Sprecher, die die Tätigkeit der Mitglie-
der ihrer Fraktion in diesem Ausschuss zu koordinieren und die Überein-
stimmung dieser Tätigkeit mit der Willensbildung der Gesamtfraktion zu 
gewährleisten haben. Dies macht deutlich, dass auch die Tätigkeit der 
Ausschüsse des Bundestages von den Fraktionen vorbereitet und gesteu-
ert wird.

Der erste Bundestag (1949 – 1953) setzte sich aus 8 Fraktionen zusam-
men. Vom 4. bis 9. Bundestag gab es nur 3 Fraktionen (CDU/CSU, SPD 
und FDP), in der 10. und 11. Wahlperiode (1983 – 1990) war dann wie-
der eine vierte Fraktion, DIE GRÜNEN, hinzugekommen. In der 12. Wahl-
periode hatte die Besonderheit der ersten gesamtdeutschen Wahl zwei 
neue Gruppierungen in den Bundestag gebracht: die Gruppe der PDS/
Linke Liste und die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. In der 15. Wahl-
periode gab es 4 Fraktionen (SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP), in der 16. und der 17. Wahlperiode ist DIE LINKE. als fünfte Fraktion 
hinzugekommen. Dem 19. Deutschen Bundestag gehörten erstmals seit 
Jahrzehnten wieder 6 Fraktionen (CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, DIE LINKE. 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) an. Dies ist auch im 20. Deutschen Bun-
destag der Fall.
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Fraktionsvorsitzende

Dr. Rolf Mützenich  
Vorsitzender der SPD-Fraktion

Friedrich Merz  
Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion

Alexander Dobrindt  
1. Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion 
und Vorsitzender der CSU-Landesgruppe

Britta Hasselmann  
Vorsitzende der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Katharina Dröge  
Vorsitzende der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Christian Dürr  
Vorsitzender der FDP-Fraktion

Dr. Alice Weidel  
Vorsitzende der AfD-Fraktion



25

Tino Chrupalla  
Vorsitzender der AfD-Fraktion

Dr. Dietmar Bartsch  
Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE.

Amira Mohamed Ali  
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.

► Konstituierung des Bundestages

Spätestens am 30. Tage nach der Wahl wird der neu gewählte Bundes-
tag zu seiner 1. Sitzung vom Bundestagspräsidenten der vorhergehen-
den Wahlperiode einberufen. Mit Beginn dieser 1. Sitzung endet die alte 
Wahlperiode und damit auch die Amtszeit des bisherigen Bundestagsprä-
sidenten. Daher eröffnet das dienstälteste Mitglied des Bundestages, der/
die sogenannte Alterspräsident/in, die Sitzung. Es folgen eine Reihe von 
Abstimmungen, mit denen sich der neue Bundestag das Regelwerk für 
seine parlamentarische Arbeit gibt, das jeweils nur für eine Wahlperiode 
beschlossen werden kann. Denn jeder Bundestag ist – im Rahmen des 
Grundgesetzes – frei zu bestimmen, wie er seine Arbeit organisieren will.

Im Mittelpunkt der konstituierenden Sitzung steht die Wahl des Bundes-
tagspräsidenten oder der Bundestagspräsidentin. Nach einer bis in das 
Jahr 1920 zurückreichenden parlamentarischen Tradition gebührt es der 
stärksten Fraktion, die Kandidatin oder den Kandidaten für dieses Amt 
zu benennen. Die Mitglieder des 209. Deutschen Bundestages haben am 
26. Oktober 2021 Bärbel Bas (SPD) zur neuen Bundestagspräsidentin ge-
wählt.
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Ist der neue Präsident oder die neue Präsidentin gewählt, übernimmt er 
bzw. sie vom Alterspräsidenten den Vorsitz und hält, ebenfalls parlamen-
tarischer Tradition entsprechend, eine allgemeinpolitische Rede, für die 
breite Zustimmung erwartet werden kann.

Im Anschluss ist zunächst die Anzahl der Stellvertreterinnen und Stellver-
treter zu beschließen und sodann sind die Vizepräsidentinnen und Vize-
präsidenten zu wählen. Die Geschäftsordnung sieht vor, dass jede Frak-
tion mit mindestens einer Vizepräsidentin oder einem Vizepräsidenten im 
Präsidium vertreten sein kann. Der Bundestag hat beschlossen, dass in der 
20. Wahlperiode jede Fraktion eine Stellvertreterin oder einen Stellver-
treter des Präsidenten stellt und dass jede Fraktionen das Recht besitzt, 
für das auf sie entfallende Amt eine Kandidatin oder einen Kandidaten 
vorzuschlagen. Als Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten wurden in 
der 1. Sitzung des Bundestages die Abgeordneten Aydan Özoguz (SPD), 
Yvonne Magwas (CDU/CSU), Claudia Roth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 
Wolfgang Kubicki (FDP) und Petra Pau (DIE LINKE) gewählt; als Nach-
folgerin von Claudia Roth wurde Katrin Göring-Eckardt im Dezember 
2021 zur Vizepräsidentin gewählt. Die von der Fraktion der AfD bisher für 
dieses Amt vorgeschlagenen Kandidaten haben in den durchgeführten 
Wahlgängen nicht die erforderliche Stimmenzahl erreicht.

Zum Regelwerk für die parlamentarische Arbeit gehört insbesondere die 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GO-BT), die in der kons-
tituierenden Sitzung in Kraft gesetzt wird. Die Geschäftsordnung regelt 
das Verfahren innerhalb des Bundestages, zum Beispiel die Behandlung 
von Gesetzentwürfen und Anträgen im Plenum und in den Ausschüssen, 
den Ablauf der Plenarsitzungen und die Verfahren zu Abstimmungen und 
Wahlen. Die Geschäftsordnung regelt aber nicht nur Details des bundes-
tagsinternen Verfahrens; ihre Hauptaufgabe liegt vielmehr in der Gewäh-
rung und Wahrung von Minderheitsrechten der Opposition. Ohne eine 
verbindliche Geschäftsordnung könnte die jeweilige Mehrheit auch das 
Verfahren im Bundestag bestimmen und Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Minderheit beschränken oder ausschließen, sofern solche Minderheits-
rechte nicht bereits in der Verfassung oder in anderen Gesetzen fest-
geschrieben sind.
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Deutscher Bundestag  
20. Wahlperiode

Tagesordnung

1. Sitzung des Deutschen Bundestages  
am Dienstag, dem 26. Oktober 2021, 11 Uhr

1. Eröffnung der Sitzung durch den Alterspräsidenten

2. Beschlussfassung über die

 – Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages

 – Gemeinsame Geschäftsordnung des Bundestages und 
des Bundesrates für den Ausschuss nach Artikel 77 des 
Grundgesetzes (Vermittlungsausschuss)

 – Geschäftsordnung für den Gemeinsamen Ausschuss

 – Geschäftsordnung für das Verfahren nach Artikel 115d 
des Grundgesetzes

3. Wahl der Präsidentin/des Präsidenten  
verbunden mit Namensaufruf und  
Feststellung der Beschlussfähigkeit

4. Amtsübernahme durch die Präsidentin/den Präsidenten 
mit Ansprache

5. Festlegung der Zahl der Stellvertreterinnen und Stellver-
treter der Präsidentin/des Präsidenten

6. Wahl der Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Präsi-
dentin/des Präsidenten

7. Nationalhymne

Berlin, den 11. Oktober 2021

Dr. Wolfgang Schäuble



28

Präsidium

Präsidentin  
Bärbel Bas (SPD)

Vizepräsidentin  
Aydan Özoguz (SPD)

Vizepräsidentin  
Yvonne Magwas (CDU/CSU)

Vizepräsidentin  
Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident  
Wolfgang Kubicki (FDP)

Vizepräsidentin  
Petra Pau (DIE LINKE.)
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► Wahl des Bundeskanzlers

Alsbald nach der Bundestagswahl – lange vor der konstituierenden Sit-
zung des Bundestages – beginnen die Verhandlungen über die Regie-
rungsbildung, die so genannten Koalitionsverhandlungen, die immer 
dann notwendig sind, wenn keine Fraktion die absolute Mehrheit erlangt 
hat. Der großen Runde der Koalitionsverhandlungen gehören üblicher-
weise die Spitzen der Parteien, der Fraktionen und der bisherigen oder 
künftigen Regierung an. Die detaillierte Vorberatung in den einzelnen Po-
litikfeldern findet üblicherweise in kleineren Arbeitsgruppen statt, denen 
neben Mitgliedern der großen Verhandlungsrunde weitere Experten wie 
Fachminister, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Vorsitzende von 
Arbeitsgruppen und Arbeitskreisen der Fraktionen angehören. Ziel dieser 
Verhandlungen, die seit den 1970er Jahren in der Regel etwa drei bis vier 
Wochen, in Einzelfällen, wie zu Beginn der 19. Wahlperiode, aber deutlich 
länger dauerten, ist es, im Bundestag eine Mehrheit für das politische 
Aktionsprogramm der Wahlperiode zu finden und sich über die Auftei-
lung der Ministerien unter den Koalitionspartnern zu einigen. Das Er-
gebnis der Koalitionsverhandlungen beschließen Präsidien, Vorstände und 
Bundestagsfraktionen der beteiligten Parteien mit dem Koalitionsvertrag, 
der üblicherweise den jeweiligen Parteitagen zur Zustimmung vorgelegt 
wird. In der 20. Wahlperiode fanden die Koalitionsverhandlungen erst-
mals zwischen Vertreterinnen und Vertretern dreier Fraktionen, nämlich 
zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP statt. Gemessen 
an dieser neuen Herausforderung konnte der Koalitionsvertrag dennoch 
zügig, nach etwa neun Wochen, geschlossen werden.

Der Bundespräsident unterrichtet sich in Gesprächen mit den Verhand-
lungsführern über den jeweiligen Stand der Bemühungen um die Regie-
rungsbildung. Ihm ist auch das Ergebnis dieser Verhandlungen förmlich 
mitzuteilen, denn er hat nach Artikel 63 GG die Aufgabe, dem Bundestag 
sodann eine Kandidatin/einen Kandidaten für die Wahl zur Bundeskanz-
lerin/zum Bundeskanzler vorzuschlagen.

Nach Grundgesetz und Geschäftsordnung ist die Bundeskanzlerin/der 
Bundeskanzler ohne Aussprache und mit verdeckten Stimmzetteln, also 
geheim, zu wählen. Zur Wahl bedarf es der absoluten Mehrheit der Mit-
glieder des Bundestages; dies sind in der 20. Wahlperiode 369 Stimmen, 
sog. Kanzlermehrheit. Die oder der Gewählte ist vom Bundespräsidenten 
zu ernennen und leistet bei der Amtsübernahme den Amtseid vor dem 
Deutschen Bundestag.
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Bisher ist der Deutsche Bundestag immer dem Vorschlag des Bundes-
präsidenten gefolgt. Wäre das einmal nicht der Fall, müsste ein kom-
pliziertes Verfahren mit mehreren Wahlgängen nach Artikel 63 Abs. 3 
und 4 GG durchgeführt werden. Würde die Kanzlermehrheit auch dann 
nicht erreicht, so könnte dies nach Entscheidung des Bundespräsidenten 
sogar zur Auflösung des Bundestages führen. Hier wird die elementare 
Bedeutung der Kanzlerwahl für das Funktionieren des parlamentarischen 
Systems der Bundesrepublik sichtbar.

Der Bundespräsident              Berlin, 7. Dezember 2021

An die

Präsidentin des Deutschen Bundestages

Frau Bärbel Bas

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Bundestagspräsidentin,

gemäß Artikel 63 Absatz 1 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland schlage ich dem Deutschen 

Bundestag vor,

Herrn Olaf Scholz, MdB

zum Bundeskanzler zu wählen.

Mit freundlichen Grüßen
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Da die Koalitionsfraktionen sich über die personelle Zusammensetzung 
der Bundesregierung (des Kabinetts) schon vor der Kanzlerwahl geeinigt 
haben, kann der Bundeskanzler/die Bundeskanzlerin meist an demselben 
Tag dem Bundespräsidenten die Bundesministerinnen und Bundesminis-
ter vorschlagen. Sie werden alsbald vom Bundespräsidenten ernannt und 
sodann vor dem Bundestag vereidigt.

Traditionsgemäß gibt dann der Bundeskanzler/die Bundeskanzlerin in ei-
ner der nächsten Plenarsitzungen die Regierungserklärung ab, mit der das 
Programm der neuen Regierung in seinen Grundzügen vorgestellt wird. 
Daran schließt sich eine oft mehrtägige Generaldebatte des neuen Bun-
destages an: Das parlamentarische Regierungssystem ist handlungsfähig, 
die politische Arbeit hat begonnen.

Organe des Bundestages
Organe des Bundestages sind diejenigen Amtsträger und Gremien, die 
vom ganzen Bundestag, dem Plenum, zur Wahrnehmung bestimmter par-
lamentarischer Teilfunktionen gewählt oder eingesetzt werden.

► Präsidentin und Vizepräsident/innen

Die Präsidentin und die Mitglieder des Präsidiums werden für die Dauer 
der Wahlperiode gewählt. Sie können nicht durch Bundestagsbeschluss 
abberufen werden. Diese Regelung soll ihre Unabhängigkeit in der Füh-
rung ihrer Amtsgeschäfte, insbesondere bei der Leitung der Plenarsitzun-
gen, stärken. Liegen Umstände vor, die den Verbleib eines Präsidenten 
oder Vizepräsidenten in seinem Amt zweifelhaft erscheinen lassen, so 
kommt für eine personelle Veränderung nur der Weg des Rücktritts in 
Betracht.

Die wichtigsten Aufgaben der Präsidentin nennt die Geschäftsordnung 
des Bundestages:

„Der Präsident vertritt den Bundestag und regelt seine Geschäfte. 
Er wahrt die Würde und die Rechte des Bundestages, fördert seine 
Arbeiten, leitet die Verhandlungen gerecht und unparteiisch und 
wahrt die Ordnung im Hause. Er hat beratende Stimme in allen 
Ausschüssen.“
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Die Präsidentin vertritt den Bundestag, d. h. sie repräsentiert ihn gegen-
über allen Verfassungsorganen der Bundesrepublik Deutschland sowie 
gegenüber der deutschen und internationalen Öffentlichkeit. Da die 
Volksvertretung als das einzige unmittelbar vom Volke gewählte Ver-
fassungsorgan die oberste Gewalt im Staate darstellt, steht die Bun-
destagspräsidentin protokollarisch an zweithöchster Stelle – nach dem 
Staatsoberhaupt, dem Bundespräsidenten. An die Bundestagspräsidentin 
sind alle Schreiben zu richten, die den Bundestag (und nicht einzelne 
Fraktionen oder Abgeordnete) betreffen. Sie vertritt den Bundestag in al-
len Rechtsstreitigkeiten; dies geschieht allerdings nicht in eigener Person, 
sondern durch Prozessvertreter, die für den Bundestag zu bestellen sind. 
Zur Gewährleistung der Unabhängigkeit des Bundestages ist der Präsi-
dentin durch Artikel 40 Abs. 2 GG die Ausübung des Hausrechts und der 
Polizeigewalt übertragen. Zugleich ist sie Behördenchefin: ihr untersteht 
als oberste Bundesbehörde die Verwaltung des Deutschen Bundestages 
(s. dazu unten S. 157 ff.). Das Parteiengesetz weist der Bundestagspräsi-
dentin darüber hinaus die exekutiven Aufgaben einer mittelverwaltenden 
Behörde für die staatliche Teilfinanzierung der Parteien zu.

Die für die Öffentlichkeit sichtbarste Aufgabe der Präsidentin ist die Lei-
tung der Bundestagssitzungen, in der sie sich mit den Vizepräsidentin-
nen und dem Vizepräsidenten abwechselt. Sie eröffnet und schließt die 
Sitzungen, ruft die Beratungsgegenstände (Tagesordnungspunkte) auf, 
eröffnet und schließt die Aussprachen. Sie erteilt das Wort und bestimmt 
die Reihenfolge der Rednerinnen und Redner. Die jeweils amtierende 
Sitzungsleitung ist grundsätzlich unabhängig. Zweifelsfragen über die 
Auslegung der Geschäftsordnung, die während einer Sitzung auftreten, 
entscheidet die amtierende Sitzungsleitung. Öffentliche Kritik an der 
Verhandlungsführung der amtierenden Präsidentin oder ihrer Stellver-
tretung widerspricht der parlamentarischen Ordnung. Zur Sicherung des 
ordnungsgemäßen Ablaufs steht der Präsidentin während der Plenarsit-
zungen die Ordnungsgewalt zu, d. h. sie kann Redner, die vom Verhand-
lungsgegenstand abschweifen, zur Sache verweisen, und Abgeordnete, 
die als Redner oder Zwischenrufer gegen die Ordnung verstoßen, z. B. 
durch beleidigende Äußerungen oder störenden Lärm, unter Nennung 
des Namens zur Ordnung rufen. Im Falle einer nicht nur geringfügigen 
Verletzung der Ordnung oder der Würde des Bundestages kann die Prä-
sidentin ein Ordnungsgeld in Höhe von 1 000 Euro, im Wiederholungs-
falle von 2 000 Euro festsetzen. Bei gröblicher Verletzung der Ordnung 
kann sie eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten sogar bis zu 30 Sit-
zungstage von der Teilnahme an Sitzungen des Bundestages und seiner 
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Gremien ausschließen – mit Folgen für die Höhe der jeweiligen Kosten-
pauschale.

Bei großer Unruhe, die den Fortgang der Verhandlungen in Frage stellt, 
kann die Präsidentin die Sitzung unterbrechen, notfalls dadurch, dass sie 
den Präsidentenstuhl verlässt. Und schließlich kann die Sitzungsleitung 
Zuhörer, die durch ungebührliches Betragen oder Lärm die Sitzung stören, 
von der Tribüne entfernen lassen.

Während der Plenarsitzungen lösen sich die Präsidentin und ihre Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter in der Regel alle zwei Stunden in der 
Leitung ab. Alle Mitglieder des Präsidiums üben die Leitungs- und Ord-
nungsgewalt in gleichem Umfang aus.

► Das Präsidium

Die Präsidentin und die Vizepräsidentinnen und der Vizepräsident bil-
den das Präsidium (s. S. 31). Dieses tritt regelmäßig in jeder Sitzungs-
woche des Bundestages zusammen, um Angelegenheiten, die die Leitung 
des Hauses betreffen, zu beraten. Das Präsidium wirkt unter anderem 
an Personalangelegenheiten der höheren Beamtinnen und Beamten der 
Bundestagsverwaltung und bei Abschluss wichtiger Verträge mit. Auch 
Fragen der Öffentlichkeitsarbeit werden im Präsidium eingehend beraten. 
Zu seinen Aufgaben gehört zudem die Genehmigung von Delegationsrei-
sen der Ausschüsse und Parlamentariergruppen ins Ausland. Daneben ist 
es eingebunden in die Überwachung der Einhaltung der Verhaltensregeln 
durch die Abgeordneten. Bedeutung und Einfluss des Präsidiums gehen 
jedoch weit über die Wahrnehmung dieser Befugnisse hinaus. In der Pra-
xis ist es ein kollegiales Leitungsorgan, das alle wichtigen Fragen erörtert, 
darunter auch solche, die rechtlich in die Entscheidungskompetenz der 
Bundestagspräsidentin fallen.

► Schriftführerinnen und Schriftführer

Der Bundestag hat nach Artikel 40 GG außer der Präsidentin und ihren 
Stellvertreterinnen und ihrem Stellvertreter auch die Schriftführerinnen 
und Schriftführer zu wählen. Dabei ist er frei in der Bestimmung ihrer 
Zahl; in der 20. Wahlperiode gibt es 66 Schriftführerinnen und Schrift-
führer, die sich an den Sitzungstagen abwechseln.
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Die amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident und zwei 
Schriftführer/Schriftführerinnen jeweils von den Koalitionsfraktionen 
und von den Oppositionsfraktionen, bilden den Sitzungsvorstand. Die 
Schriftführerinnen und Schriftführer unterstützen die Präsidentin bei der 
Leitung der Sitzung, indem sie Wortmeldungen und Anträge entgegen-
nehmen, Redelisten führen, den Sitzungsverlauf festhalten und weitere 
von der Präsidentin zugewiesene Aufgaben wahrnehmen. Eine wichtige 
Rolle fällt ihnen bei Abstimmungen zu, deren Ergebnis sie mit der amtie-
renden Sitzungsleitung feststellen. Der Sitzungsvorstand kann nur ein-
mütig entscheiden, ob eine Mehrheit von Ja- oder Neinstimmen vorliegt 
(zu den Abstimmungsverfahren unten S. 81 f.)

► Ältestenrat

Als gemeinsames Beratungsorgan der Präsidentin und der Fraktionen zur 
Steuerung der Arbeit des Bundestages sieht die Geschäftsordnung den 
Ältestenrat vor. Er setzt sich aus der Präsidentin, den Vizepräsidentin-
nen und dem Vizepräsidenten sowie 23 weiteren Abgeordneten zusam-
men, die von den Fraktionen entsprechend ihrer Mitgliederzahl benannt 
werden, darunter die Parlamentarischen Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer der Fraktionen.

Der Ältestenrat tritt regelmäßig in jeder Sitzungswoche des Bundestages 
unter dem Vorsitz der Bundestagspräsidentin zusammen. An den Sitzun-
gen nimmt auch eine Vertreterin der Bundesregierung, meist die Staats-
ministerin beim Bundeskanzler/bei der Bundeskanzlerin, also ebenfalls 
ein Mitglied des Bundestages, teil.

Dem Ältestenrat sind zwei verschiedene Arten von Aufgaben übertragen. 
Einerseits unterstützt er die Präsidentin bei der Führung der Geschäf-
te und führt eine Verständigung zwischen den Fraktionen, z. B. über die 
Besetzung der Stellen der Ausschussvorsitzenden und ihrer Stellvertre-
tungen sowie über den Arbeitsplan des Bundestages herbei. Andererseits 
beschließt er als Kollegialorgan über innere Angelegenheiten des Bundes-
tages, soweit sie nicht der Präsidentin oder dem Präsidium vorbehalten 
sind.

Der Ältestenrat berät frühzeitig für das folgende Jahr den Arbeitsplan des 
Bundestages. Grundsätzlich wird ein Rhythmus angestrebt, bei dem auf 
2 Sitzungswochen 1–2 sitzungsfreie Wochen folgen. Wegen der verschie-
denen Ferienzeiten, der Sommerpause und besonderer Feiertage kann 
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dieser Rhythmus allerdings nicht immer eingehalten werden. So ergibt 
sich seit langem eine Zahl von etwa 22 Tagungswochen im Jahr.

Im Ältestenrat wird vor allem aber die Tagesordnung des Plenums für 
die nächste Sitzungswoche vereinbart, also welche Angelegenheiten 
(Gesetzentwürfe, Anträge, Große Anfragen, Regierungserklärungen etc.) 
vom Plenum beraten werden sollen. Dabei wird gleichzeitig vereinbart, 
ob über einen Punkt der Tagesordnung debattiert werden soll, wie lange 
die Aussprache dauern und wie sie ablaufen soll. Diese Vereinbarungen 
werden zum Großteil bereits im Vorfeld der Ältestenratssitzung in der 
Runde der Parlamentarischen Geschäftsführer vorbereitet.

Alle diese Vereinbarungen des Ältestenrates sind eigentlich nur Vorschlä-
ge für das Plenum des Bundestages. So kann jedes Mitglied des Bundes-
tages vor Aufruf des ersten Tagesordnungspunktes einer Sitzung eine Än-
derung der Tagesordnung beantragen, wenn dieser Antrag bis spätestens 
18.00 Uhr des Vortages der Präsidentin vorgelegt worden ist. Dann muss 
der Bundestag darüber entscheiden. Auch zu der vereinbarten Dauer und 
Einteilung einer Aussprache können durch Wortmeldung zur Geschäfts-
ordnung Änderungen beantragt werden. Dies geschieht jedoch fast nie. 
Auch Kampfabstimmungen über eine Änderung der Tagesordnung sind 
selten. Ist die Tagesordnung – automatisch durch Aufruf des ersten Ta-
gesordnungspunktes einer Sitzung – festgestellt, so kann ein weiterer 
Verhandlungsgegenstand nicht mehr auf die Tagesordnung gesetzt wer-
den, wenn auch nur eine Fraktion widerspricht.

Der Ältestenrat befasst sich auch mit in Plenarsitzungen aufgetretenen 
Streitigkeiten und Fragen der Auslegung der Geschäftsordnung. Da rüber 
hinaus erörtert die Präsidentin mit den Mitgliedern des Ältestenrates 
zahlreiche andere Fragen, die sich auf die Zeitplanung der Ausschüsse, 
auf die Ausschussüberweisung der Gesetzentwürfe und der sonstigen 
Vorlagen, z. B. der Europäischen Union, auf die Rechte der Abgeordneten, 
auf die Wahrnehmung der Rechte des Bundestages und vieles andere 
beziehen. In allen diesen Fragen strebt die Präsidentin Vereinbarungen 
zwischen allen Fraktionen (interfraktionelle Vereinbarungen) an.

Über eine Reihe von Angelegenheiten kann der Ältestenrat mit Mehrheit 
beschließen. Hierzu gehört vor allem die Aufstellung des Voranschlags 
für den Haushaltsplan des Bundestages (Einzelplan 02 des Bundeshaus-
haltsplans). Von diesem Voranschlag kann der Haushaltsausschuss bei 
seinen Empfehlungen zur abschließenden Beratung des Bundestages 
über den Bundeshaushalt nach der Geschäftsordnung nur im Benehmen 
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mit dem Ältestenrat abweichen, d. h. nachdem er dem Ältestenrat Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben hat. Der Ältestenrat beschließt auch 
über notwendige Baumaßnahmen und die Verteilung der Räume auf die 
Fraktionen und die Bundestagsverwaltung, über Angelegenheiten der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Abgeordneten sowie des Besucher-
dienstes und vieles andere mehr. Die Beschlüsse des Ältestenrates auf 
diesen Gebieten werden von Kommissionen vorbereitet, die der Ältesten-
rat einsetzt. In der 20. Wahlperiode gibt es folgende fünf Kommissionen, 
die jeweils von einer Vizepräsidentin oder dem Vizepräsidenten geleitet 
werden:

• Kommission für die Rechtsstellung der Abgeordneten

• Kommission für die Bau- und Raumangelegenheiten

• Kommission für die Angelegenheiten von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Abgeordneten

• Kommission für den Einsatz neuer Informations- und Kommunikati-
onstechniken und -medien

• Kommission für innere Angelegenheiten des Bundestages – Innere 
Kommission

► Ständige Ausschüsse

In einem Arbeitsparlament wie dem Deutschen Bundestag liegt der 
Schwerpunkt der parlamentarischen Arbeit bei den Ausschüssen. Zu Be-
ginn jeder Wahlperiode beschließt der Bundestag die Einsetzung seiner 
ständigen Ausschüsse sowie ihre Mitgliederzahl und legt die Stellenan-
teile der Fraktionen, d. h. das mathematische Verfahren fest, nach dem 
die Zusammensetzung der Ausschüsse und die Regelung des Vorsitzes 
in den Ausschüssen im Verhältnis der Stärke der einzelnen Fraktionen zu 
berechnen ist. Alle diese Beschlüsse werden in der Regel auf Grund inter-
fraktioneller Vereinbarungen gefasst.

Das Grundgesetz schreibt lediglich die Einsetzung des Auswärtigen Aus-
schusses, des Petitionsausschusses, des Verteidigungsausschusses und des 
Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen Union vor. Ein-
fachgesetzliche Regelungen bzw. Geschäftsordnungsvorschriften se hen 
darüber hinaus den Haushaltsausschuss und den Ausschuss für Wahlprü-
fung, Immunität und Geschäftsordnung vor. In den vergangenen Wahl-
perioden hat der Bundestag regelmäßig mehr als 20 ständige Ausschüsse 
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eingesetzt, deren fachlicher Zuschnitt weitgehend der Organisation der 
Bundesregierung folgt; in der Regel steht je einem Bundes ministerium 
ein ständiger Fachausschuss gegenüber. Davon abweichend ist neben 
dem Innenausschuss auch der Sportausschuss für Angelegenheiten des 
Bundesinnenministeriums zuständig. Ferner steht dem Finanzministe-
rium nicht nur der Finanzausschuss für Fragen der Steuergesetzgebung 
gegenüber, sondern auch der Haushaltsausschuss für die Beratung des 
Bundeshaushalts und aller damit zusammenhängenden Fragen. Der 
Haushaltsausschuss nimmt jedoch im Rahmen der Haushaltsberatung 
und der Haushaltskontrolle parlamentarische Kontrollaufgaben gegen-
über allen Bundesministerien wahr. Schließlich werden seit der 12. Wahl-
periode Fragen des Fremdenverkehrs einem Ausschuss für Tourismus zu-
gewiesen. Auch der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union passt nicht in das allgemeine Schema, da er nicht nur mit dem 
Auswärtigen Amt, sondern auch mit einer Vielzahl anderer Ressorts zu-
sammenarbeitet. Eine besondere Stellung haben auch die Ausschüsse für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe sowie für Kultur und Medien. Zu 
erwähnen ist schließlich, dass es keine Ministerien mit einem dem Aus-
schuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung sowie dem 
Petitionsausschuss vergleichbaren Kompetenzbereich gibt.

Sobald die Regierungsbildung abgeschlossen ist und damit der Zuschnitt 
der Bundesministerien feststeht, werden diese ständigen Ausschüsse für 
die Dauer der gesamten Wahlperiode eingesetzt. Eine Sondersituation 
gab es zu Beginn der 19. Wahlperiode, als die Regierungsbildung unge-
wöhnlich viel Zeit in Anspruch nahm und sich damit auch die Einsetzung 
der ständigen Bundestagsausschüsse verzögerte: Für diese Übergangszeit 
hat der Bundestag am 21. November 2017 einen Hauptausschuss, einen 
Petitionsausschuss sowie einen Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung eingesetzt. Ein sogenannter Hauptausschuss war 
erstmals zu Beginn der 18. Wahlperiode eingesetzt worden. Seine Auf-
gabe war es, stellvertretend für die noch nicht eingesetzten ständigen 
Ausschüsse Vorlagen zu beraten und dem Plenum Beschlussempfehlun-
gen vorzulegen. Auch zu Beginn der 20. Wahlperiode wurden ein sol-
cher Hauptausschuss sowie der Petitionsausschuss und der Ausschuss 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung eingesetzt. Da die 
Koalitionsverhandlungen aber bereits im November 2021 abgeschlossen 
waren, konnten die übrigen Ausschüsse bereits Mitte Dezember einge-
setzt und konstituiert werden.
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Die Zuständigkeiten des Hauptausschusses der 20. Wahlperiode wurden 
wie in den beiden Wahlperioden zuvor durch Überweisungen des Plenums 
begründet. Das Gremium war Ausschuss im Sinne von Artikeln 45 und 
45a GG, d. h. Ausschuss für die Angelegenheiten der EU, für auswärtige 
Angelegenheiten und für Verteidigung und zudem Haushaltsausschuss im 
Sinne der gesetzlichen und geschäftsordnungsrechtlichen Vorgaben. Der 
Vorsitz oblag der Präsidentin oder ihrer Stellvertretung ohne Stimmrecht. 
Mit Konstituierung der ständigen Ausschüsse wurde der Hauptausschuss 
aufgelöst.

Die Ausschüsse sind in ihrer Zusammensetzung ein verkleinertes Abbild 
des Plenums. Die Zahl der Ausschussmitglieder, die einer Fraktion ent-
sprechend ihrer Stärke zusteht, wird nach dem Proportionalverfahren 
„Saint Laguë/Schepers“ berechnet.

Verfahren nach Saint Laguë/Schepers:

Bei dieser Methode wird die Mitgliederzahl des Bundestages durch 
die Mitgliederzahl jeder Fraktion geteilt; das Ergebnis wird dann fort-
laufend mit 0,5, 1,5, 2,5 usw. multipliziert. Dabei ergeben sich Rang-
maßzahlen, nach denen die Sitze zugeteilt werden: Die Fraktion mit 
der niedrigsten Rangmaßzahl erhält den ersten Sitz, die mit der nächst 
höheren Rangmaßzahl den jeweils nächsten Sitz. Danach berechnet 
sich die Sitzverteilung in den Gremien des 20. Deutschen Bundestages 
wie folgt:

Stärke der Fraktionen

SPD: 206 Mitglieder
CDU/CSU: 197 Mitglieder
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 118 Mitglieder
FDP:  92 Mitglieder
AfD:  79 Mitglieder
DIE LINKE.:  39 Mitglieder
Fraktionslos:   6 Mitglieder

736 Mitglieder



39

Berechnung der Rangmaßzahlen:

Die Zahl 730 (statt 736) ergibt sich daraus, dass die fraktionslosen 
Abgeordneten bei der Berechnung der Stellenanteile der Fraktionen 
nicht berücksichtigt werden. Fraktionslosen Abgeordneten wird die 
Mitgliedschaft in einem Ausschuss mit Antrags- und Rederecht, je-
doch ohne Stimmrecht, unabhängig von diesem Berechnungsverfah-
ren eingeräumt.

SPDFraktion

730  
206

× 0,5 = 1,777
× 1,5 = 5,330
× 2,5 = 8,883
usw.

CDU/CSUFraktion

730  
197

× 0,5 = 1,853
× 1,5 = 5,558
× 2,5 = 9,264
usw.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

730  
118

× 0,5 =  3,093
× 1,5 =  9,280
× 2,5 = 15,466
usw.

FDPFraktion

730  
 92

× 0,5 =  3,967
× 1,5 = 11,903
× 2,5 = 19,837
usw.

AfDFraktion

730  
 78

× 0,5 =  4,680
× 1,5 = 14,038
× 2,5 = 23,397
usw.

Fraktion DIE LINKE.

730  
 39

× 0,5 =  9,359
× 1,5 = 28,077
× 2,5 = 46,795
usw.

Nach dieser Berechnung setzt sich ein Ausschuss mit 45 Mitgliedern 
wie folgt zusammen: SPD 13; CDU/CSU 12, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 7;  FDP 6, AfD 5; DIE LINKE. 2.

Nach dem Berechnungssystem von Saint Laguë/Schepers wird auch die 
Verteilung der Positionen des Ausschussvorsitzes und des stellvertreten-
den Ausschussvorsitzes auf die Fraktionen berechnet. Für die laufende 
20. Wahlperiode wurde danach folgende Besetzung der Vorsitze durch 
die Fraktionen errechnet: SPD und CDU/CSU sollen den Vorsitz in jeweils 
7, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in 4, die FDP und die AfD in jeweils 3 Aus-
schüssen und DIE LINKE. in einem Ausschuss erhalten. Zumeist wird eine 
Verständigung zwischen den Fraktionen erzielt, in welchen Ausschüssen 
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die einzelnen Fraktionen den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz 
benennen können. Ist eine solche Einigung nicht möglich, kann verein-
bart werden, für alle oder einen Teil der Ausschussvorsitze das so genann-
te Zugriffsverfahren anzuwenden: in der Reihenfolge der Rangmaßzahlen 
greifen die Fraktionen zu, d. h. treffen sie die Wahl, in welchem noch 
nicht besetzten Ausschuss sie den Vorsitz übernehmen wollen.

Wie werden die Abgeordneten Mitglied in einem von ihnen gewünschten 
Ausschuss? Auch hier spielen die Fraktionen die entscheidende Rolle, da 
sie ihre Mitglieder in den Ausschüssen benennen. Wünsche auf Mitglied-
schaft in einem bestimmten Ausschuss melden die Abgeordneten daher 
bei ihrer Fraktion an, wo alle diese Wünsche koordiniert werden müssen. 
Die Fraktionen können einzelne Ausschussmitglieder auch abberufen und 
durch andere Fraktionsmitglieder ersetzen.

Die Abgeordneten sollen möglichst nur einem Ausschuss als ordentliches 
Mitglied angehören. Stellvertretende Ausschussmitglieder können an 
jeder Ausschusssitzung teilnehmen, doch können sie nur in Vertretung 
eines nicht anwesenden ordentlichen Mitglieds ihrer Fraktion im Aus-
schuss mit abstimmen. Der Ausschuss hat so viele Stimmen wie ordent-
liche Mitglieder.

Einen Sonderstatus im Ausschuss besitzen Abgeordnete, die weder einer 
Fraktion noch einer Gruppe angehören. Nach einer Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts haben sie, um angemessen an der parla-
mentarischen Arbeit teilnehmen zu können, außerhalb des geschilderten 
Verteilungsverfahrens einen Anspruch auf Mitgliedschaft in einem Aus-
schuss, der von der Präsidentin nach Anhörung des Abgeordneten be-
stimmt wird. Diese Mitgliedschaft umfasst das Rede- und Antragsrecht, 
nicht jedoch das Stimmrecht im Ausschuss.

Ist das Verfahren der Ausschussbesetzung abgeschlossen, beruft die Bun-
destagspräsidentin die Ausschüsse zu ihren konstituierenden Sitzungen 
ein. Diese werden entweder von ihr selbst oder einem anderen Mitglied 
des Präsidiums geleitet. Dabei muss der Ausschuss beschlussfähig, d. h. 
die Mehrzahl der Mitglieder anwesend sein. Mit der Feststellung der Be-
schlussfähigkeit und der Bestimmung der oder des Vorsitzenden ist der 
Ausschuss konstituiert und kann mit der parlamentarischen Arbeit begin-
nen. In der 20. Wahlperiode hat es bei der Bestimmung des Vorsitzes eine 
Besonderheit gegeben. Während in den zurückliegenden Wahlperioden 
die Person des oder der Vorsitzenden ganz überwiegend durch Akklama-
tion bestimmt wurde, wurde in dieser Wahlperiode in allen Ausschüssen 



41

gleichermaßen das Verfahren der geheimen Wahl des Vorsitzes gewählt. 
Dabei erreichten die drei Abgeordneten, welche die AfD-Fraktion für die 
ihr zustehenden Ausschussvorsitze vorgeschlagen hatte, jeweils nicht die 
erforderliche Mehrheit. Somit kam es in diesen drei Ausschüssen in ana-
loger Anwendung von § 1 Abs. 2 der Geschäftsordnung zur Bestimmung 
eines kommissarischen Vorsitzes durch das dem Bundestag am längsten 
angehörende Mitglied im Ausschuss. Die kommissarische Leitung wurde 
dann in der zweiten Sitzung des Ausschusses abgelöst durch die Bestim-
mung des stellvertretenden Vorsitzes, welcher bis zur endgültigen Wahl 
eines Mitglieds auf Vorschlag der AfD-Fraktion die Geschäfte führt. 

In der 20. Wahlperiode hat der Bundestag folgende 25 ständigen Aus-
schüsse gebildet:
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Die Ausschüsse:

Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung (19 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Daniela Ludwig CDU/CSU

Petitionsausschuss (31 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Martina Stamm-Fibich SPD

Auswärtiger Ausschuss (46 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Michael Roth SPD

Ausschuss für Inneres und Heimat (46 Mitglieder)

Vorsitz:  
N. N. AfD

Sportausschuss (19 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Frank Ullrich SPD

Rechtsausschuss (39 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Elisabeth Winkelmeier-Becker CDU/CSU

Finanzausschuss (45 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Alois Rainer CDU/CSU
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Haushaltsausschuss (45 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Prof. Dr. Helge Braun CDU/CSU

Ausschuss für Wirtschaft und Energie (34 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Michael Grosse Brömer CDU/CSU

Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft  
(35 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Hermann Färber CDU/CSU

Ausschuss für Arbeit und Soziales (50 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Bernd Rützel SPD

Verteidigungsausschuss (38 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Agnes Strack-Zimmermann FDP

Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
(38 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Ulrike Bahr SPD

Ausschuss für Gesundheit (42 Mitglieder)

Vorsitz:  
N. N. AfD

Verkehrsausschuss (34 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Udo Schiefner SPD
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Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit 
und Verbraucherschutz (38 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Harald Ebner BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe  
(18 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Renata Alt FDP

Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung (38 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Kai Gehring BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
 Entwicklung (24 Mitglieder)

Vorsitz:  
N. N. AfD

Ausschuss für Tourismus (19 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Jana Schimke CDU/CSU

Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union (40 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Anton Hofreiter BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Ausschuss für Kultur und Medien (19 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Katrin Budde SPD

Ausschuss für Digitales (34 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Tabea Rößner BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen  
und Kommunen (34 Mitglieder)

Vorsitzende:  
Sandra Weeser FDP

Ausschuss für Klimaschutz und Energie (34 Mitglieder)

Vorsitzender:  
Klaus Ernst Die Linke.

Die Geschäftsordnung bezeichnet die Ausschüsse als „vorbereitende Be-
schlussorgane des Bundestages“. Mit dieser kurzen Beschreibung kommt 
die große Bedeutung der Ausschüsse für die parlamentarische Arbeit zum 
Ausdruck. So beraten Ausschüsse alle Vorlagen, die ihnen vom Plenum 
überwiesen wurden, insbesondere Gesetzentwürfe. Mit seiner Beschluss-
empfehlung gibt der Ausschuss für das Plenum des Bundestages dann ein 
Votum ab, wie mit der ihm überwiesenen Vorlage verfahren werden soll. 
Häufig liegen einem Ausschuss zu demselben Thema mehrere Gesetz-
entwürfe oder Anträge vor, z. B. einer von der Bundesregierung oder den 
Koalitionsfraktionen, einer von der Opposition und ein weiterer vom Bun-
desrat. In diesem Falle beschließt der Ausschuss, von welchem Vorlagen-
text er bei seinen Beratungen ausgeht. Weitere Vorlagen werden dann 
in der Beratung als Änderungsvorschläge herangezogen und behandelt, 
so dass sich die Beratungsgrundlage in wesentlichen Punkten inhaltlich 
verändern kann (zum Gesetzgebungsverfahren in den Ausschüssen siehe 
ausführlich Seite 121 ff.).

Die Beschlussempfehlungen an den Bundestag dürfen sich nur auf die 
den Ausschüssen überwiesenen Vorlagen oder mit diesen in unmittel-
barem Sachzusammenhang stehenden Fragen beziehen. Ausschüsse sind 
grundsätzlich nicht befugt, abschließend über eine Angelegenheit zu 
entscheiden.

Die Geschäftsordnung gestattet es den Ausschüssen ausdrücklich, sich 
auch mit Fragen aus ihrem Geschäftsbereich zu befassen, die ihnen nicht 
vom Bundestag überwiesen worden sind. Ein Ausschuss kann zu einer 
solchen, nicht vom Bundestag überwiesenen Angelegenheit aus seinem 
Geschäftsbereich eine Diskussion führen, er kann dazu auch Vertreterin-
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nen und Vertreter „seines“ Ministeriums hören und Auskünfte einholen; 
ja, es ist üblich, dass ein Ausschuss mehrmals innerhalb einer Wahl-
periode „seine“ Ministerin oder „seinen“ Minister um Bericht über die 
Gesetzgebungsvorhaben in der anstehenden Wahlperiode ersucht und 
Einzelberichte zu aktuellen Fragen aus seinem Ministerium anfordert. 
Diese Selbstbefassungskompetenz schließt jedoch nicht die Befugnis ein, 
darüber dem Bundestag Beschlussempfehlungen vorzulegen.

Die Ausschüsse können auch „ihren“ Ministerien empfehlen, bestimm-
te Maßnahmen zu ergreifen. Das Selbstbefassungsrecht der Ausschüsse 
hat sich zu einem wichtigen Instrument der parlamentarischen Kontrolle 
entwickelt, die die Ausschüsse über die ihnen gegenüberstehenden Bun-
desministerien ausüben. Die Ausschüsse sind der richtige Ort, ins Detail 
gehende Fragen zu klären.

Die laufende begleitende Diskussion von Maßnahmen, die die Exekutive 
zu treffen hat (z. B. zivile oder militärische Beschaffungen, Verkehrspla-
nung etc.), hat jedoch auch ihre Kehrseite. Aus der politischen Kontrolle 
kann sich leicht ein Maß an Beteiligung entwickeln, das in die Nähe einer 
Mitregierung, d. h. einer Mitverantwortung für die Entscheidungen der 
Minister rückt und spätere Kritik zumindest erschwert.

Die Ausschüsse sind zur baldigen Erledigung der ihnen überwiesenen 
Aufgaben verpflichtet. Verzögert sich die Beratung einer Vorlage im Aus-
schuss, aus welchen Gründen auch immer, so können die Fraktionen oder 
5 vom Hundert der Abgeordneten, derzeit also (mindestens) 37 Abge-
ordnete, zehn Sitzungswochen nach Überweisung einer Vorlage verlan-
gen, dass der Ausschuss einen Bericht über den Stand der Beratungen 
erstattet. Wenn sie es verlangen, ist der Bericht auf die Tagesordnung 
des Bundestages zu setzen. Damit ist ein Instrument vorhanden, mit dem 
auch eine Minderheit, vor allem die Opposition, Druck auf die Beratung 
einer Vorlage im Ausschuss ausüben kann. Allerdings sind zehn Sitzungs-
wochen eine lange Zeit, es kann ein halbes Jahr darüber vergehen.

Die Sitzungen der Ausschüsse werden von ihren Vorsitzenden vorbereitet, 
einberufen und geleitet. Sie können ihren Ausschuss nur im Rahmen der 
vom Ältestenrat festgelegten Tagungszeiten für Ausschüsse einberufen. 
Zur Einberufung sind sie verpflichtet, wenn eine Fraktion im Ausschuss 
oder mindestens ein Drittel der Ausschussmitglieder dies unter Angabe der 
Tagesordnung verlangen. Die Einberufung einer Ausschusssitzung außer-
halb des Zeitplanes oder außerhalb Berlins bedarf der Genehmigung der 
Präsidentin, auch dann, wenn der Ausschuss es einstimmig beschlossen 
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oder eine Fraktion es verlangt hat. Die Ausschüsse tagen regelmäßig am 
Mittwoch der Sitzungswochen. Der Vorbereitung der Ausschusssitzungen 
dienen die Obleuterunden, in denen der Vorsitzende mit den Obleuten, 
d. h. den Abgeordneten, die in dem Ausschuss die Hauptansprechpartner 
ihrer jeweiligen Fraktionsführung sind und in den Ausschussberatungen 
den Kurs der Fraktion entscheidend mitbestimmen, die Tagesordnung 
sowie organisatorische und inhaltliche Fragen der nächsten Sitzung ab-
stimmt sowie die längerfristige Planung der Ausschussarbeit erörtert.

Zur Vorbereitung seiner Arbeiten kann jeder Ausschuss aus seiner Mit-
te Unterausschüsse mit bestimmten Aufträgen einsetzen, es sei denn, 
dass ein Drittel seiner Mitglieder widerspricht. Solche Unterausschüsse 
werden entweder zur Beratung eines bestimmten Gesetzentwurfes oder 
eines besonderen Problems eingesetzt oder aber für bestimmte Teilgebie-
te der Kompetenz des Ausschusses während der gesamten Wahlperiode. 
Beispiele für den letztgenannten Fall sind der Unterausschuss zu Fragen 
der Europäischen Union und der Rechnungsprüfungsausschuss des Haus-
haltsausschusses.

Fraktionen können in Ausnahmefällen auch Abgeordnete, die nicht dem 
Ausschuss angehören, als Mitglieder eines Unterausschusses benennen. 
Darüber hinaus können auch mehrere Ausschüsse einen gemeinsamen 
Unterausschuss, insbesondere für die Behandlung von Querschnittsthe-
men, bilden.

Ein Ausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder an-
wesend ist. Er gilt jedoch als beschlussfähig, solange nicht vor einer Ab-
stimmung ein Mitglied verlangt, die Beschlussfähigkeit festzustellen. 
Dies bedeutet, dass ein Ausschuss auch mit weniger als der Hälfte seiner 
Mitglieder beraten und beschließen kann. Die Feststellung der Beschluss-
fähigkeit soll meist nur dazu dienen, eine Abstimmung mit einer Beset-
zung des Ausschusses, die nicht dem Stärkeverhältnis der Fraktionen im 
Bundestag entspricht, zu verhindern. Ist der Ausschuss jedoch beschluss-
fähig, so kann eine Abstimmung mit einer Zufallsmehrheit nicht verhin-
dert werden. Sehr sinnvoll sind solche Abstimmungen allerdings nicht, 
denn sie können spätestens im Plenum wieder revidiert werden.

Aufgrund der allgemeinen Einschränkungen durch die COVID-19-Pan-
demie wurde im März 2020 eine Regelung in die Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages eingefügt, die sowohl eine Absenkung des Quo-
rums für die Beschlussfähigkeit im Plenum (mehr als ein Viertel der Mit-
glieder) als auch besondere Regelungen zur Erleichterung der Arbeit in 
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den Ausschüssen enthielt. So wurde nicht nur eine hybride Teilnahme an 
Ausschusssitzungen sondern erstmals auch die Nutzung elektronischer 
Kommunikationsmittel für Abstimmungen und Beschlussfassungen im 
Ausschuss ermöglicht. Der Bundestag war damit nicht nur in der Lage, 
seine Arbeits- und Funktionsfähigkeit unabhängig vom Infektionsgesche-
hen durchgängig weiter zu gewährleisten, sondern hat zudem Vorsorge 
getroffen, dass die Plenar- und Ausschusssitzungen des Parlaments nicht 
zu einer weiteren Verbreitung des Coronavirus beigetragen haben. Nach 
Ausklingen der Pandemie sind diese COVID-19-Sonderregelungen mitt-
lerweile wieder außer Kraft getreten. Wie in der allgemeinen Arbeitswelt 
haben sich auch beim Deutschen Bundestag bestimmte, ursprünglich in 
der Pandemie begründete Änderungen der Arbeitsweise teilweise be-
währt: Die Möglichkeit, in begründeten Ausnahmefällen eine Ausschuss-
sitzung einzuberufen, an der Mitglieder eines Ausschusses auch über 
elektronische Kommunikationsmittel teilnehmen können, ist mittlerweile 
in der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages verstetigt.

Jeder Ausschuss hat das Recht, durch Beschluss die Anwesenheit eines 
Mitglieds der Bundesregierung zu verlangen, sowohl in den regulären 
Beratungssitzungen als auch bei öffentlichen Anhörungen. Die Herbei-
rufung durch Ausschussbeschluss ist jedoch selten, weil die zuständigen 
Regierungsmitglieder zur Beratung wichtiger Fragen ein eigenes Interes-
se an der Teilnahme haben und bei Verhinderung Parlamentarische oder 
beamtete Staatssekretärinnen oder Staatssekretäre entsendet werden.

Bis zu der am 1. Januar 2023 in Kraft getretenen Geschäftsordnungsre-
form zur Stärkung der Ausschusstransparenz galt der Grundsatz, dass die 
Beratungen der Ausschüsse nicht öffentlich sind. Ein Ausschuss konnte 
zwar beschließen, die Öffentlichkeit zuzulassen; dies geschah aber selten. 
Diese Zurückhaltung der Ausschüsse bei der Herstellung der Öffentlich-
keit wurde zumeist damit begründet, dass die Beratung ohne Publikum, 
ohne Presse und Fernsehen mehr Nüchternheit und Sachbezogenheit 
verspreche und eine offenere Kommunikation unter den Abgeordneten 
ermöglicht werde. Der Grundsatz der Nichtöffentlichkeit stand seit jeher 
in der Kritik, da so ein großer Teil der im Bundestag geleisteten Arbeit, 
nämlich die in den Ausschüssen und Unterausschüssen, der Öffentlichkeit 
nicht direkt zugänglich und daher auch zu wenig bekannt sei. 

Mit der Reform zur Stärkung der Ausschusstransparenz hat nunmehr 
grundsätzlich jeder Ausschuss explizit darüber zu beschließen, ob und in-
wieweit er in öffentlicher Sitzung beraten will. Der Beschluss, öffentlich 
zu tagen, kann auf Dauer, für einzelne Sitzungen, für bestimmte Ver-
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handlungsgegenstände oder Teile derselben gefasst werden. Öffentliche 
Sitzungen sollen zudem im Internet übertragen werden. Besondere Rege-
lungen gelten für geschlossene Ausschüsse, deren Zutritt auf bestimmte 
Abgeordnete beschränkt ist. Zwischenzeitlich haben sich bereits mehrere 
Ausschüsse entschieden, ihre Sitzungen ganz oder zumindest teilweise 
öffentlich durchzuführen. Es bleibt abzuwarten, ob und inwieweit wei-
tere Ausschüsse von der neuen Öffentlichkeitsoption Gebrauch machen 
und inwieweit die Neuregelung tatsächlich dem Transparenzanliegen ge-
recht werden wird.

Auch unter dem Transparenzgesichtspunkt wurden mit der genannten Re-
form die Regeln für Ausschussprotokolle, insbesondere deren Veröffentli-
chungspflicht, neu gefasst. Über jede Ausschusssitzung ist ein schriftliches 
Protokoll anzufertigen. Es muss mindestens alle Ausschussdrucksachen, 
die Gegenstand der Beratung waren, und die Beschlüsse des Ausschus-
ses enthalten sowie den wesentlichen Verlauf der Ausschussberatung zu-
sammenfassen. Ausschussprotokolle sind grundsätzlich unverzüglich zu 
veröffentlichen, soweit sie nicht als Verschlusssache eingestuft sind. In 
bestimmten Fällen erfolgt die Veröffentlichung spätestens ein Jahr nach 
der entsprechenden Ausschusssitzung. Protokolle von Sitzungen geschlos-
sener Ausschüsse sowie bestimmter weiterer Ausschüsse werden indes nur 
auf Beschluss des jeweiligen Ausschusses veröffentlicht. 

Auch zu nicht öffentlichen Sitzungen kann ein Ausschuss Sachverständi-
ge oder Verbandsvertreter hinzuziehen. Im Übrigen ist es allgemein üb-
lich, dass sich die Verbände schriftlich an einen Ausschuss wenden, um 
ihre Auffassungen zu Vorlagen, die dort behandelt werden, darzulegen. 
Bei Vorlagen, durch die wesentliche Belange von Gemeinden und Ge-
meindeverbänden berührt werden, soll ein Ausschuss den auf Bundesebe-
ne bestehenden kommunalen Spitzenverbänden vor der Beschlussfassung 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

Zur Information über einen Gegenstand seiner Beratung kann ein Aus-
schuss auch zu einer öffentlichen Anhörung Sachverständige und ande-
re Auskunftspersonen einladen. Von dieser Möglichkeit der öffentlichen 
Anhörungen wird in großem Umfang Gebrauch gemacht. Sie sind eine 
Möglichkeit der Ausschüsse, sich Informationen über einen Beratungs-
gegenstand zu beschaffen. Darüber hinaus sind sie ein Mittel, um die 
Öffentlichkeit über die zu einem Thema von allgemeinem Interesse vor-
handenen Ansichten zu informieren, und sie geben auch den Verbänden 
Gelegenheit, ihre verschiedenen, oft stark voneinander abweichenden 
Ansichten öffentlich im Bundestag zu vertreten.
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Das Recht, eine öffentliche Anhörung zu verlangen, ist als Minderheits-
recht ausgebildet. Es genügt dazu ein entsprechendes Verlangen eines 
Viertels der Ausschussmitglieder. Allerdings gilt dies nur bei Vorlagen, die 
dem Ausschuss überwiesen worden sind, nicht bei Themen im Rahmen 
der Selbstbefassung.

Öffentliche Anhörungen werden ebenfalls im Internet (www.bundestag.
de) live übertragen; die Videos können auch in der Internet-Mediathek 
abgerufen werden. Daneben werden die Wortprotokolle der öffentlichen 
Anhörungen sowie die von Verbänden und Sachverständigen eingereich-
ten schriftlichen Stellungnahmen auch auf den Internetseiten der Aus-
schüsse veröffentlicht.

Unter den ständigen Ausschüssen haben einige eine besondere Bedeu-
tung, so zum Beispiel der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung, der auch 1. Ausschuss genannt wird. Während bei 
den meisten anderen Ausschüssen der Schwerpunkt ihrer Arbeit in der 
Gesetzgebung liegt, befasst sich dieser Ausschuss mit den inneren An-
gelegenheiten des Deutschen Bundestages. Dazu gehört insbesondere 
die Auslegung und Weiterentwicklung der Geschäftsordnung, die par-
lamentarische Behandlung von Strafverfahren gegen Abgeordnete (Im-
munitätsverfahren), die Überprüfung von Abgeordneten auf eine frühere 
Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR sowie – in 
Form des Wahlprüfungsausschusses – die Überprüfung der ordnungsge-
mäßen Durchführung von Bundestags- und Europawahlen.

Als Geschäftsordnungsausschuss befasst sich der 1. Ausschuss mit Zwei-
felsfragen bei der Anwendung einzelner Vorschriften der Geschäftsord-
nung. Mit sogenannten Auslegungsentscheidungen schafft er für den ge-
samten Bundestag verbindliche Konfliktlösungen für künftige Streitfälle. 
Ist er der Auffassung, dass die Geschäftsordnung in bestimmten Punkten 
geändert oder an neue Gegebenheiten angepasst werden muss, wie zum 
Beispiel an die erweiterten Kompetenzen des Deutschen Bundestages 
in Angelegenheiten der Europäischen Union, kann er auf Grund seines 
Initiativ rechts (§ 128 GO-BT) dem Bundestag hierzu konkrete Vorschläge 
vorlegen, über die dieser zu entscheiden hat. Darüber hinaus berät der 
Geschäftsordnungsausschuss alle ihm vom Plenum überwiesenen Vorla-
gen, insbesondere Gesetzentwürfe, die die Rechtsstellung der Abgeord-
neten sowie den Status des Bundestages, seiner Organe und Gremien 
zum Gegenstand haben. So sind beispielsweise Änderungen des Abge-
ordnetengesetzes oder des Untersuchungsausschussgesetzes Aufgabe 
des 1. Ausschusses. Mitberatend wird er bei Gesetzentwürfen tätig, die 

http://www.bundestag.de
http://www.bundestag.de


51

seinen Zuständigkeitsbereich berühren, wie zum Beispiel bei Änderungen 
des Bundeswahlgesetzes.

Der zweite Arbeitsschwerpunkt des Ausschusses ist die parlamentarische 
Behandlung von Strafverfahren gegen Abgeordnete. Nach Artikel 46 
Abs. 2 GG darf ein Abgeordneter wegen einer mit Strafe bedrohten Hand-
lung nur mit Genehmigung des Bundestages zur Verantwortung gezo-
gen oder verhaftet werden, es sei denn, dass er bei Begehung der Tat 
oder im Laufe des folgenden Tages festgenommen wird. Dieser Schutz 
der Abgeordneten vor Strafverfolgung und Freiheitsbeschränkungen, die 
sogenannte Immunität, ist keine Privilegierung gegenüber allen ande-
ren Bürgerinnen und Bürgern, die sich strafbar gemacht haben, sondern 
dient der Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Bundestages als 
oberstes Gesetzgebungsorgan. Bei der Prüfung, ob die Immunität eines 
Abgeordneten aufgehoben werden soll, nimmt der Ausschuss keine Prü-
fung des Tat- oder Schuldvorwurfs vor. Dies ist Aufgabe der Staatsan-
waltschaft bzw. des Gerichts. Er überprüft lediglich, ob die Durchführung 
des Strafverfahrens auf sachwidrigen, zum Beispiel politisch motivierten 
Gründen beruht.

Seit langem fasst der Bundestag in jeder Wahlperiode erneut einen Be-
schluss, mit dem er generell die Durchführung von Ermittlungsverfahren 
gegen Abgeordnete wegen Straftaten genehmigt, es sei denn, dass es 
sich um Beleidigungen politischen Charakters handelt. Die Staatsanwalt-
schaft hat die Bundestagspräsidentin lediglich vor Einleitung eines Er-
mittlungsverfahrens über ihre Absicht zu unterrichten. Der Bundestag 
kann dann allerdings im Einzelfall die Ermittlungen untersagen, wenn 
hierfür entsprechende Gründe vorliegen. Durchsuchungen, Anklageerhe-
bungen oder Verhaftungen müssen jedoch stets ausdrücklich durch den 
Bundestag auf Vorschlag des 1. Ausschusses genehmigt werden. Diese 
Genehmigung wird – von politischen Beleidigungen abgesehen – in aller 
Regel erteilt.

Die Überprüfung der Wahlen zum Deutschen Bundestag ist nach Arti-
kel 41 GG Sache des Bundestages selbst. Dies gilt auch für die Prüfung 
der Wahl der deutschen Mitglieder des Europäischen Parlaments. Die 
Entscheidung des Bundestages wird durch den Wahlprüfungsausschuss 
vorbereitet. Dieser ist ein eigener Ausschuss, der mit dem 1. Ausschuss 
nur zum Teil personenidentisch ist; seine neun Mitglieder werden unmit-
telbar vom Bundestag gewählt. Der Ausschuss wird tätig auf Grund von 
Wahleinsprüchen, die jeder Wahlberechtigte innerhalb von zwei Monaten 
nach der Wahl einlegen und so die Vorbereitung und Durchführung der 
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Wahl sowie die Stimmenauszählung auf ihre Rechtmäßigkeit überprüfen 
lassen kann. Aber auch ein vom Bundestag festgestellter Fehler bei der 
Durchführung der Wahl führt nicht zwangsläufig zu ihrer Ungültigkeit. 
Dies kommt nur dann in Betracht, wenn sich die beanstandeten Vorgänge 
auf die konkrete Mandatsverteilung im Bundestag ausgewirkt haben oder 
hätten auswirken können. Gegen die Entscheidung des Bundestages kann 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht eingelegt werden.

Die Überprüfung der Abgeordneten auf eine frühere Tätigkeit oder politi-
sche Verantwortung für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR 
ist in § 44c des Abgeordnetengesetzes geregelt. Danach besteht die Mög-
lichkeit einer freiwilligen Überprüfung; bei entsprechenden Anhaltspunk-
ten kann der 1. Ausschuss aber auch gegen den Willen des Betroffenen 
durch einen Beschluss mit Zwei-Drittel-Mehrheit ein Überprüfungsver-
fahren einleiten. Die Feststellung einer solchen Tätigkeit oder Verantwor-
tung hat allerdings keine unmittelbaren rechtlichen Folgen, wie zum Bei-
spiel den Verlust der Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, sondern sie 
wird als Bundestagsdrucksache veröffentlicht, damit jeder Wähler dies 
bei der nächsten Wahl in seine Überlegungen mit einbeziehen kann.

Auch dem 2. Ausschuss, dem Petitionsausschuss, ist durch Art. 45c GG 
und durch das Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschusses des 
Deutschen Bundestages (Gesetz nach Artikel 45c des Grundgesetzes) eine 
besondere Stellung eingeräumt.

Nach Artikel 17 GG hat jedermann das Recht, Bitten und Beschwerden 
an den Bundestag zu senden. Unter „Bitten“ werden vor allem Vorschläge 
zur Gesetzgebung (Erlass, Änderung oder Aufhebung eines Gesetzes) ver-
standen. „Beschwerden“ richten sich im Allgemeinen gegen ein Handeln 
oder Unterlassen von Verwaltungsbehörden.

Der Petitionsausschuss berät die an den Bundestag gerichteten Bitten 
und Beschwerden und legt dazu Sammelübersichten mit Beschlussemp-
fehlungen vor, die vom Bundestag in der Regel ohne Aussprache bestätigt 
werden. Auf Antrag einer Fraktion kann jedoch auch eine Plenardebatte 
über eine einzelne Petition stattfinden. So hat jeder Petent nicht nur An-
spruch darauf, dass der Bundestag seine Eingabe überprüft und ihm die 
Art der Erledigung schriftlich mitteilt, sondern über das Petitionsrecht 
auch die Chance, dass sich das Plenum des Bundestages öffentlich mit 
seinem Anliegen befasst.

Dem Deutschen Bundestag gehen jährlich etwa 15 000 Eingaben zu. 
Dabei wird zunehmend die Möglichkeit genutzt, Petitionen auf elektro-
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nischem Wege einzureichen (https://epetitionen.bundestag.de). Petitio-
nen, die den Richtlinien für öffentliche Petitionen entsprechen, werden 
auf diesem Internetportal veröffentlicht und können dort diskutiert und 
durch elektronische Mitzeichnung unterstützt werden. Zudem werden 
Petitionen von besonderem Interesse nunmehr auch vom Ausschuss unter 
Beteiligung der Petenten in öffentlicher Sitzung beraten. Die Sitzung wird 
auf der Internetseite des Bundestages live übertragen.

Zur Prüfung der Eingaben kann der Petitionsausschuss nicht nur – wie 
alle anderen Ausschüsse – Mitglieder der Bundesregierung zu seinen Sit-
zungen herbeirufen und mündliche oder schriftliche Auskünfte von der 
Regierung einholen. Er kann außerdem von der Bundesregierung, den ihr 
nachgeordneten Behörden und den ihrer Aufsicht unterstehenden Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts Auskunft, 
Vorlage von Akten und Zutritt zu den Einrichtungen verlangen, Petenten, 
Zeugen und Sachverständige anhören oder Amtshilfe durch Gerichte und 
Verwaltungsbehörden in Anspruch nehmen. Im Unterschied zu einem 
Untersuchungsausschuss kann der Petitionsausschuss aber keine Zeugin-
nen oder Zeugen vereidigen. Betrifft die Petition einen Gegenstand der 
Beratung in einem Fachausschuss, so holt der Petitionsausschuss eine 
Stellungnahme des betreffenden Fachausschusses ein.

Die Tätigkeit des Petitionsausschusses bietet nicht nur in vielen Fällen 
den Petenten Rat und Hilfe, sondern zeigt auch dem Bundestag, wo in 
Gesetzgebung und Verwaltung Fehler, Lücken oder Härten aufgetreten 
sind. Sie hat gelegentlich schon – ähnlich wie die Rechtsprechung der 
Gerichte – zu Gesetzesverbesserungen geführt.

Von der Pflicht des Petitionsausschusses zur Petitionsbehandlung gibt 
es jedoch Ausnahmen. So bleiben z. B. alle anonymen Eingaben unbe-
arbeitet, ferner Eingaben, deren Behandlung in anhängige Gerichtsver-
fahren eingreifen könnte. Schließlich werden jährlich bis zu 10 Prozent 
der Eingaben an die Petitionsausschüsse der Landesparlamente oder an 
die europäischen Institutionen überwiesen, weil sie in deren Zuständig-
keit fallen.

Zwei weitere Ausschüsse, deren Einsetzung das Grundgesetz vorschreibt, 
sind der Auswärtige Ausschuss und der Verteidigungsausschuss (Arti-
kel 45a GG).

Der Auswärtige Ausschuss gehört traditionell zu den größten Ausschüs-
sen des Bundestages. Die Hauptaufgabe des Auswärtigen Ausschusses 
liegt nicht in der Beratung von Gesetzentwürfen, sondern in der parla-

https://epetitionen.bundestag.de
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mentarischen Kontrolle der Außenpolitik der Bundesregierung. So man-
che außenpolitische Debatte findet nicht in einer Plenarsitzung des Bun-
destages statt, sondern im Auswärtigen Ausschuss, wo die Öffentlichkeit 
nicht zugelassen ist und die Beratungen für vertraulich oder geheim er-
klärt und daher ohne Rücksicht auf internationale Reaktionen geführt 
werden können. Bei den wenigen Gesetzentwürfen, die dem Auswärtigen 
Ausschuss federführend überwiesen werden, handelt es sich meist um 
Zustimmungsgesetze zu außenpolitisch bedeutsamen Verträgen mit an-
deren Staaten.

Daneben ist der Auswärtige Ausschuss federführend zuständig für die 
Vorbereitung von Beschlüssen des Bundestages über Auslandseinsätze 
der Bundeswehr. Mit seinem Urteil vom 12. Juli 1994, wonach Auslands-
einsätze bewaffneter deutscher Streitkräfte zwar grundsätzlich verfas-
sungsrechtlich zulässig sind, jeder Einsatz jedoch der – im Normalfall vor-
herigen – konstitutiven Zustimmung des Deutschen Bundestages bedarf, 
hat das Bundesverfassungsgericht den besonderen Charakter der Bundes-
wehr als Parlamentsarmee betont und dem Deutschen Bundestag eine 
entscheidende Rolle bei Auslandseinsätzen deutscher Streitkräfte zuge-
billigt. Das Verfahren in diesen Fällen regelt das Parlamentsbeteiligungs-
gesetz. Danach muss die Bundesregierung vor einem Einsatz bewaffne-
ter deutscher Streitkräfte im Ausland einen Antrag mit detaillierten und 
präzisen Angaben zu dem geplanten Einsatz an den Bundestag stellen. 
Gleiches gilt grundsätzlich auch für einen Antrag auf Verlängerung eines 
Einsatzes, der rechtzeitig vor Ablauf eines bestehenden Mandates zu 
stellen ist. Nach dem Abschluss der Beratungen, an denen neben dem 
federführenden Auswärtigen Ausschuss vor allem der Verteidigungsaus-
schuss stets mitberatend beteiligt ist, kann das Parlament den Antrag der 
Bundesregierung entweder im Ganzen annehmen oder ablehnen, ändern 
kann es ihn jedoch nicht.

Auch der Verteidigungsausschuss ist nicht in erster Linie ein Gesetz-
gebungsausschuss; er ist vielmehr im Zusammenhang mit dem Aufbau 
der Bundeswehr durch Artikel 45a GG – ebenso wie der Wehrbeauftragte 
des Bundestages durch Artikel 45b GG – in das Grundgesetz eingefügt 
worden, um eine wirksame parlamentarische Kontrolle der Streitkräfte 
zu gewährleisten. Deshalb gibt Artikel 45a Abs. 2 GG dem Verteidigungs-
ausschuss das Recht, sich jederzeit selbst als Untersuchungsausschuss zu 
konstituieren. Schon ein Viertel seiner Mitglieder kann verlangen, dass 
der Verteidigungsausschuss eine bestimmte Angelegenheit zum Gegen-
stand seiner Untersuchung macht.
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Für Angelegenheiten der Verteidigung kann der Bundestag deshalb auch 
keinen anderen Untersuchungsausschuss einsetzen, sondern nur den 
Verteidigungsausschuss beauftragen, sich mit einer Angelegenheit als 
Untersuchungsausschuss zu befassen. Der Verteidigungsausschuss hat 
dann die gleichen Rechte wie ein vom Bundestag gemäß Artikel 44 GG 
eingesetzter Untersuchungsausschuss, d. h. er kann Zeugen vorladen so-
wie vereidigen und die Vorlage von Akten verlangen. Gerichte und Ver-
waltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. Grund-
sätzlich soll ein Untersuchungsausschuss die erforderlichen Beweise in 
öffentlicher Verhandlung erheben; beim Verteidigungsausschuss jedoch 
muss aus Sicherheitsgründen häufig unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
verhandelt werden, da sowohl vorzulegende Akten als auch Zeugenaus-
sagen geheimhaltungsbedürftige Fragen betreffen können. Der Vertei-
digungsausschuss hat sich zuletzt in der 19. Wahlperiode am 30.  Ja-
nuar 2019 auf Antrag der Fraktionen FDP, Die Linke. sowie BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN als Untersuchungsausschuss konstituiert. Er hatte den 
Auftrag, den Umgang mit externer Beratung und Unterstützung im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung aufzuklären. 
Die Vorgänge waren unter vertraglichen, rechtlichen, haushälterischen, 
geheimschutzrelevanten, militärischen, technologischen und politi-
schen Gesichtspunkten zu prüfen. Ferner sollten die persönlichen und 
politischen Verantwortlichkeiten der Leitungsebene sowie die Aufklä-
rungs- und Informationspraxis des Bundesministeriums der Verteidigung 
untersucht werden. Den vom Untersuchungsausschuss beschlossenen 
Abschlussbericht hat sich der Verteidigungsausschuss am 16. September 
2020 zu eigen gemacht. 

Der Auswärtige Ausschuss, der Verteidigungsausschuss und der Ausschuss 
für Inneres und Heimat (Beratung von Angelegenheiten der inneren Si-
cherheit) sind die sog. geschlossenen Ausschüsse. Bei diesen Ausschüssen 
ist die Teilnahme auf die ordentlichen Mitglieder und die namentlich be-
nannten Stellvertreter und Stellvertreterinnen beschränkt, d. h. andere 
Abgeordnete können im Unterschied zu den sonstigen Ausschüssen an 
den Sitzungen dieser Ausschüsse nicht als Zuhörer teilnehmen.

Eine herausgehobene Bedeutung hat auch der Ausschuss für die Ange
legenheiten der Europäischen Union. Im Zusammenhang mit der Ratifi-
zierung des Vertrages von Maastricht Ende 1992 wurde seine Einsetzung 
in Artikel 45 GG festgeschrieben. Mit 40 ordentlichen und 40 stellvertre-
tenden Mitgliedern des Deutschen Bundestages gehört er zu den großen 
Ausschüssen des Bundestages. Außerdem gehören dem Ausschuss auch 



56

deutsche Mitglieder des Europäischen Parlaments als mitwirkungsbe-
rechtigte Mitglieder an. Diese sind zwar nicht stimmberechtigt, betei-
ligen sich aber an den Beratungen und sichern so die enge Zusammen-
arbeit zwischen den parlamentarischen Gremien der nationalen und der 
europäischen Ebene. Der EU-Ausschuss ist in seiner Funktion als Integra-
tionsausschuss zuständig für alle Grundsatzfragen der europäischen In-
tegration. Dazu gehören institutionelle Reformen der Europäischen Uni-
on, ihre Erweiterung sowie die Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament und den nationalen Parlamenten der anderen Mitgliedstaaten. 
Zudem befasst er sich als Querschnittsausschuss insbesondere mit den 
europäischen Vorhaben, die mehrere verschiedene Politikfelder betreffen. 
Zu den besonderen Befugnissen des EU-Ausschusses gehört, dass er  – 
auf Grund einer entsprechenden Ermächtigung im Einzelfalle durch das 
Plenum – die Rechte des Bundestages gegenüber der Bundesregierung 
nach Artikel 23 GG wahrnehmen kann. Es handelt sich dabei um Stel-
lungnahmen zu Rechtsetzungsvorhaben der Europäischen Union, über die 
die Bundesregierung im Rat der Europäischen Union mit zu beschließen 
hat, deren Standpunkt jedoch zuvor mit dem Bundestag abzustimmen ist.

Nicht zuletzt ist bei den Ausschüssen mit besonderer Stellung der Haus
haltsausschuss zu erwähnen. Er gilt als der mächtigste Ausschuss, da er 
mit allen Angelegenheiten der Gestaltung und Kontrolle des Bundeshaus-
halts befasst ist und faktisch über die Bewilligung von Haushaltsmitteln 
entscheidet. Wegen der besonderen Bedeutung des Haushalts besteht 
übrigens der Brauch – der nicht in der Geschäftsordnung geregelt ist, 
aber eingehalten wird –, dass immer ein Mitglied der größten Opposi-
tionsfraktion den Vorsitz im Haushaltsausschuss übernimmt. Damit wird 
die Bedeutung der parlamentarischen Kontrolle gegenüber der Regierung 
unterstrichen.

Hauptaufgabe des Haushaltsausschusses ist die federführende Beratung 
des von der Bundesregierung jährlich vorzulegenden Entwurfs des Bun-
deshaushalts. Auch alle anderen Haushaltsvorlagen wie Ergänzungs-
vorlagen und Vorlagen zur Änderung des Haushaltsgesetzes und des 
Haushaltsplans (Nachtragshaushaltsvorlagen) werden ihm zur Beratung 
überwiesen. Dazu werden im Ausschuss für die gesamte Wahlperiode 
für jeden Einzelplan des Bundeshaushalts Berichterstatter und Bericht-
erstatterinnen bestimmt. Das hat zur Folge, dass die Berichterstatter sich 
intensiv und dauerhaft in die Vorhaben, finanziellen Planungen und Pro-
gramme „ihres“ Ministeriums einarbeiten können. Die Berichterstatterin-
nen und Berichterstatter werden so zu Ansprechpartnern und intimen 
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Kennern ihres Bereichs in einem Maße, das von anderen Abgeordneten 
kaum erreichbar ist.

Der Haushaltsausschuss hat darüber hinaus ein Prüfungs- und Mitspra-
cherecht bei allen Gesetzen, die mit erheblichen finanziellen Auswirkun-
gen verbunden sind (Finanzvorlagen). Hat die Vorlage Auswirkungen auf 
den Haushalt, erhöht sie also beispielsweise den Betrag der vorgesehenen 
Ausgaben oder verringert sie den Betrag der vorgesehenen Einnahmen, 
so prüft der Haushaltsausschuss, ob die vorgesehene Maßnahme mit der 
Haushaltslage vereinbar ist. Sollte er dies verneinen und hierin vom Bun-
destag bestätigt werden, könnte der Gesetzentwurf nicht weiter beraten 
werden. Diese Prüfung durch den Haushaltsausschuss soll möglichst ver-
hindern, dass die Bundesregierung von ihren Rechten nach Artikel 113 
GG Gebrauch macht. Auf Grund dieser Bestimmung kann die Bundes-
regierung das Inkrafttreten eines Ausgaben erhöhenden oder Einnahmen 
mindernden Gesetzes verhindern oder zunächst einmal die erneute Be-
ratung eines solchen Gesetzes verlangen, weil sie es finanziell nicht für 
vertretbar hält. Tatsächlich hat die Bundesregierung von diesen Möglich-
keiten jedoch noch nie Gebrauch gemacht. In der Praxis wird die Frage, 
wie Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gedeckt werden können, bei 
der Beratung des betreffenden Gesetzes im Haushaltsausschuss zwischen 
den Abgeordneten und Vertretern des Finanzministeriums geklärt.

Daneben nimmt der Haushaltsausschuss Einfluss auf die konkrete Ver-
wendung von Haushaltsmitteln. Im Haushaltsgesetz werden ihm regel-
mäßig durch sogenannte qualifizierte Sperrvermerke bestimmte Ent-
scheidungen bei der Ausführung des Bundeshaushalts vorbehalten: er 
entscheidet dann auf Antrag des Bundesfinanzministers darüber, ob be-
stimmte im Haushaltsplan bewilligte Mittel im laufenden Haushaltsjahr 
tatsächlich ausgegeben werden dürfen.

Wichtige neue Aufgaben sind dem Haushaltsausschuss in der 17. Wahl-
periode im Zusammenhang mit der Bewältigung der Krise in der Euro-
zone zugewachsen. Vor dem Hintergrund einer drohenden Zahlungsun-
fähigkeit ganzer Staaten mit unübersehbaren Folgen für das gesamte 
internationale Bankensystem wurden zusammen mit den Partnern der 
Eurozone vielfältige Hilfsprogramme ins Leben gerufen, die allerdings an 
strenge Bedingungen zur Haushaltskonsolidierung und Steigerung der 
Wirtschaftsleistung gekoppelt sind und deren Einhaltung von den Ins-
titutionen EU-Kommission, Internationaler Währungsfonds und Europäi-
sche Zentralbank überwacht wird. Am Ende dieses Prozesses stehen der 
sogenannte Fiskalpakt und der Europäische Stabilisierungsmechanismus 
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ESM. Dieser wurde als internationale Finanzinstitution eingerichtet, die 
ESM-Mitgliedern mit schwerwiegenden Finanzierungsproblemen unter 
engen Voraussetzungen und strengen Auflagen Stabilitätshilfe gewäh-
ren kann. Der Haushaltsausschuss ist bei Angelegenheiten des ESM und 
bei Auszahlungen von Hilfsgeldern einzubeziehen (s. dazu im Einzelnen 
unten S. 90 ff.).

Zur Entflechtung seiner Arbeit hat der Haushaltsausschuss zwei Unter-
ausschüsse eingesetzt:

Der Rechnungsprüfungsausschuss kontrolliert den Vollzug der vom Haus-
haltsausschuss bewilligten Ausgaben, prüft die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Bundes und bereitet die Entlastung der Bundesregie-
rung durch das Plenum des Deutschen Bundestages auf der Grundlage 
der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes vor. Die Kontrollergebnisse 
fließen wiederum kontinuierlich in den Prozess der Haushaltsplanung 
und Haushaltsgesetzgebung ein. Auf diese Weise ergibt sich ein Kreislauf 
aus nachträglicher Überprüfung, begleitender Kontrolle und planender 
Mitwirkung durch das Parlament, bei dem die Erkenntnisse aus dem einen 
Bereich dem jeweils anderen zugute kommen.

Der Unterausschuss zu Fragen der Europäischen Union ist mit der Vor-
beratung der dem Haushaltsauschuss überwiesenen EU-Vorlagen befasst.

Darüber hinaus sind dem Haushaltsausschuss drei weitere Gremien mit 
besonderen Aufgaben zugeordnet, die sich allesamt aus Mitgliedern des 
Haushaltsausschusses zusammensetzen:

Dem Vertrauensgremium gemäß § 10a Abs. 2 der Bundeshaushaltsord-
nung obliegt die Beratung und Beschlussfassung über die Wirtschafts-
pläne der Nachrichtendienste.

Das Gremium zu Fragen der Kreditfinanzierung des Bundes gemäß § 3 
des Bundesschuldenwesengesetzes (Bundesfinanzierungsgremium) 
befasst sich regelmäßig mit allen Fragen des Schuldenmanagements 
des Bundes sowie der Beteiligungen des Bundes an privatrechtlichen 
Unternehmen. Seit dem 1. Januar 2018 hat dieses parlamentarische 
Gremium zusätzlich die Aufgaben nach § 10a des Finanzmarktstabi-
lisierungsfondsgesetzes und § 16 des Restrukturierungsfondsgesetzes 
übernommen. Es befasst sich mit dem Finanzmarktstabilisierungs-
fonds, über den die in Folge der Finanzkrise notwendig gewordenen 
Maßnahmen zur Rettung inländischer Finanzinstitutionen finanziert 
wurden, und dem Restrukturierungsfonds, der vorbeugend das Finanz-
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system stabilisieren soll und die Bankenabgabe erhebt. Das Gremium 
berät alle Angelegenheiten, die diese Fonds betreffen, und beschäftigt 
sich mit den langfristigen Entwicklungen der Finanzmarktpolitik.

Das Sondergremium nach § 3 Abs. 3 des Stabilisierungsmechanismus-
gesetzes und § 6 Abs. 2 des ESM-Finanzierungsgesetzes nimmt die 
Beteiligungsrechte des Bundestages wahr, wenn nach Artikel 18 des 
Vertrages zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM) Aufkäufe von Staatsanleihen eines Euro-Mitgliedstaates auf 
dem Sekundärmarkt geplant sind und die Bundesregierung die beson-
dere Vertraulichkeit dieser Maßnahme geltend macht.

Insgesamt ist der Bundestag durch seinen Haushaltsausschuss kontinu-
ierlich in das gesamte Finanzgebaren des Bundes eingebunden und damit 
politisch auch bis zu einem gewissen Grade aktiv beteiligt. Auch deshalb 
stellen die Haushaltsdebatten im Bundestag regelmäßig einen der Höhe-
punkte des parlamentarischen Jahres dar. Traditionell wird dabei nicht 
nur um einzelne Positionen gestritten, sondern das gesamte Regierungs-
programm anhand der dafür aufzuwendenden Gelder zum Gegenstand 
der Auseinandersetzungen zwischen Regierung und Opposition gemacht. 
Besonders der Einzelplan des Bundeskanzlers bzw. der Bundeskanzlerin 
gibt Anlass zur Generalaussprache über dessen politische Grundlinien, 
und die Haushalte wichtiger Ressorts – z. B. Arbeit und Soziales, Verteidi-
gung, Auswärtiges Amt u. a. – bilden Anknüpfungspunkte für die kritische 
öffentliche Durchleuchtung der Regierungspolitik.

Mit dem zunehmenden Einfluss technischer Entwicklungen auf alle Le-
bensumstände des Menschen und seine Umwelt ist auch dem Bundestag 
in stärkerem Maße technologiepolitische Verantwortung zugewachsen. 
Um dieser Herausforderung gerecht zu werden, unterhält er seit 1990 ein 
neues Instrument der Wissensbeschaffung und Entscheidungsvorberei-
tung. Er hat den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen
abschätzung mit der Initiierung und politischen Steuerung von Technik-
folgenanalysen beauftragt. Diese wissenschaftlichen Analysen werden 
vom Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag 
(TAB) durchgeführt. Mit dem Betrieb des TAB hat der Ausschuss erstmalig 
1990 das Forschungszentrum Karlsruhe, das heutige Karlsruher Institut 
für Technologie, beauftragt, das in der aktuellen Vertragslaufzeit auf der 
Basis von Kooperationsverträgen durch das Institut für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung und die VDI/VDE Innovation und Technik 
GmbH unterstützt wird. Auftraggeber und Steuerungsinstanz ist der Aus-
schuss, der die von Seiten der Fachausschüsse und der Fraktionen des 
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Bundestages initiierten Anträge auf Durchführung von Technikanalysen 
sichtet, bündelt und das TAB nach Maßgabe der politischen Relevanz mit 
der Bearbeitung beauftragt. Die inhaltliche Ausrichtung der TAB-Ana-
lysen orientiert sich am Beratungsbedarf des Deutschen Bundestages; 
entsprechend weit ist das Themenspektrum der Untersuchungen. Die 
Arbeitsergebnisse sind grundsätzlich öffentlich. Das TAB informiert zu-
sätzlich im Internet unter www.tab-beim-bundestag.de über seine Arbeit.

► Untersuchungsausschüsse und weitere Gremien

Außer den ständigen Ausschüssen kann – oder muss – der Bundestag eine 
Reihe anderer Ausschüsse, Kommissionen und Gremien bilden, die sich 
nach Zusammensetzung, Aufgabe und Arbeitsweise von den ständigen 
Ausschüssen deutlich unterscheiden.

Nach Artikel 44 GG kann der Bundestag zur Untersuchung bestimm-
ter Vorfälle einen Untersuchungsausschuss einsetzen; auf Antrag eines 
Viertels seiner Mitglieder ist er hierzu verpflichtet. Dies ist ein besonders 
wichtiges Minderheitsrecht, das vor allem von der Opposition zur Prüfung 
behaupteter Missstände in Regierung und Verwaltung bzw. behaupteten 
Fehlverhaltens von Politikerinnen und Politikern genutzt wird.

Die Rechte und das Verfahren des Untersuchungsausschusses sind im 
Untersuchungsausschussgesetz geregelt.

Die Antragsteller haben in ihrem Antrag das Beweisthema konkret und 
präzise zu beschreiben. Im Einsetzungsbeschluss bestimmt der Bundestag 
auch die Zahl der Ausschussmitglieder. Auf die Beweiserhebungen finden 
die Vorschriften über den Strafprozess sinngemäß Anwendung. Gerichte 
und Verwaltungsbehörden sind zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. 
Als Beweismittel dienen insbesondere die Vernehmung von Zeuginnen 
und Zeugen, die Anhörung von Sachverständigen sowie die Beiziehung 
von Akten. Es besteht außerdem die Möglichkeit, Ermittlungsbeauftragte 
zu berufen; der Untersuchungsausschuss hat dazu jederzeit das Recht 
und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder die Pflicht. Untersu-
chungsausschüsse müssen grundsätzlich in öffentlicher Verhandlung die 
erforderlichen Beweise erheben. Je nach Untersuchungsgegenstand fin-
det die Zeugeneinvernahme jedoch häufig – zumindest teilweise – auch 
in nichtöffentlicher Sitzung statt. 

Das Ergebnis fasst der Untersuchungsausschuss in einem Bericht an das 
Plenum zusammen. Wenn die Bewertung der Untersuchung zwischen Ko-

http://www.tab-beim-bundestag.de
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alition und Opposition, wie meist, umstritten ist, enthält der Bericht ein 
Mehrheits- und ein Minderheitsvotum. Wiederum in Abhängigkeit vom 
Untersuchungsgegenstand kann es geboten sein, Teile des Berichts als 
Verschlusssache einzustufen. Dieser Berichtsteil ist dann nur in der Ge-
heimschutzstelle des Deutschen Bundestages einsehbar. 

In der 19. Wahlperiode hatte der Bundestag drei Untersuchungsaus-
schüsse nach Artikel 44 GG eingesetzt: Am 1. März 2018 den 1. Unter-
suchungsausschuss zum Terroranschlag Breitscheidplatz in Berlin, am 
28. November 2019 den 2. Untersuchungsausschuss zum Verhalten der 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Einfüh-
rung der Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) und am 1. Oktober 2020 den 
3. Untersuchungsausschuss zum Verhalten der Vorkommnisse in Zusam-
menhang mit dem inzwischen insolventen Zahlungsdienstleister Wire-
card.

Von den Untersuchungsausschüssen sind die Enquete-Kommissionen zu 
unterscheiden, die der Deutsche Bundestag zur Vorbereitung von gesetz-
geberischen Entscheidungen über umfangreiche und bedeutsame Sach-
komplexe einsetzen kann bzw. auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder 
einsetzen muss. Enquete-Kommissionen setzen sich aus Mitgliedern des 
Bundestages und externen Sachverständigen, die die gleichen Rechte 
wie die Abgeordneten haben, zusammen. Sie legen dem Bundestag bis 
spätestens zum Ende der Wahlperiode einen Bericht vor, der allerdings 
nicht wie bei den ständigen Ausschüssen mit einer konkreten Beschluss-
empfehlung an den Bundestag verbunden ist. Vielmehr müssen Empfeh-
lungen einer Enquete-Kommission aus der Mitte des Bundestages oder 
von der Bundesregierung aufgegriffen und als Gesetzentwurf oder Antrag 
eingebracht werden, wenn der Bundestag dazu etwas beschließen soll. In 
der 19. Wahlperiode hatte der Deutsche Bundestag zwei Enquete-Kom-
missionen eingesetzt, die sich mit den Themenkomplexen „Künstliche 
Intelligenz – gesellschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche Poten-
ziale“ und „Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt“ befasst haben.

Ein parlamentarisches Gremium besonderer Art ist der erstmals in der 
15.  Wahlperiode eingesetzte Parlamentarische Beirat für nachhalti-
ge Entwicklung. Seine Aufgabe ist die parlamentarische Begleitung 
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung sowie der 
Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregierung auf europäischer Ebene und 
auf Ebene der Vereinten Nationen. Der Parlamentarische Beirat beglei-
tet u. a. Beratungen in anderen Gremien des Deutschen Bundestages, 
die eine nachhaltige Entwicklung betreffen, indem dem jeweils feder-
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führenden Ausschuss gutachtliche Stellungnahmen und Empfehlungen 
zur Beratung vorgelegt werden. Das Gremium, das auch zu Beginn der 
20.  Wahlperiode wieder eingesetzt worden ist und dem 20 Mitglieder 
angehören, hat dem Bundestag bis zur Mitte der Legislaturperiode Vor-
schläge vorzulegen, wie die Arbeit des Beirats noch effizienter ausgestal-
tet und wirksamer in die Öffentlichkeit getragen werden kann. 

Nicht zuletzt als Folge des weiteren Aufwuchses der Mitgliederzahl des 
Parlaments hat der Bundestag zu Beginn der 20. Wahlperiode die im Bun-
deswahlgesetz nunmehr verpflichtend vorgesehene Kommission zur Re-
form des Wahlrechts und zur Modernisierung der Parlamentsarbeit einge-
setzt. Bereits am Ende der 19. Wahlperiode war die Kommission erstmalig 
eingesetzt worden, konnte jedoch nur noch insgesamt zweimal tagen 
und über die Leitfragen der weiteren Arbeit beraten. Auf dieser Grund-
lage berät die Kommission in dieser Wahlperiode nun über Vorschläge zu 
einer effektiven Verkleinerung des Bundestages, über verfassungskonfor-
me Vorschläge zum Erreichen einer gleichberechtigten Repräsentanz von 
Frauen und Männern im Bundestag, über die Modernisierung und Digi-
talisierung der Parlamentsarbeit sowie über eine Absenkung des aktiven 
Wahlalters auf 16 Jahre, eine Verlängerung der Dauer der Wahlperioden 
sowie die Begrenzung von Amts- und Mandatszeiten und eine Bünde-
lung von Wahlterminen in Bund und Ländern. Die Kommission besteht 
aus dreizehn Mitgliedern des Bundestages sowie der gleichen Anzahl an 
Sachverständigen und verfügt über zwei – paritätisch besetzte – Vorsitze.  
Auftragsgemäß hat die Kommission der Bundestagspräsidentin ihren Ab-
schlussbericht im Mai 2023 vorgelegt (BT-Drs. 20/6400). 

Für die Kontrolle der Nachrichtendienste des Bundes (Bundesnachrichten-
dienst, Bundesamt für Verfassungsschutz, Militärischer Abschirmdienst) 
ist nach Artikel 45d GG und dem Gesetz über die Parlamentarische Kon-
trolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes das Parlamentarische 
Kontrollgremium (PKGr) zuständig. Seine Mitglieder werden zu Beginn 
der Wahlperiode vom Bundestag mit den Stimmen der Mehrheit seiner 
Mitglieder gewählt. Die Bundesregierung hat die Pflicht, das Gremium 
umfassend über die allgemeine Tätigkeit der Nachrichtendienste des 
Bundes und über Vorgänge von besonderer Bedeutung zu unterrichten. 
Auf Verlangen hat sie auch über sonstige Vorgänge zu berichten. Das 
Gremium kann unter anderem Akten und Dateien der Nachrichtendiens-
te einsehen sowie deren Mitarbeiter befragen und hat Zutritt zu allen 
Dienststellen der Nachrichtendienste. Die Bundesregierung kann eine 
Unterrichtung nur verweigern, wenn dies aus zwingenden Gründen des 
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Nachrichtenzugangs oder aus Gründen des Schutzes von Persönlichkeits-
rechten Dritter notwendig oder der Kernbereich der exekutiven Eigen-
verantwortung betroffen ist. In diesem Fall hat sie dies dem Parlamen-
tarischen Kontrollgremium gegenüber zu begründen. Zur Wahrnehmung 
seiner Kontrollaufgaben kann das Gremium im Einzelfall auch einen 
Sachverständigen mit der Durchführung von Untersuchungen beauftra-
gen. Das Parlamentarische Kontrollgremium erstattet dem Bundestag in 
der Mitte und am Ende jeder Wahlperiode Bericht. Es übt seine Tätigkeit 
auch nach Ende der Wahlperiode aus, bis der neu gewählte Bundestag 
wieder ein Parlamentarisches Kontrollgremium eingesetzt hat.

Neben der Kontrolle der Nachrichtendienste obliegen dem Parlamenta-
rischen Kontrollgremium auch Kontrollaufgaben auf Grund des Gesetzes 
zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Arti-
kel 10-Gesetz – G 10). So bestellt es nach Anhörung der Bundesregierung 
für die Dauer einer Wahlperiode die „G 10-Kommission“, deren Mitglieder 
nicht Mitglieder des Bundestages sein müssen. Beide Gremien tagen ge-
heim.

Die Nachrichtendienste dürfen von dem Mittel der Post- und Kommuni-
kationskontrolle nur unter den Voraussetzungen, die im Artikel 10-Gesetz 
aufgeführt sind, Gebrauch machen. Jede Maßnahme bedarf grundsätz-
lich der vorherigen Zustimmung der G 10-Kommission. Diese entscheidet 
monatlich als unabhängiges und an keine Weisungen gebundenes Organ 
über die Zulässigkeit und Notwendigkeit der Beschränkungsmaßnahmen. 
Bei bestimmten Überwachungsmaßnahmen ist die Zustimmung des Par-
lamentarischen Kontrollgremiums selbst notwendig. Die Bundesregierung 
muss das Parlamentarische Kontrollgremium halbjährlich über alle Be-
schränkungsmaßnahmen unterrichten. Dieses berichtet dann jährlich 
dem Bundestag.

Der G 10-Kommission kommen darüber hinaus Entscheidungskompe-
tenzen für bestimmte Befugnisse der Nachrichtendienste (z. B. Auskunft 
über Telekommunikationsverbindungs- oder Finanzdaten) zu, die nun-
mehr den Diensten durch das Gesetz zur Entfristung von Vorschriften zur 
Terrorismusbekämpfung vom 3. Dezember 2020 unbefristet eingeräumt 
sind. Auch über diese Maßnahmen ist das Parlamentarische Kontrollgre-
mium in Abständen von höchstens sechs Monaten zu unterrichten.

Eine gleichartige Problematik wie bei den Nachrichtendiensten ergibt 
sich aus der Befugnis des Zollkriminalamts, zur Verhütung von Straftaten 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz oder dem Kriegswaffenkontrollgesetz 
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das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis – wenn auch durch Anordnung 
eines Landgerichts – in Einzelfällen aufheben zu können. Um auch hier 
die parlamentarische Kontrolle sicherzustellen, ist nach § 23c Abs. 8 Zoll-
fahndungsdienstgesetz ein Gremium aus neun Mitgliedern des Bundes-
tages zu bestellen, dem der Bundesminister der Finanzen in Abständen 
von höchstens sechs Monaten über Eingriffe in das Grundrecht nach 
Art. 10 GG zu berichten hat.

Zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität wurde durch eine Ände-
rung des Artikel 13 GG der Einsatz technischer Mittel zur akustischen 
Überwachung von Wohnungen zum Zwecke der Strafverfolgung ermög-
licht. Die Intensität des Grundrechtseingriffs gebietet eine parlamenta-
rische Kontrolle, die durch das aus neun Mitgliedern des Bundestages 
bestehende Gremium nach Artikel 13 Absatz 6 Grundgesetz auf der 
Grundlage des von der Bundesregierung jährlich vorzulegenden Berichts 
über den Einsatz technischer Überwachungsmittel erfolgt.

Artikel 94 GG schreibt vor, dass die 16 Richterinnen und Richter des 
Bundesverfassungsgerichts je zur Hälfte von Bundestag und Bundesrat 
gewählt werden. Die vom Bundestag zu berufenden Richter werden auf 
Vorschlag des Wahlausschusses durch das Plenum mit verdeckten Stimm-
karten ohne Aussprache gewählt. Zum Richter ist gewählt, wer eine 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen, mindestens die Mehrheit 
der Stimmen der Mitglieder des Bundestages auf sich vereinigt. Der zur 
Vorbereitung dieser Wahl eingesetzte Wahlausschuss besteht aus zwölf 
Abgeordneten; für einen Wahlvorschlag sind mindestens acht Stimmen 
seiner Mitglieder erforderlich. Dieses Verfahren soll gewährleisten, dass 
dem Plenum nur Kandidatinnen und Kandidaten zur Wahl vorgelegt wer-
den, die über eine hinreichende Unterstützung – auch aus den Reihen der 
Opposition  – verfügen. Die übrigen acht Richterinnen und Richter des 
Bundesverfassungsgerichts werden vom Plenum des Bundesrates, eben-
falls mit Zweidrittelmehrheit, gewählt.

► Die Wehrbeauftragte des Bundestages

Gemäß Artikel 45b GG wird zum Schutz der Grundrechte und als Hilfs-
organ des Bundestages bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrol-
le über die Bundeswehr eine Wehrbeauftragte bzw. ein Wehrbeauftragter 
berufen. Ihr bzw. sein Auftrag ist insbesondere, möglichen Grundrechts-
verletzungen bei den Soldatinnen und Soldaten oder Verletzungen der 
Grundsätze der Inneren Führung nachzugehen und dem Parlament über 
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den inneren Zustand der Bundeswehr zu berichten. Berufung und recht-
liche Stellung sind durch das Wehrbeauftragtengesetz geregelt. Die bzw. 
der Wehrbeauftragte – selbst kein Mitglied des Bundestages – wird in 
geheimer Wahl auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Wahl bedarf 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages, derzeit also mindestens 
369 Stimmen.

Die bzw. der Wehrbeauftragte wird selbstständig tätig, wenn ihr oder 
ihm Umstände bekannt werden, die auf eine Verletzung der Grundrechte 
der Soldaten oder Soldatinnen oder der Grundsätze der inneren Führung 
schließen lassen. Sie bzw. er wird ferner zur Prüfung bestimmter Vor-
gänge nach Weisung des Bundestages oder des Verteidigungsausschusses 
tätig und hat das Recht, jederzeit unangemeldet Truppenbesuche durch-
zuführen und bei dieser Gelegenheit Auskunft von den Vorgesetzten zu 
verlangen und in Abwesenheit der Vorgesetzten Gespräche mit Soldaten 
zu führen. Jede Soldatin und jeder Soldat hat die Möglichkeit, sich direkt 
an die oder den Wehrbeauftragten zu wenden. Die bzw. der Wehrbeauf-
tragte ist damit die „Ombudsperson“ der Angehörigen der Streitkräfte, 
eine zusätzliche Petitionsinstanz neben dem Petitionsausschuss des Bun-
destages nach Artikeln 17, 45c GG.

Die bzw. der Wehrbeauftragte erstattet dem Bundestag jährlich Bericht 
über die Tätigkeit. Möglich ist auch die Erstattung von Einzelberichten. 
Die Berichte überweist die Bundestagspräsidentin dem Verteidigungs-
ausschuss zur Beratung; dieser wiederum erstattet dem Bundestagsple-
num Bericht. Der Bericht der bzw. des Wehrbeauftragten wird regelmäßig 
auch im Bundestag debattiert. Entsprechend einer langjährigen Übung 
erteilt dabei die Präsidentin der bzw. dem Wehrbeauftragten das Wort, 
wenn es von einer Fraktion oder von anwesenden 5 vom Hundert der Ab-
geordneten, derzeit also mindestens 37 Abgeordneten, verlangt worden 
ist. Nachdem sie vom Bundestag mit der erforderlichen Mehrheit gewählt 
wurde, ist Frau Dr. Eva Högl seit dem 25. Mai 2020 Wehrbeauftragte des 
Deutschen Bundestages.

Plenarsitzungen des Bundestages
Eine Sitzungswoche des Bundestages läuft im Allgemeinen nach folgen-
dem Schema ab: Am Montagnachmittag tagen die Fraktionsvorstände 
sowie einige wichtige Untergremien der Fraktionen, am Montagabend 
die meisten Landesgruppen der Fraktionen. Der Dienstagvormittag ist den 
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Arbeitskreisen und Arbeitsgruppen der Fraktionen und der Dienstagnach-
mittag den Vollversammlungen der Fraktionen vorbehalten. Am Mittwoch 
tagen regelmäßig die Ausschüsse und das Präsidium; ab 13.00 Uhr fin-
det im Plenum zunächst die Befragung der Bundesregierung und danach 
die Fragestunde statt. Am Donnerstag tagt der Bundestag von 9.00 Uhr 
morgens bis zum späten Abend; um 13.00 Uhr kommt der Ältestenrat 
zusammen. Am Freitag findet ebenfalls eine Plenarsitzung von 9.00 Uhr 
bis regelmäßig zum späten Nachmittag statt. Von dieser Einteilung wird 
allerdings gelegentlich abgewichen, z. B. bei den Haushaltsberatungen, 
die meist vier Plenarsitzungstage in Anspruch nehmen.

Das Bild, das die Öffentlichkeit vom Bundestag gewinnt, entsteht fast 
ausschließlich aus den Plenarsitzungen des Bundestages, die von den Tri-
bünen, durch Fernsehübertragungen oder live im Internet verfolgt wer-
den können. Dabei wird oftmals die geringe Präsenz im Plenum kritisiert, 
die zu dem Trugschluss verleitet, der Bundestag widme sich seinen Auf-
gaben nicht in dem gebotenen Maße. Die Arbeitsstatistik des Parlaments 
(s. S. 104) beweist das Gegenteil. Bei den Debatten im Plenum handelt 
es sich regelmäßig um Fachdebatten zu einzelnen, spezifischen Politik-
feldern. Es ist sinnvoll, dass diese Debatten in erster Linie von den Fach-
politikerinnen und -politiker geführt werden, während die anderen Ab-
geordneten ihren zahlreichen anderen Aufgaben in den Ausschüssen, den 
Arbeitskreisen und -gemeinschaften sowie den Fraktionen nachgehen. 
Andernfalls wäre das Arbeitspensum der Mandatsträger kaum zu bewäl-
tigen. Daher ist es grundsätzlich angezeigt, dass nicht alle Abgeordneten 
zu jeder Debatte im Plenum sind.

► Fragen an die Bundesregierung

Die Befragung der Bundesregierung ist in der 19. und zuletzt in der lau-
fenden 20. Wahlperiode mit dem Ziel reformiert worden, dieses Instru-
ment der Regierungskontrolle attraktiver zu gestalten. Mit ihr haben die 
Abgeordneten die Möglichkeit, sich am Mittwoch jeder Sitzungswoche 
mit Fragen zu allen Themen an die Bundesregierung im Rahmen von de-
ren Verantwortlichkeit zu wenden. Zur Beantwortung stehen nunmehr 
immer zwei Mitglieder der Bundesregierung (Bundesministerin bzw. Bun-
desminister), im Übrigen Parlamentarische Staatssekretäre/innen bzw. 
Staatsminister/innen zur Verfügung. Dreimal jährlich stellt sich auch der 
Bundeskanzler den Fragen der Abgeordneten. Vor Beginn der regelmäßig 
90 Minuten dauernden Befragung erhalten die Mitglieder der Bundes-
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regierung insgesamt bis zu acht Minuten das Wort für ihre einleitenden 
Berichte. In der Praxis konzentriert sich dann die Befragung auf Fragen 
zu den Berichten, den Geschäftsbereichen der anwesenden Regierungs-
mitglieder und zu Themen der vorangegangenen Sitzung des Bundes-
kabinetts, deren Tagesordnung dem Bundestag zuvor mitgeteilt worden 
ist. Fragen und Antworten müssen kurz gefasst sein, um einen lebendigen 
Austausch zu gewährleisten und möglichst viele Fragesteller zum Zuge 
kommen zu lassen.

Im Anschluss an die Regierungsbefragung findet die 45-minütige Frage-
stunde statt. Jeder Abgeordnete kann für die Fragestunde in jeder Sit-
zungswoche bis zu zwei Fragen zur mündlichen Beantwortung an die 
Bundesregierung richten. Auch hier müssen die Fragen kurz gefasst sein 
und sich auf Bereiche beziehen, für die die Bundesregierung unmittelbar 
oder mittelbar verantwortlich ist. Sie dürfen keine unsachlichen Feststel-
lungen oder Wertungen enthalten. Jede Frage darf in zwei Unterfragen 
unterteilt sein. Die Fragen müssen beim Bundestag spätestens bis Freitag, 
10.00 Uhr, vor der Sitzungswoche, in der sie beantwortet werden sollen, 
eingereicht werden. Diese Fristsetzung soll es ermöglichen, die Fragen 
noch am Freitag bis 12 Uhr der Bundesregierung zuzuleiten. Damit ist 
dem jeweils zuständigen Ministerium eine Frist von knapp drei Tagen für 
die zur Beantwortung notwendigen Recherchen gegeben, die oft nicht 
nur im eigenen Hause, sondern auch bei anderen Ministerien, bei nach-
geordneten Bundesbehörden und auch bei Landesregierungen notwen-
dig sind. Beantwortet werden die Fragen meist von Parlamentarischen 
Staatssekretären/innen oder Staatsministern/innen der Bundesministe-
rien, mitunter aber auch von den Ministerinnen oder Ministern selbst.

In der Fragestunde werden die Frage und die Namen der bzw. des Fra-
gestellenden aufgerufen. Ist diese/r nicht anwesend, wird die Frage nur 
dann schriftlich beantwortet, wenn aufgrund der zeitgleichen Teilnahme 
an einer Ausschusssitzung diese nicht mündlich gestellt werden kann und 
bis zum Aufruf des Geschäftsbereichs um schriftliche Beantwortung ge-
beten wurde. Fragen, die während der Fragestunde aus Zeitmangel nicht 
mehr aufgerufen werden, beantwortet die Bundesregierung ebenfalls 
schriftlich; die Antwort geht gleichzeitig dem Parlamentssekretariat zu, 
das für die Aufnahme der Antwort in den Anhang zum Plenarprotokoll 
sorgt.

Die bis Freitag eingegangenen Fragen werden nach den Geschäftsberei-
chen der Bundesregierung in einer Drucksache zusammengestellt. Nach 
der Geschäftsordnung bestimmt die Präsidentin, in welcher Reihenfolge 
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die Geschäftsbereiche aufgerufen werden. In der Praxis werden die Res-
sorts in der von der Bundesregierung festgelegten amtlichen Reihenfolge 
aufgerufen. Um zu gewährleisten, dass alle Geschäftsbereiche regelmä-
ßig aufgerufen werden, wird von dieser Reihenfolge ausgehend für den 
Aufruf in der Fragestunde ein rollierendes System zugrunde gelegt. Be-
gonnen wird grundsätzlich mit dem Geschäftsbereich, der dem in der 
vorangegangenen Fragestunde zuletzt aufgerufenen Geschäftsbereich 
folgt. Abweichend hiervon bildet der in der vorangegangenen Fragestun-
de zuletzt aufgerufene Geschäftsbereich jedoch den Anfang, wenn die 
dazu für die vergangene Sitzungswoche eingereichten Fragen nicht we-
nigstens zur Hälfte aufgerufen wurden.

In der Fragestunde sind die Fragestellerinnen und Fragesteller berechtigt, 
nach der ersten Beantwortung ihrer Frage bis zu zwei Zusatzfragen zu 
stellen. Jedes andere Mitglied des Bundestages kann eine weitere Zu-
satzfrage stellen. Die Präsidentin soll diese zulassen, soweit dadurch die 
ordnungsgemäße Abwicklung der Fragestunde nicht gefährdet wird. Dies 
führt gelegentlich zu einem ausgedehnten Wechsel von Fragen und Ant-
worten zu einem Thema, an dem sich Abgeordnete der Koalitionsfrak-
tionen mit ihren Zusatzfragen häufig zur Unterstützung der Regierung 
beteiligen.

Jedes Mitglied des Bundestages ist darüber hinaus berechtigt, in jedem 
Monat bis zu vier Fragen zur schriftlichen Beantwortung an die Bundes-
regierung zu richten. Die Fragen sollen binnen einer Woche nach Eingang 
beim Bundeskanzleramt beantwortet werden. Die während einer Wo-
che eingegangenen Antworten werden in der folgenden Woche in einer 
Drucksache veröffentlicht.

Von den hier aufgeführten Fragerechten wird im Bundestag in großem 
Umfang Gebrauch gemacht. In der 18. Wahlperiode (2013 bis 2017) be-
trug die Zahl der mündlichen und schriftlichen Fragen über 17 000. In der 
19. Wahlperiode hat sich die Zahl auf knapp 31 000 erhöht.

Indes ist mit diesen den einzelnen Abgeordneten zur Verfügung stehen-
den Möglichkeiten das Instrumentarium des parlamentarischen Frage-
rechts, das zu den klassischen Kompetenzen der Kontrolle der Bundes-
regierung gehört, nicht erschöpft. Weitere Instrumente der Information 
und Kontrolle sind die Großen und Kleinen Anfragen, die spezifischen 
Regelungen der Geschäftsordnung unterliegen und sich in Ausgestaltung, 
Verfahren und Wirkung unterscheiden (s. dazu unten S. 80 f.).
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► Debatten

In den Plenarsitzungen werden die Beschlüsse gefasst, die in den Fraktio-
nen und Ausschüssen vorbereitet wurden. Mit diesen Beschlüssen trifft 
der Bundestag seine verbindlichen politischen Entscheidungen. Kernstück 
der Plenarsitzungen sind die Debatten. Zwar wird zu manchen Tagesord-
nungspunkten, vor allem bei politisch unstrittigen Entscheidungen, schon 
im Ältestenrat vereinbart, dass keine Aussprache stattfinden soll; in die-
sen Fällen wird sofort entweder über die Überweisung einer Vorlage oder 
über ihre Annahme oder Ablehnung abgestimmt. Aber im Übrigen reiht 
sich in einer Plenarsitzung eine Debatte an die andere.

Die Platzierung der Verhandlungsgegenstände auf der Tagesordnung so-
wie die Dauer der Debatten werden in der Regel im Ältestenrat vereinbart 
und vom Bundestag bestätigt. Kommt es nicht zu einer Vereinbarung im 
Ältestenrat, so beschließt hierüber das Plenum, ggf. nach einer kurzen 
Geschäftsordnungsdebatte.

Diese Vereinbarungen zur Gestaltung des Ablaufs der Plenarsitzungen 
setzen eine Verständigung der parlamentarischen Mehrheit mit der Op-
position voraus, deren Interessen an der Behandlung der von ihr ein-
gebrachten Initiativen zu berücksichtigen sind. In der 18. Wahlperiode 
lag dem ein interfraktionell vereinbartes festes Schema für die Reihung 
der Themen in der Plenartagesordnung zugrunde. Nachdem es in der 
19. Wahlperiode nicht gelungen war, eine derartige, von allen Fraktio-
nen getragene Vereinbarung über ein Grundschema für die Gestaltung 
der Plenartagesordnung zu treffen, hat man sich in der 20.  Wahlpe-
riode wieder auf ein solches Schema für die Reihung der Plenartages-
ordnung, der Debattenformate sowie für die Verteilung der vier Kern-
zeitthemen am Donnerstag und der zwei Kernzeitthemen am Freitag 
einigen können. Danach besetzen die Oppositionsfraktionen den zwei-
ten und vierten Tagesordnungspunkt mit ihren Themen. Auch im weite-
ren Verlauf des Donnerstag und Freitag wechseln sich Koalitions- und 
 Oppositionsfraktionen mit ihren Tagesordnungspunkten, für die ganz 
überwiegend relativ kurze Debattenzeiten angesetzt werden, weitge-
hend ab.

Die Verteilung der Redezeit auf die einzelnen Fraktionen in der jeweils 
vereinbarten Debattendauer erfolgt regelmäßig nach einem festen 
Schlüssel, der meist zu Beginn der Wahlperiode vereinbart wird. Aus-
gehend vom Stärkeverhältnis der Fraktionen berücksichtigt dieser ggf. 
auch zusätzliche Gesichtspunkte, wie z. B. einen Bonus bei Debatten zur 
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Einbringung eigener Vorlagen. Es handelt sich damit nicht um einen ma-
thematischen, sondern um einen politischen Verteilungsschlüssel. Dieser 
wird zudem für unterschiedliche Gesamtredezeiten (Debattenformate) 
festgelegt. So stehen z. B. in der Praxis der 20. Legislaturperiode von einer 
sog. „Berliner Stunde“ Redezeit (68 Minuten) der Fraktion der SPD 19 
Minuten, der CDU/CSU-Fraktion 18 Minuten, der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN 11 Minuten, der FDP-Fraktion 9 Minuten, der AfD-Fraktion 
7 Minuten und der Fraktion DIE LINKE. 4 Minuten zu.

Innerhalb dieses Rahmens bestimmen die Fraktionen selbst, welches ihrer 
Mitglieder wie lange zu einem bestimmten Gegenstand reden soll. Die 
Parlamentarischen Geschäftsführer/innen teilen die Rednerinnen und 
Redner ihrer Fraktion und deren Redezeiten der amtierenden Sitzungs-
leitung mit, die sich parlamentarischer Übung entsprechend an diese 
Vorgaben hält. Allerdings wird auch Abgeordneten, die eine von der Frak-
tionslinie abweichende Meinung vortragen wollen und deshalb von ihrer 
Fraktion nicht als Redner benannt wurden, mit Rücksicht auf ihr verfas-
sungsrechtlich garantiertes Rederecht als weiteren Rednern – außerhalb 
des Fraktionskontingents – das Wort erteilt. Die Redezeit entspricht in 
diesen Fällen derjenigen für fraktionslose Abgeordnete.

Die Mitglieder der Bundesregierung und des Bundesrates haben gemäß 
Artikel 43 Abs. 2 S. 2 GG ein grundsätzlich unbegrenztes Rederecht. In 
der Praxis werden jedoch die von ihnen in Anspruch genommenen Rede-
zeiten auf die Redezeit der entsprechenden Fraktionen angerechnet, so 
dass sich das Gesamtverhältnis zwischen den Redezeiten der Fraktionen 
in der Regel nicht verändert.

Die amtierende Sitzungsleitung bestimmt – im Rahmen der von Ältesten-
rat und Fraktionen getroffenen oben beschriebenen Festlegungen – die 
Reihenfolge der Rednerinnen und Redner. Die Geschäftsordnung führt 
Gesichtspunkte auf, die dabei zu beachten sind:

„Dabei soll ihn die Sorge für sachgemäße Erledigung und zweckmäßige 
Gestaltung der Beratung, die Rücksicht auf die verschiedenen Parteirich-
tungen, auf Rede und Gegenrede und auf die Stärke der Fraktionen leiten; 
insbesondere soll nach der Rede eines Mitgliedes oder Beauftragten der 
Bundesregierung eine abweichende Meinung zu Wort kommen.“

Eine wichtige Aufgabe der Sitzungsleitung ist es, die Einhaltung der den 
Rednerinnen und Rednern zur Verfügung stehenden Redezeit zu über-
wachen. Überschreiten Abgeordnete ihre Redezeit, so soll ihnen die Prä-
sidentin nach erfolgter Mahnung das Wort entziehen.
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Ist die Gesamtberatungsdauer zu einem Verhandlungsgegenstand abge-
laufen, so schließt die Sitzungsleitung nach Beendigung der Ausführun-
gen des letzten Redners bzw. der letzten Rednerin die Aussprache. Je nach 
Art des Verhandlungsgegenstandes und des Stadiums seiner Behandlung 
folgt in der Regel die Abstimmung über die Vorlage oder ihre Überwei-
sung an die Fachausschüsse. Möglich sind allerdings auch sogenannte 
„Vereinbarte Debatten“. Hierbei handelt es sich um Aussprachen zu poli-
tisch bedeutsamen Themen, ohne dass eine Vorlage gemäß § 75 Abs. 1 
GO-BT oder eine Regierungserklärung als Beratungsgegenstand vorliegt.

Es gibt nach Art und Dauer verschiedene Formen der Debatte. Die be-
sondere Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit finden die Generaldebatten, 
die sich meist an Regierungserklärungen anschließen, insbesondere aber 
auch im Rahmen der alljährlichen mehrtägigen Beratungen über den 
Bundeshaushalt stattfinden. Auch bedeutsame, umstrittene Gesetzent-
würfe und Große Anfragen können Anlass zu langen, sehr kontrovers ge-
führten Debatten geben. In erster Linie hat das Parlament jedoch viel De-
tailarbeit zu verrichten, die von der Öffentlichkeit eher unbeachtet bleibt. 
So wird die Tagesordnung des Bundestages maßgeblich bestimmt durch 
die Vielzahl von kurzen Debatten zu teilweise sehr speziellen fachlichen 
Fragen, in denen entsprechend versierte Abgeordnete die Haltung ihrer 
Fraktion vortragen.

Zur Bewältigung dieses großen Pensums können nach vorheriger Verein-
barung im Ältestenrat anstelle einer Aussprache die schriftlichen Rede-
texte zu Protokoll genommen werden; sie werden dann als Anlagen zum 
Stenografischen Bericht der Plenarsitzung veröffentlicht. Diese Praxis ist 
dem beschränkten Zeitkontingent auch an einem vollen Sitzungstag, der 
von 9 Uhr bis weit nach Mitternacht dauern kann, geschuldet und ent-
spricht gleichzeitig dem Bemühen, die politischen Standpunkte der Frak-
tionen darzulegen.

Da die Reden oft fachpolitische Fragen und diese auch im Detail be-
handeln, werden sie entsprechend gründlich vorbereitet. Dies erklärt, 
dass diesen Debatten keine besondere Spontaneität anhaftet und der 
Eindruck eines routinemäßigen Ablaufs der Bundestagssitzungen ent-
steht, zu denen sich häufiger nur wenige Abgeordnete im Plenarsaal ein-
finden. Insoweit ist jedoch auch zu berücksichtigen, dass den Debatten 
und Beschlüssen des Plenums ein oft lang dauernder politischer Willens-
bildungsprozess vorausgeht und die Themen in den Fraktionen, ihren 
Gre mien sowie in den Ausschüssen bereits eingehend erörtert wurden. 
Es geht deshalb in den Sitzungen des Bundestages nicht darum, dass 
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Abgeordnete sich erst ihre Meinung bilden oder versuchen, die Gegen-
seite zu überzeugen. Sinn der Plenardebatten ist vielmehr, die im parla-
mentarischen Prozess vorbereiteten Entscheidungen unter Darlegung der 
Haltung der Fraktionen für die Öffentlichkeit nachvollziehbar zu machen.

Zu ihren Pflichten gehören neben der Teilnahme an Beratungen und 
Abstimmungen im Plenum des Deutschen Bundestages und in seinen 
Ausschüssen die Teilnahme an Sitzungen der eigenen Fraktion, deren 
Arbeitsgruppen und Arbeitskreisen, die Lektüre von politischen und Fach-
zeitschriften, das Studium von Akten, Anträgen und Gesetzesentwürfen, 
ggf. die Vorbereitung eigener Ansprachen und Debattenbeiträge, Tele-
fonate, die Erledigung von Post aus den verschiedensten Kreisen der Be-
völkerung, insbesondere auch aus dem Wahlkreis, politische Gespräche 
mit Bürgern, anderen Abgeordneten und Interessenvertretern und vieles 
mehr. Angesichts dieser Aufgabenfülle muss es den einzelnen Abgeord-
neten überlassen bleiben, bei welchen Tagesordnungspunkten sie ihre 
Teilnahme an einer Plenarsitzung für wichtig halten. Es führt daher zu 
Trugschlüssen, wenn die Besetzung des Plenums als Vergleichsmaßstab 
für das Pflichtbewusstsein, Engagement, Interesse oder die Leistung der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages genommen wird.

Eine besondere Form der Debatte ist die „Aussprache zu Themen von 
allgemeinem aktuellen Interesse“, die so genannte Aktuelle Stunde. Ur-
sprünglich war sie eingeführt worden, um den Abgeordneten, die mit ei-
ner Antwort der Bundesregierung auf eine Frage in der Fragestunde nicht 
zufrieden waren, sie als ausweichend oder jedenfalls nicht ausreichend 
betrachteten, eine Gelegenheit zur weiteren Diskussion zu geben. Inzwi-
schen sind die Möglichkeiten, ein Thema von allgemeinem aktuellen Inte-
resse in dieser Weise aufzugreifen, verselbstständigt worden: Eine Aktuelle 
Stunde findet auch dann statt, wenn sie im Ältestenrat vereinbart wurde 
oder wenn sie von einer Fraktion oder von 5 vom Hundert der Abgeordne-
ten, derzeit also von mindestens 37 Abgeordneten, verlangt wird.

An jedem Sitzungstag kann nur eine Aktuelle Stunde stattfinden; eine 
weitere Aktuelle Stunde zu einem anderen Thema wird gegebenenfalls 
auf den folgenden Sitzungstag vertagt. In den letzten Jahren fanden fast 
in jeder Tagungswoche jedenfalls zwei, häufig sogar drei Aktuelle Stun-
den statt.

Die Aktuelle Stunde ist durch zwei Besonderheiten gekennzeichnet: Zum 
einen ist nach der Geschäftsordnung die Dauer der Aussprache auf eine 
Stunde beschränkt, zum anderen darf die Redezeit jedes einzelnen Red-
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ners 5 Minuten nicht überschreiten. Die Bundesregierung hat ebenfalls 
ihre grundsätzliche Bereitschaft zur Beachtung dieses Zeitlimits erklärt. 
Die von Mitgliedern der Bundesregierung, des Bundesrates und ihren Be-
auftragten in Anspruch genommene Redezeit wird nicht angerechnet. 
Da diesem Personenkreis – wegen des verfassungsrechtlich garantierten 
Rederechts der Regierungs- und Bundesratsvertreter (Art. 43 Abs. 2 S. 2 
GG) – das Wort nicht entzogen werden kann, sieht die Geschäftsordnung 
vor, dass eine Fraktion die Eröffnung einer hinsichtlich Dauer und Rede-
zeit unbeschränkten Debatte verlangen kann, wenn die Redezeit länger 
als 10 Minuten dauert. Aktuelle Stunden sparen inhaltlich keinen Bereich 
der Politik aus. Gegenstand sind häufig aktuelle Geschehnisse im In- und 
Ausland sowie vor allem politische Äußerungen, die zur Gelegenheit für 
Kritik an der Gegenseite sowie für das Hervorheben eigener Standpunkte 
genommen werden. Auf Grund ihrer Ausgestaltung als Minderheitsrecht 
ist die Aktuelle Stunde die Möglichkeit der Opposition, kurzfristig ein 
eigenes Thema auf der Tagesordnung des Plenums zu platzieren.

In dem Bestreben, die Plenardebatte lebendiger zu gestalten und den 
spontanen Austausch von Argumenten und Positionen zu fördern, sieht 
die Geschäftsordnung die Möglichkeit einer Zwischenbemerkung – Kurz-
intervention – während oder am Ende eines Debattenbeitrages vor. Über 
das Instrument der Zwischenfrage hinaus, die nur eine direkte Frage an 
die Rednerin oder den Redner zulässt, kann bei der Kurzintervention eine 
Frage durch eine kurze Erklärung eingeleitet oder aber eine Erklärung un-
abhängig von einer Frage abgegeben werden. Um den Debattenzeitplan 
insgesamt noch in etwa einzuhalten, wird eine Kurzintervention nach 
einer Vereinbarung im Ältestenrat auf grundsätzlich zwei Minuten Dauer 
begrenzt. Auch wenn die Kurzintervention im Anschluss an einen Debat-
tenbeitrag erfolgt, darf der Redner hierauf noch einmal antworten, wobei 
ihm nach der genannten interfraktionellen Vereinbarung ebenfalls bis zu 
zwei Minuten zur Verfügung stehen.

Eine zeitliche Beschränkung auf fünf Minuten gilt für mehrere Arten 
von Redebeiträgen und Erklärungen, die von Abgeordneten innerhalb 
oder außerhalb einer Debatte abgegeben werden können. So erteilt die 
Präsidentin zu einem Geschäftsordnungsantrag vorrangig das Wort. Ein 
solcher Antrag muss sich auf den zur Beratung stehenden Verhandlungs-
gegenstand oder auf die Tagesordnung beziehen. Das Wort zur Geschäfts-
ordnung betrifft also ausschließlich Verfahrensfragen: die Sache, um die 
es in einer Debatte geht, darf dabei nicht näher behandelt werden. Aber 
es fällt oft schwer, das Verfahren von der Sache zu trennen.
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Mit einer Erklärung zur Aussprache können Abgeordnete Äußerungen, die 
sich in einer Debatte auf ihre Person bezogen haben, zurückweisen oder 
eigene Ausführungen richtig stellen. Nach der Geschäftsordnung wird 
das Wort hierzu nach Schluss, Unterbrechung oder Vertagung einer Aus-
sprache erteilt. Die Präsidentin kann jedoch zur direkten Erwiderung auch 
vorrangig das Wort während der Aussprache erteilen.

Nach Schluss der Debatte können Abgeordnete eine Erklärung zur Ab-
stimmung abgeben, um ihr Verhalten in der Abstimmung zu begründen. 
Die Präsidentin soll eine solche Erklärung in der Regel vor der Abstim-
mung zulassen. Sie ist nur zur abschließenden Abstimmung über einen 
Verhandlungsgegenstand zulässig. Wird sie schriftlich abgegeben, so wird 
sie in den Anhang zum Stenografischen Bericht aufgenommen.

Schließlich kann die Präsidentin vor Eintritt in die Tagesordnung, nach 
Schluss, Unterbrechung oder Vertagung einer Aussprache zu einer Er-
klärung außerhalb der Tagesordnung das Wort erteilen. Der Anlass ist 
ihr vorher mitzuteilen. Die Erklärung darf sich nicht auf einen Punkt der 
Tagesordnung beziehen, sondern soll lediglich Gelegenheit geben, ein Er-
eignis mitzuteilen, einen tatsächlichen Vorgang darzustellen oder eine 
persönliche Stellungnahme zu einer den Abgeordneten oder ein politi-
sches Ereignis betreffenden Äußerung außerhalb des Hauses abzugeben. 
In der Praxis wird hiervon nur selten Gebrauch gemacht.

In einem abweichenden Sinne wird der Begriff „Erklärung“ an anderer 
Stelle in der Geschäftsordnung gebraucht: Bei der Beratung von Be-
schlussempfehlungen des Vermittlungsausschusses sowie über einen 
Einspruch des Bundesrates dürfen nur Erklärungen abgegeben werden, 
eine Aussprache ist in beiden Fällen vor der Abstimmung ausdrücklich 
nicht zugelassen. Die Dauer dieser Erklärungen ist zeitlich nicht begrenzt, 
in der Praxis beschränkt man sich jedoch in der Regel auf 5 Minuten. Der 
Unterschied zu Debattenbeiträgen liegt darin, dass lediglich die Position 
der Fraktionen zum Vermittlungsvorschlag oder zum Einspruch dargelegt 
werden soll, ohne jedoch auf die Erklärungen der anderen Fraktionen ein-
zugehen (über die Bedeutung dieser Vorgänge im Gesetzgebungsverfah-
ren siehe ab Seite 139 ff.).

► Gegenstände der Verhandlung

Die Gegenstände, mit denen sich der Bundestag in seinen Plenardebatten 
befasst, sind äußerst vielfältig.
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Die Geschäftsordnung zählt in § 75 alle Vorlagen auf, die als Verhand-
lungsgegenstand auf die Tagesordnung gesetzt oder im Zusammenhang 
mit Tagesordnungspunkten beraten werden können. Da Gesetzentwürfe 
und alle mit dem Gesetzgebungsverfahren zusammenhängenden Vorla-
gen später (ab S. 105 ff.) behandelt werden, wird hier nur von den sons-
tigen Verhandlungsgegenständen die Rede sein, sofern sie nicht schon 
früher erwähnt wurden. Die Beratung einer Vorlage kann in der Regel 
frühestens am dritten Tage nach Verteilung der Drucksache beginnen. 
Diese Fristbestimmung soll sicherstellen, dass die Abgeordneten Zeit zur 
Vorbereitung der Debatte haben. Von dieser Bestimmung kann aber in 
den meisten Fällen mit Zweidrittelmehrheit abgewichen werden.

Nicht jeder Verhandlungsgegenstand muss jedoch zwingend eine Vorla-
ge sein. In der Praxis bedeutsames Beispiel ist die Regierungserklärung, 
zu deren Abgabe die Bundesregierung jederzeit berechtigt ist (Artikel 43 
Abs. 2 Satz 2 GG). Regierungserklärungen können von der Bundeskanzle-
rin/dem Bundeskanzler, aber auch von jedem anderen Mitglied der Bun-
desregierung vorgetragen werden.

Eine besonders wichtige Regierungserklärung ist die, mit der die Bundes-
kanzlerin oder der Bundeskanzler zum Amtsantritt vor dem Bundestag die 
Politik der Regierung für die Wahlperiode vorstellt. Im Laufe der Wahl-
periode kann die Bundesregierung von sich aus Erklärungen zu aktuellen 
politischen Themen vor dem Parlament abgeben. Regierungserklärungen 
werden so rechtzeitig angemeldet, dass sie auf die Tagesordnung gesetzt 
werden und die Fraktionen sich auf die anschließende Debatte vorberei-
ten können.

Berichte und Materialien der Bundesregierung zur Unterrichtung des 
Bundestages kann die Bundestagspräsidentin, ohne sie auf die Tagesord-
nung zu setzen, nach Vereinbarung im Ältestenrat einem Ausschuss über-
weisen. Sie kommen nur dann auf die Tagesordnung, wenn der Ausschuss 
einen über die Kenntnisnahme hinausgehenden Beschluss empfehlen will. 
Wann eine solche schriftliche Unterrichtung durch die Bundesregierung 
debattiert wird und ob überhaupt eine Plenardebatte darüber stattfindet, 
hängt also von der politischen Bedeutung solcher Berichte ab. Die inte-
ressierte Öffentlichkeit kann jedenfalls schon mit ihrer Veröffentlichung 
als Bundestagsdrucksache von ihnen Kenntnis nehmen.

Anträge können sehr verschiedene Inhalte haben. Sie werden als selbst-
ständiger Punkt auf die Tagesordnung gesetzt. In den meisten Fällen 
handelt es sich um Anträge von Mitgliedern des Bundestages mit einer 
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Aufforderung an die Bundesregierung, z. B. einen Gesetzentwurf zur Re-
gelung einer bestimmten Angelegenheit vorzulegen, bestimmte Maß-
nahmen zu ergreifen, sich zu Sachfragen zu äußern oder über im Antrag 
genannte Ereignisse oder Politikbereiche zu berichten.

Anträge von Abgeordneten müssen von einer Fraktion oder von 5 vom 
Hundert der Abgeordneten, derzeit also von mindestens 37 Abgeordne-
ten, unterzeichnet sein, soweit die Geschäftsordnung nichts anderes vor-
schreibt.

Etwas anderes ist zum Beispiel für den politisch schwerwiegenden Miss-
trauensantrag gegen die Bundeskanzlerin / gegen den Bundeskanzler 
vorgeschrieben, der auf einen Regierungswechsel zielt. Der Antrag, der 
Bundeskanzlerin oder dem Bundeskanzler das Misstrauen auszusprechen 
(Artikel 67 GG), muss einen Vorschlag zur Wahl einer neuen Bundeskanz-
lerin/eines neuen Bundeskanzlers enthalten und von einem Viertel der 
Mitglieder des Bundestages oder von einer Fraktion, die mindestens ein 
Viertel der Mitglieder umfasst, unterzeichnet sein. Der Misstrauensantrag 
ist also in Wirklichkeit ein Antrag, eine neue Bundeskanzlerin bzw. einen 
neuen Bundeskanzler zu wählen (so genanntes konstruktives Misstrau-
ensvotum). Zwischen dem Antrag und der Wahl müssen 48 Stunden lie-
gen (Artikel 67 Abs. 2 GG). Diese Wahl wird – ebenso wie die Kanzlerwahl 
zu Beginn der Wahlperiode (Artikel 63 GG) – als geheime Wahl durchge-
führt, und die vorgeschlagene Nachfolgerin, der vorgeschlagene Nachfol-
ger ist nur dann gewählt, wenn sie oder er die Stimmen der Mehrheit der 
Mitglieder des Bundestages erhält; der Bundespräsident muss dann die 
Ernennungsurkunde überreichen. Gleichzeitig wird die bisherige Bundes-
kanzlerin / der bisherige Bundeskanzler entlassen. Mit der Ernennung und 
der Vereidigung der Mitglieder der neuen Bundesregierung ist dann der 
Regierungswechsel vollzogen. Ein solcher Misstrauensantrag ist bisher 
zweimal gestellt worden: er scheiterte im Jahre 1972 (Rainer Barzel ge-
gen Willy Brandt), weil Barzel nur 247 Stimmen (anstatt 249) erhielt; er 
war hingegen erfolgreich im Jahre 1982, als Helmut Kohl mit 256 Stim-
men zum Bundeskanzler gewählt wurde und Helmut Schmidt ablöste.

Weitere Fälle, in denen das Grundgesetz oder die Geschäftsordnung ein 
anderes Quorum als 5 vom Hundert der Mitglieder vorschreibt, sind ins-
besondere der Antrag auf Einberufung des Bundestages (ein Drittel der 
Mitglieder, Artikel 39 Abs. 3 GG) und das Verlangen nach Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses (ein Viertel der Mitglieder, Artikel 44 
GG) oder einer Enquete-Kommission (ein Viertel der Mitglieder, § 56 der 
Geschäftsordnung).
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Anträge können aber auch von der Bundeskanzlerin/dem Bundeskanzler, 
der Bundesregierung oder einzelnen Ministerinnen oder Ministern ge-
stellt werden.

So kann nach Artikel 68 GG die Bundeskanzlerin / der Bundeskanzler 
den Antrag stellen, ihr bzw. ihm das Vertrauen auszusprechen, sog. Ver-
trauensfrage. Auch in diesem Falle müssen zwischen dem Antrag und 
der Abstimmung, die  – im Gegensatz zur Kanzlerwahl  – offen und in 
namentlicher Abstimmung durchgeführt wird, 48 Stunden liegen. Findet 
eine solche Vertrauensfrage, die mit der Abstimmung über ein Gesetz 
verbunden werden kann, nicht die Zustimmung der Mehrheit der Mit-
glieder des Bundestages, „so kann der Bundespräsident auf Vorschlag des 
Bundeskanzlers binnen 21 Tagen den Bundestag auflösen. Das Recht zur 
Auflösung erlischt, sobald der Bundestag mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder einen anderen Bundeskanzler wählt“ (Artikel 68 Abs. 1 GG). Von 
der Möglichkeit wurde bisher fünfmal Gebrauch gemacht; zuletzt stellte 
Bundeskanzler Schröder die Vertrauensfrage und erhielt in der nament-
lichen Abstimmung am 1. Juli 2005 151 Ja- und 296 Nein-Stimmen, 
148 Abgeordnete enthielten sich der Stimme. Noch am selben Tag schlug 
der Bundeskanzler dem Bundespräsidenten vor, den Bundestag aufzulö-
sen. Dieser ordnete am 21. Juli 2005 die Auflösung des 15. Deutschen 
Bundestages und Neuwahlen für den 18. September 2005 an.

In Form eines Antrags holt die Bundesregierung auch die Zustimmung 
des Bundestages zum Auslandseinsatz bewaffneter deutscher Streitkräfte 
nach dem Parlamentsbeteiligungsgesetz ein.

Nach der Geschäftsordnung werden die vorerwähnten Anträge „grund-
sätzlich in einer Beratung behandelt“ – im Gegensatz zu Gesetzentwür-
fen, die in drei Beratungen, und Vertragsgesetzen, die grundsätzlich in 
zwei Beratungen behandelt werden. Üblicherweise werden Anträge aber 
an – in der Regel mehrere – Ausschüsse überwiesen und später zusam-
men mit der Beschlussempfehlung des (federführenden) Ausschusses ab-
schließend beraten.

Anträge von Abgeordneten müssen auf Verlangen der Antragstellerinnen 
und Antragsteller auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt und 
beraten werden, wenn seit der Verteilung der Drucksachen mindestens 
drei (Zeit-)Wochen vergangen sind. Nach Ablauf von zehn Sitzungswo-
chen können eine Fraktion oder 5 vom Hundert der Abgeordneten, der-
zeit also mindestens 37 Abgeordnete, verlangen, dass der Ausschuss dem 
Bundestag einen Bericht über den Stand der Beratungen erstattet. Dieser 
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Bericht ist auf Verlangen auch auf die Tagesordnung zu setzen. Damit ist 
die parlamentarische Minderheit gegen mögliche Versuche der Mehrheit, 
die Behandlung von Oppositionsinitiativen hinauszuzögern, geschützt.

Anders ist das Verfahren bei Entschließungsanträgen, die nicht auf der 
Tagesordnung erscheinen, sondern als unselbstständige Vorlage zu ande-
ren Verhandlungsgegenständen vorgelegt werden. Inhaltlich unterschei-
den sich Entschließungsanträge von den eben beschriebenen Anträgen 
von Abgeordneten überhaupt nicht. Sie müssen ebenso wie diese von 
einer Fraktion oder von 5 vom Hundert der Abgeordneten unterzeichnet 
sein, aber sie sind an keine Fristbestimmungen gebunden und können 
noch während der Beratung des Verhandlungsgegenstandes, auf den sie 
sich beziehen, eingebracht werden. Entschließungsanträge können nicht 
nur zu Gesetzentwürfen, sondern vor allem auch zum Bundeshaushalt 
und seinen Einzelplänen eingebracht werden, aber auch zu einer Regie-
rungserklärung, zu Berichten der Bundesregierung, zu Großen Anfragen 
sowie zu EU-Vorlagen, Entschließungen des Europäischen Parlaments, 
Stabilitätsvorlagen und Rechtsverordnungen. Diese Anträge werden im 
Allgemeinen während der Aussprache über den zugrunde liegenden Ver-
handlungsgegenstand begründet. Abgestimmt wird über einen Entschlie-
ßungsantrag entweder nach der Schlussabstimmung über den diesbe-
züglichen Verhandlungsgegenstand oder, wenn keine Schlussabstimmung 
stattfindet, nach Schluss der Aussprache. Über Entschließungsanträge 
zum Bundeshaushalt kann während der dritten Beratung abgestimmt 
werden.

Entschließungsanträge zu Vorlagen können gegen den Widerspruch der 
Antragsteller nicht an einen Ausschuss überwiesen werden. Wird der 
Ausschussüberweisung widersprochen, so können eine Fraktion oder an-
wesende 5 vom Hundert der Abgeordneten verlangen, dass die Abstim-
mung auf den nächsten Sitzungstag verschoben wird, um dadurch eine 
nähere Prüfung und gegebenenfalls Gespräche über den Entschließungs-
antrag zu ermöglichen.

Änderungsanträge sind ebenfalls unselbstständige Vorlagen und werden 
nur zusammen mit dem Verhandlungsgegenstand behandelt, auf den 
sie sich beziehen, z. B. Gesetzentwürfe und Anträge. Änderungsanträge 
können aber auch zu Entschließungsanträgen oder zu Beschlussempfeh-
lungen zu selbstständigen Anträgen gestellt werden. Antragsberechtigt 
ist jeder einzelne Abgeordnete, wobei dies bei Gesetzentwürfen auf die 
zweite Beratung beschränkt ist. In der dritten Beratung von Gesetzent-
würfen, in der Änderungsanträge nur zu Bestimmungen möglich sind, zu 
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denen in der zweiten Beratung Änderungen beschlossen wurden, können 
Änderungsanträge nur von einer Fraktion oder fünf vom Hundert der Ab-
geordneten gestellt werden.

Geschäftsordnungsanträge sind Verfahrensanträge, die sich auf den zur 
Beratung stehenden Verhandlungsgegenstand oder auf die Tagesordnung 
beziehen. In etlichen Fällen können Anträge zur Geschäftsordnung auch 
von einem einzelnen Mitglied des Bundestages gestellt werden, z. B. die 
Anträge auf Aufsetzung oder Absetzung eines Tagesordnungspunktes. 
Über alle Geschäftsordnungsanträge, soweit sie nicht Minderheitsrechte 
betreffen, entscheidet der Bundestag durch Abstimmung. Minderheits-
rechte können von der Mehrheit nicht beschnitten werden. Die Ge-
schäftsordnung macht solche Minderheitsrechte durch das Wort „verlan-
gen“ erkennbar. So können eine Fraktion oder anwesende 5 vom Hundert 
der Abgeordneten verlangen, dass über einen Verhandlungsgegenstand 
in namentlicher Abstimmung entschieden wird. Eine Fraktion oder das 
genannte Quorum anwesender Abgeordneter kann auch den Antrag auf 
Feststellung der Beschlussfähigkeit des Hauses oder den Antrag auf Her-
beirufung eines Mitglieds der Bundesregierung stellen. Eine vollständi-
ge Aufzählung aller denkbaren Geschäftsordnungsanträge ist in diesem 
Rahmen nicht möglich.

Weitere Verhandlungsgegenstände sind Beschlussempfehlungen und Be-
richte in Wahlprüfungs-, Immunitäts- und Geschäftsordnungsangelegen-
heiten, über Petitionen sowie über Streitsachen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht.

Für die Behandlung einiger Regierungsvorlagen sieht die Geschäftsord-
nung besondere Verfahren vor.

So gibt es eine Reihe von Rechtsverordnungen, die auf Grund eines Ge-
setzes dem Bundestag vorgelegt werden müssen. Nach der Geschäftsord-
nung werden Rechtsverordnungen, die der Zustimmung des Bundestages 
bedürfen oder deren Aufhebung der Bundestag innerhalb einer bestimm-
ten Frist verlangen kann, von der Präsidentin im Benehmen mit dem Äl-
testenrat unmittelbar an die zuständigen Ausschüsse überwiesen; der 
Bericht und gegebenenfalls die Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses wird auf die Tagesordnung gesetzt.

Stabilitätsvorlagen sind Vorlagen der Bundesregierung gemäß § 8 Abs. 1 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft. Sie werden von der Präsidentin unmittelbar an den Haushaltsaus-
schuss überwiesen, der sie innerhalb der auf den Eingang der Stellung-
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nahme des Bundesrates folgenden Sitzungswoche zu beraten hat. Der 
Bericht des Haushaltsausschusses ist vor Ablauf einer Vier-Wochen-Frist 
auf die Tagesordnung zu setzen; Änderungsanträge von Abgeordneten 
dürfen nur auf eine Kürzung der Ausgaben gerichtet sein.

Weitere Regierungsvorlagen, die einem besonderen Verfahren unterlie-
gen, sind die Haushaltsvorlagen (alle das Haushaltsgesetz und den Haus-
haltsplan betreffende Vorlagen) und die Finanzvorlagen (z. B. Gesetzes-
vorlagen mit erheblichen finanziellen Auswirkungen für den Bund).

Besondere Regeln gelten auch für die Behandlung von EU-Dokumenten. 
Mit den Begleitgesetzen zum Vertrag von Lissabon und zur Eurostabilisie-
rung verfügt der Bundestag über weitgehende Informations- und Betei-
ligungsrechte, die an dieser Stelle – gemessen an ihrer Bedeutung – nur 
unzureichend beschrieben werden können. Die Behandlung von EU-An-
gelegenheiten in Ausschüssen und im Plenum ist deshalb einem eigenen 
Kapitel vorbehalten (s. S. 82 ff.).

Die Große Anfrage ist das stärkste parlamentarische Instrument, um 
eine Stellungnahme der Bundesregierung zu wichtigen politischen Fra-
gen herbeizuführen und darüber dann öffentlich zu debattieren. Sie war 
schon im Reichstag der Kaiserzeit als Interpellation bekannt und damals 
zunächst die einzige Möglichkeit, Fragen an die Regierung zu richten.

Große Anfragen können von einer Fraktion oder von 5 vom Hundert 
der Abgeordneten (derzeit mindestens 37) bei der Präsidentin einge-
reicht werden. Die Präsidentin teilt sie der Bundesregierung mit. Nach 
Eingang der Antwort der Bundesregierung wird die Große Anfrage auf 
die Tagesordnung gesetzt und debattiert. Große Anfragen dienen ganz 
überwiegend den Oppositionsfraktionen als Instrument der politischen 
Richtungskontrolle der Regierung. Im Allgemeinen geht es bei Großen 
Anfragen um politisch bedeutsame Themenkomplexe, zu denen von der 
Regierung sowohl grundsätzlich wie auch im Detail Auskunft und Re-
chenschaft verlangt werden. Eine Debatte muss auf Verlangen einer Frak-
tion oder des genannten Quorums auch dann stattfinden, wenn die Bun-
desregierung die Antwort zu lange hinauszögert oder überhaupt nicht 
antwortet. Eine bestimmte Frist ist jedoch für die Beantwortung nicht 
vorgeschrieben.

Neben diesen Großen Anfragen, die stets auf eine öffentliche Debatte 
abzielen, gibt es die Kleinen Anfragen, mit denen die schriftliche Aus-
kunft der Bundesregierung über bestimmte Sachverhalte verlangt werden 
kann. Sie müssen ebenfalls von einer Fraktion oder dem genannten Quo-
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rum unterzeichnet sein. Die Bundestagspräsidentin leitet sie der Bundes-
regierung mit der Aufforderung zu, sie innerhalb von 14 Tagen schriftlich 
zu beantworten. Mit der schriftlichen Antwort der Bundesregierung ist 
die Kleine Anfrage erledigt. Fragen und Antworten werden jeweils als 
Bundestagsdrucksache veröffentlicht. Eine Debatte findet nicht statt. 
Die Kleine Anfrage wird ebenfalls ganz überwiegend als Informations- 
und Kontrollinstrument der Opposition genutzt. In der zurückliegenden 
19. Wahlperiode wurde von allen vier Oppositionsfraktionen in zahlen-
mäßig ganz erheblichem Umfang von ihr Gebrauch gemacht.

► Abstimmungen

Für die Abstimmungen im Bundestag gibt es verschiedene Verfahren: Der 
Regelfall ist die Abstimmung per Handzeichen. Bei der Schlussabstim-
mung über Gesetzentwürfe erfolgt die Abstimmung der Bedeutung des 
Vorganges gemäß durch Aufstehen oder Sitzenbleiben. Ist der Sitzungs-
vorstand über das Ergebnis der Abstimmung nicht einig, so muss die 
Abstimmung durch Zählung der Stimmen, den so genannten Hammel-
sprung, wiederholt werden.

Dieser geht wie folgt vor sich: Die Sitzungsleitung fordert die Abge-
ordneten auf, den Plenarsaal zu verlassen. Auf ihr Zeichen betreten die 
Abgeordneten dann von der „Lobby“ aus durch die mit „ja“, „nein“ oder 
„Enthaltung“ bezeichneten Türen wieder den Sitzungssaal und werden 
jeweils von zwei Schriftführerinnen / Schriftführern an jeder Tür gezählt. 
Die Schriftführer/innen teilen der Sitzungsleitung die Ergebnisse ihrer 
Zählung mit. Diese verkündet dem Plenum das Ergebnis.

Dieses Verfahren wird auch angewandt, wenn vor einer Abstimmung na-
mens einer Fraktion oder von anwesenden 5 vom Hundert, d. h. derzeit 
von (mindestens) 37 Abgeordneten, die Beschlussfähigkeit des Hauses 
bezweifelt und vom Sitzungsvorstand nicht einmütig bejaht wird. Solan-
ge allerdings solche Zweifel nicht geäußert werden, wird die Beschluss-
fähigkeit, d. h. die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Abgeordne-
ten, unterstellt, und Beschlüsse können wirksam gefasst werden.

Eine namentliche Abstimmung findet statt, wenn sie von einer Fraktion 
oder von anwesenden 5 vom Hundert der Mitglieder des Bundestages 
verlangt wird. Das geschieht im Allgemeinen nur bei politisch bedeut-
samen Fragen, die im Hause umstritten sind. Alle Abgeordneten werfen 
ihre Stimmkarte unter der Kontrolle von Schriftführern in Urnen, die im 
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Plenarsaal (Westlobby) aufgestellt sind. Auf den drei verschiedenen Plas-
tik-Stimmkarten sind Name und Fraktion des Abgeordneten und die Er-
klärung „Ja“ (blau), „Nein“ (rot) oder „Enthalte mich“ (weiß) abgedruckt. 
Die Sitzungspräsidentin bzw. der Sitzungspräsident verkündet das Ergeb-
nis, das im Plenarprotokoll mit Namen und Abstimmungsverhalten jedes 
Abgeordneten dokumentiert und auch im Internetangebot des Bundes-
tages mit Namenslisten veröffentlicht wird. Damit ist für die Öffentlich-
keit nachlesbar festgehalten, wie sich die einzelnen Abgeordneten in der 
betreffenden Abstimmung entschieden haben.

Bei geheimen Wahlen kreuzen die Abgeordneten in Wahlkabinen ihre 
Kandidatin oder ihren Kandidaten auf dem Stimmzettel an und werfen 
diesen dann in einem Umschlag unter der Kontrolle von Schriftführerin-
nen und Schriftführern in eine Wahlurne.

Geheim werden insbesondere die Bundestagspräsidentin/der Bundes-
tagspräsident, die Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, die/der Bun-
deskanzler/in und die/der Wehrbeauftragte gewählt. Die Wahl der Bun-
destagspräsidentin/des Bundestagspräsidenten und der Bundeskanzlerin/
des Bundeskanzlers erfolgen außerdem traditionell mit Namensaufruf, 
d. h. die Mitglieder des Hauses werden durch Schriftführer/innen na-
mentlich aufgerufen. Geheime Abstimmungen gibt es nur bei der Wahl 
von Personen für bestimmte Ämter, nicht jedoch bei Abstimmungen über 
Gesetze oder Anträge.

Mitwirkung des Bundestages in EUAngelegenheiten
Die Entwicklung der Europäischen Union hat zu einer umfangreichen Ver-
lagerung von Zuständigkeiten auf die europäische Ebene geführt. Ohne 
die Mitwirkung der nationalen Parlamente würde der zunehmend ver-
gemeinschafteten europäischen Politik jedoch die demokratische Legiti-
mation fehlen. Aus dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes folgt die 
maßgebliche Rolle des Bundestages bei der Vermittlung demokratischer 
Legitimation der europäischen Integration. Wie das Bundesverfassungs-
gericht in zahlreichen Entscheidungen unterstrichen hat, muss der Bun-
destag der zentrale Ort der öffentlichen politischen Diskussion und der 
rechtsverbindlichen Beschlüsse auch und gerade in Angelegenheiten der 
Europäischen Union bleiben.

Die maßgebliche verfassungsrechtliche Vorschrift für die parlamentari-
sche Mitwirkung in EU-Angelegenheiten ist der mit der Ratifizierung des 
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Vertrages von Maastricht eingefügte Artikel 23 GG. Danach bedarf jede 
Änderung der vertraglichen Grundlagen der EU und jede Übertragung von 
Hoheitsrechten der Zustimmung von Bundestag und Bundesrat. Darüber 
hinaus ist die Bundesregierung verpflichtet, den Bundestag umfassend 
und zum frühestmöglichen Zeitpunkt in EU-Angelegenheiten zu unter-
richten. Vor ihrer Mitwirkung an Rechtsetzungsakten der EU muss sie 
dem Bundestag Gelegenheit zur Stellungnahme geben und diese Stel-
lungnahme bei ihren Verhandlungen berücksichtigen. Die Einzelheiten 
hierzu sind in den sog. Begleitgesetzen zum Vertrag von Lissabon gere-
gelt. Dabei handelt es sich um das im Jahr 2013 neugefasste „Gesetz über 
die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag 
in Angelegenheiten der Europäischen Union“ (EUZBBG) und das „Gesetz 
über die Wahrnehmung der Integrationsverantwortung des Bundestages 
und des Bundesrates in Angelegenheiten der Europäischen Union“ (IntVG) 
aus dem Jahr 2009. Beide Gesetze sehen umfassende Informations- und 
Mitwirkungsrechte vor. Im EUZBBG sind die Unterrichtungspflichten 
der Bundesregierung in EU-Angelegenheiten und die Mitwirkung des 
Bundestages durch Stellungnahmen gemäß Artikel 23 Abs. 2 und 3 GG 
gegenüber der Bundesregierung näher ausgestaltet. Das IntVG regelt die 
Beteiligung des Bundestages bei besonderen Vorhaben auf europäischer 
Ebene, die einer herausgehobenen Integrationsverantwortung unterlie-
gen, wie Änderungen des EU-Vertragsrechts, Ausweitung europäischer 
Gesetzgebungskompetenzen und Änderungen im EU-Abstimmungsver-
fahren.

► Mitwirkungsrechte nach dem Zusammenarbeitsgesetz

Gemäß § 3 EUZBBG unterrichtet die Bundesregierung den Bundestag 
in Angelegenheiten der Europäischen Union umfassend, zum frühest-
möglichen Zeitpunkt, fortlaufend und grundsätzlich schriftlich. Die 
Unterrichtung erstreckt sich insbesondere auf die Willensbildung der 
Bundesregierung, die Vorbereitung und den Verlauf der Beratungen in-
nerhalb der Organe der Europäischen Union, die Stellungnahmen des 
Europäischen Parlaments, der Europäischen Kommission und der ande-
ren EU-Mitgliedstaaten sowie die getroffenen Entscheidungen. Erfasst 
sind auch die informellen Ministertreffen, der Eurogipfel, die Eurogruppe 
und vergleichbare Institutionen, die in einem Ergänzungs- oder sonstigen 
besonderen Näheverhältnis zum EU-Recht stehen. Gleiches gilt für alle 
vorbereitenden Gremien und Arbeitsgruppen. Die Unterrichtung erfolgt 
durch Übermittlung der entsprechenden Dokumente sowie der Berichte 
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der Bundesregierung, die in § 4 EUZBBG detailliert aufgeführt sind. Der 
Bundestag muss bereits im Voraus und so rechtzeitig informiert werden, 
dass er sich über den Gegenstand der Sitzungen sowie die Position der 
Bundesregierung eine Meinung bilden und auf die Verhandlungslinie und 
das Abstimmungsverhalten der Bundesregierung Einfluss nehmen kann.

Wesentlich für die Form der Unterrichtung, die weitere Behandlung im 
Bundestag und die parlamentarischen Mitwirkungsrechte ist der Begriff 
des EU-Vorhabens (§ 5 EUZBBG). Hierzu gehören insbesondere alle Vor-
schläge für Gesetzgebungsakte wie Verordnungen und Richtlinien sowie 
Vorschläge für Vertragsänderungen und für die Aufnahme von Beitritts-
verhandlungen, aber auch Berichte, Mitteilungen, Grün- und Weißbü-
cher, Aktionspläne und Mandate für völkerrechtliche Verträge. EU-Vor-
haben werden dem Bundestag mit einem Zuleitungsschreiben von der 
Bundesregierung zugeleitet (förmliche Zuleitung, § 6 EUZBBG). Innerhalb 
von zwei Wochen nach Zuleitung erläutert die Bundesregierung darüber 
hinaus in einem förmlichen Bericht, dem so genannten Berichtsbogen, 
den wesentlichen Inhalt und die politische Bedeutung des EU-Vorhabens, 
den Zeitplan der Behandlung auf europäischer Ebene und das besonde-
re deutsche Interesse. Der Berichtsbogen enthält auch eine Bewertung 
des Vorhabens hinsichtlich seiner Vereinbarkeit mit den Grundsätzen der 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit. Handelt es sich bei dem Vorha-
ben um einen Gesetzgebungsakt der Europäischen Union, übermittelt die 
Bundesregierung zusätzlich binnen zwei Wochen nach Überweisung an 
die Ausschüsse des Bundestages, spätestens jedoch zu Beginn der Be-
ratungen in den Ratsgremien, eine sogenannte Umfassende Bewertung. 
Neben Angaben zur Zuständigkeit der Europäischen Union zum Erlass des 
vorgeschlagenen Gesetzgebungsaktes und zu dessen Vereinbarkeit mit 
den Grundsätzen der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit enthält die-
se Bewertung eine umfassende Abschätzung der Folgen für die Bundes-
republik Deutschland.

Im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und 
der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) unter-
richtet die Bundesregierung ebenfalls umfassend, fortlaufend, zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt und in der Regel schriftlich. Die Unterrichtung 
umfasst die Zuleitung einer Übersicht der absehbar zur Beratung anste-
henden Rechtsakte, deren Bewertung und eine Einschätzung über den 
weiteren Beratungsverlauf (§ 7 EUZBBG). Auf Anforderung des Bundes-
tages werden Dokumente von grundsätzlicher Bedeutung nach Maßgabe 
von § 6 Abs. 1 EUZBBG förmlich zugeleitet.
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Das Verfahren zur Behandlung der Unionsdokumente ergibt sich aus 
den §§ 93, 93 a – d GO-BT. EU-Dokumente und -Unterrichtungen wer-
den von der Bundesregierung unmittelbar an das Referat „Europa-Do-
kumentation“ der Bundestagsverwaltung geleitet. Zusätzlich senden die 
EU-Kommission und das Europäische Parlament alle angenommenen 
Texte direkt an den Bundestag. Insgesamt gingen in der 19. Wahlperio-
de etwa 111.000 EU-Dokumente, -Unterrichtungen und Informationen 
zu EU-Angelegenheiten beim Bundestag ein, die im bundestagsinternen 
EU-Informationssystem EuDoX erfasst wurden. Hierunter waren ca. 4.000 
Vorhaben der EU, die förmlich durch die Bundesregierung sowie direkt 
durch das Europäische Parlament zugeleitet und von denen ca. 1.600 in 
die Ausschüsse überwiesen wurden. Des Weiteren wurden dem Bundes-
tag in der 19. Wahlperiode ca. 37.000 von der Bundesregierung erstellte 
Unterrichtungsdokumente übermittelt. Förmlich zugeleitete und andere 
für das Überweisungsverfahren vorgesehene Dokumente durchlaufen im 
Bundestag zunächst ein Priorisierungsverfahren, das eine Konzentration 
der Ausschussberatungen auf politisch bedeutsame Vorhaben ermögli-
chen soll. Bei der Vorbereitung der Entscheidung, welchen Ausschüssen 
ein Dokument federführend oder mitberatend überwiesen werden soll, 
wird daher die Beratungsrelevanz des Dokuments durch die Bundestags-
verwaltung in Abstimmung mit den Fraktionen geprüft. Danach legt der/
die Vorsitzende des Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union der Präsidentin einen entsprechenden Überweisungsvor-
schlag vor.

Grundsätzlich sind alle Ausschüsse des Bundestages im Rahmen ihrer 
sachlichen Zuständigkeit für die Beratung europäischer Angelegenheiten 
zuständig. Der EU-Ausschuss befasst sich in seiner Funktion als Integra-
tions- und Querschnittsausschuss sowohl mit Grundsatzfragen der euro-
päischen Integration als auch mit europäischen Vorhaben, die mehrere 
unterschiedliche Politikfelder berühren.

Die Intensität der Beratung von Unionsdokumenten ist unterschiedlich. 
Entwürfe wichtiger Verordnungen und Richtlinien werden in den Aus-
schüssen ausführlich erörtert unter Hinzuziehung der zuständigen Regie-
rungsvertreter und immer häufiger auch von Mitgliedern oder zumindest 
Vertretern der Europäischen Kommission. An Bedeutung gewonnen hat 
auch der interparlamentarische Austausch über herausgehobene EU-Vor-
haben, z. B. in Form gemeinsamer Sitzungen der Ausschüsse der nationa-
len Parlamente und des Europäischen Parlaments. Zudem tauschen sich 
die nationalen Parlamente der EU-Mitgliedstaaten über die gemeinsam 
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mit dem Europäischen Parlament betriebene elektronische Plattform IPEX 
(www.ipex.eu) aus, um sich gegenseitig über den Stand der Beratungen 
von EU-Vorlagen, einschließlich eventueller Bedenken hinsichtlich der 
Einhaltung des Grundsatzes der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit, 
zu informieren.

Die zuständigen Ausschüsse können auch Unionsdokumente, die ihnen 
nicht oder noch nicht überwiesen worden sind, zum Verhandlungsgegen-
stand erklären. Wollen sie eine Beschlussempfehlung für eine Stellung-
nahme nach Artikel 23 Abs. 2 oder 3 GG abgeben, muss die EU-Vorlage 
jedoch förmlich überwiesen werden. Die Ausschüsse können ihren Bera-
tungen und einer Beschlussempfehlung auch ein Folgedokument zu dem 
ihnen überwiesenen Unionsdokument zugrunde legen. Ebenso kann ein 
federführender Ausschuss wiederholt eine Beschlussempfehlung vorle-
gen, insbesondere um neueren Entwicklungen Rechnung zu tragen.

Die Ausschussberatungen werden in der Mehrzahl der Fälle mit der 
Kenntnisnahme der EU-Vorlage abgeschlossen. Legt der federführende 
Ausschuss dem Plenum jedoch eine Beschlussempfehlung vor, kann der 
Bundestag auf deren Grundlage einen Beschluss (Stellungnahme) fassen.

Mit Stellungnahmen gegenüber der Bundesregierung hat der Bundestag 
die Möglichkeit, auf die Verhandlungsposition der Bundesregierung ein-
zuwirken, die gemeinsam mit den Regierungen der anderen EU-Mitglied-
staaten Entscheidungen im Rat trifft. Grundsätzlich kann der Bundestag 
zu allen Vorhaben der EU Stellungnahmen abgeben. Die Bundesregierung 
hat diese ihren Verhandlungen zugrunde zu legen und fortlaufend über 
die Berücksichtigung der Stellungnahme in den Verhandlungen zu be-
richten (§ 8 Abs. 2 EUZBBG). Der Bundestag erhält so Gelegenheit, seine 
Stellungnahme im Verlauf der oft lang dauernden Beratung eines Vor-
habens auf der Ebene der EU anzupassen und zu ergänzen.

Eine weitergehende Bindung der Bundesregierung besteht bei Stellung-
nahmen des Bundestages zu Rechtsetzungsakten wie z. B. Verordnungen 
und Richtlinien (§ 8 Abs. 4 EUZBBG): die Bundesregierung muss im Rat 
einen Parlamentsvorbehalt einlegen, wenn der Beschluss des Bundestages 
in einem seiner wesentlichen Belange nicht durchsetzbar ist. Der Bundes-
tag ist hierüber in einem gesonderten Bericht zu informieren. Vor der 
abschließenden Entscheidung im Rat ist die Bundesregierung gehalten, 
sich um Einvernehmen mit dem Bundestag zu bemühen. Aus wichtigen 
außen- oder integrationspolitischen Gründen kann die Bundesregierung 
abweichende Entscheidungen treffen. Sie ist in jedem Fall verpflichtet, 

http://www.ipex.eu
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den Bundestag unverzüglich über die Durchsetzung seiner Stellungnah-
me und die Gründe für etwaige Abweichungen schriftlich zu unterrich-
ten – auf Verlangen eines Viertels der Mitglieder des Bundestages auch 
im Rahmen einer Plenardebatte. Vor der Aufnahme von Verhandlungen 
über den EU-Beitritt eines Staates und zu Änderungen der vertraglichen 
Grundlagen der EU sowie vor Beschlüssen des Rates zur Einführung des 
Euro in einem Mitgliedstaat soll die Bundesregierung Einvernehmen mit 
dem Bundestag herstellen, ein Bemühen reicht in diesen Fällen nicht aus 
(§§ 9 und 9a EUZBBG).

Besondere Rechte bei Stellungnahmen sind dem Ausschuss für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union eingeräumt. Er hat gegenüber den 
anderen Fachausschüssen insoweit eine herausgehobene Funktion, als er 
im Einzelfall vom Bundestag ermächtigt werden kann, dessen Rechte aus 
Artikel 23 des Grundgesetzes gegenüber der Bundesregierung wahrzu-
nehmen. Im Falle einer solchen Ermächtigung hat er vor der Abgabe einer 
Stellungnahme gegenüber der Bundesregierung zu dem Unionsdoku-
ment eine Stellungnahme der beteiligten Ausschüsse einzuholen. Will er 
von der Stellungnahme eines oder mehrerer Ausschüsse abweichen, soll 
eine gemeinsame Sitzung mit den beteiligten Ausschüssen anberaumt 
werden. Auch ohne eine Ermächtigung durch das Plenum kann der EU-
Ausschuss die Rechte des Bundestages gegenüber der Bundesregierung 
wahrnehmen, sofern nicht einer der beteiligten Ausschüsse widerspricht. 
Das Recht des Bundestages, über eine Angelegenheit der Europäischen 
Union jederzeit selbst zu beschließen, bleibt unberührt. Zudem ist der EU-
Ausschuss berechtigt, in Angelegenheiten, in denen er nur mitberatend 
zuständig ist, für die Plenarberatung Änderungsanträge zur Beschluss-
empfehlung des federführenden Ausschusses zu stellen.

►  Mitwirkungsrechte nach dem Integrationsverantwortungs
gesetz

Um seiner Integrationsverantwortung gerecht zu werden, hat der Bun-
destag bei weiteren Integrationsschritten besondere Mitwirkungsrechte. 
Bei Änderungen des EU-Vertragsrechts, einer Ausweitung europäischer 
Gesetzgebungskompetenzen und Änderungen im EU-Abstimmungsver-
fahren ist die vorherige Zustimmung des Bundestages in Form eines Ge-
setzes oder Beschlusses notwendig. Im Einzelnen sieht das Integrations-
verantwortungsgesetz (IntVG) Folgendes vor:
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Nach § 2 IntVG ist ein Zustimmungsgesetz gemäß Artikel 23 Abs. 1 GG 
erforderlich für das vereinfachte Vertragsänderungsverfahren gemäß Ar-
tikel 48 Abs. 6 des Vertrages über die Europäische Union (EUV), welches 
Änderungen unter anderem im Bereich des Binnenmarktes, der Wirt-
schafts- und Währungspolitik und der Beschäftigungspolitik gestattet. 
Bei einer Reihe von besonderen Vertragsänderungsverfahren, die auf ei-
nen bestimmten Bereich beschränkt sind, ist ebenfalls ein Zustimmungs-
gesetz gemäß Artikel 23 Abs. 1 GG erforderlich (§ 3 IntVG). Bei der all-
gemeinen Brückenklausel in Artikel 48 Abs. 7 EUV, die eine Änderung der 
Abstimmungsmodalitäten im Rat oder einen Wechsel des anzuwenden-
den Gesetzgebungsverfahrens ermöglicht, setzt bereits die Zustimmung 
des deutschen Vertreters im Europäischen Rat bzw. Rat ein Gesetz gemäß 
Artikel 23 Abs. 1 GG voraus (§ 4 IntVG). Gleiches gilt gemäß § 7 IntVG 
bei den Kompetenzerweiterungsklauseln, die eine inhaltliche Ausweitung 
der Zuständigkeiten der EU ermöglichen, ohne dass es einer Änderung 
der Verträge bedarf. Mit der Flexibilitätsklausel gemäß Artikel 352 AEUV 
können die bestehenden Zuständigkeiten der EU zielgebunden abgerun-
det werden. Nach § 8 IntVG erfordert dies ebenfalls ein Gesetz auf der 
Grundlage des Artikel 23 Abs. 1 GG.

Hingegen genügt ein Beschluss des Bundestages für die Zustimmung des 
deutschen Vertreters im Europäischen Rat bzw. Rat zur Anwendung von 
besonderen Brückenklauseln, die auf bestimmte Politiken bezogen sind 
(§§ 5 Abs. 1, 6 Abs. 1 IntVG). Zusätzlich ist ein Beschluss des Bundes-
rates erforderlich, wenn Belange der Länder betroffen sind (§§ 5 Abs. 2, 
6 Abs. 2 IntVG). Der Bundestag kann, ebenso wie der Bundesrat in be-
stimmten Fällen, den deutschen Vertreter im Rat durch Beschluss anwei-
sen, den sogenannten Notbremsemechanismus anzuwenden (§ 9 IntVG). 
Dieses Verfahren erlaubt es einem Mitglied des Rates den Europäischen 
Rat anzurufen, wenn es durch einen geplanten Rechtsakt grundlegende 
Aspekte seiner Strafrechtsordnung oder seines Systems der sozialen Si-
cherheit berührt sieht.

Seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon hat der Bundestag 
auch die Möglichkeit, sich mit einer begründeten Stellungnahme, der 
sogenannten Subsidiaritätsrüge (§ 11 IntVG), unmittelbar an die zustän-
digen Organe der EU zu wenden. Nach dem Subsidiaritätsprinzip darf 
die EU nur tätig werden, sofern und soweit die Ziele der in Betracht ge-
zogenen Maßnahmen auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei-
chend verwirklicht, sondern wegen ihres Umfangs und ihrer Wirkungen 
besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können. Die nationalen 
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Parlamente können innerhalb von acht Wochen, nachdem ein Gesetz-
gebungsvorschlag in allen Amtssprachen der EU übermittelt wurde, in 
einer begründeten Stellungnahme darlegen, weshalb dieser Entwurf ihres 
Erachtens nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist. Kommt min-
destens ein Drittel der nationalen Parlamente in ihren Stellungnahmen zu 
dem Ergebnis, dass der Entwurf unvereinbar mit dem Subsidiaritätsprin-
zip ist, muss die EU-Kommission den Gesetzgebungsvorschlag überprüfen 
(sog. gelbe Karte) und gegebenenfalls überarbeiten oder zurückziehen. 
Betrifft der Entwurf die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen, beträgt diese Schwelle nur ein Viertel. Tragen hingegen 
mehr als die Hälfte der nationalen Parlamente Subsidiaritätsbedenken 
vor (sog. orange Karte) und beschließt die EU-Kommission gleichwohl, an 
ihrem Vorschlag festzuhalten, kann ein Entwurf im ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahren mit 55 Prozent der Stimmen im Rat der EU oder mit 
einfacher Mehrheit im Europäischen Parlament gestoppt werden.

Die Ausschüsse prüfen im Rahmen ihrer federführenden oder mitbera-
tenden Zuständigkeit für die ihnen überwiesenen Unionsdokumente auch 
die Einhaltung der Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 
(§ 11 IntVG, § 93a Abs. 1 GO-BT). Wird beabsichtigt, insoweit eine Ver-
letzung zu rügen, ist unverzüglich der Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union zu informieren, um diesem zunächst Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Beabsichtigt der federführende Ausschuss 
nur eine Kenntnisnahme, ist dennoch dem Bundestag zu berichten, falls 
der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union Bedenken 
wegen einer Verletzung der Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnis-
mäßigkeit geltend macht. Die Subsidiaritätsrüge beschließt der Bundes-
tag in Form einer Stellungnahme, die der Bundestagspräsident den Präsi-
denten des Europäischen Parlaments, des Rates und der EU-Kommission 
übermittelt.

Gegen einen bereits erlassenen Rechtsakt kann der Bundestag eine Sub-
sidiaritätsklage beim Europäischen Gerichtshof erheben (§ 12 IntVG, 
§ 93d GO-BT); auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder ist er hierzu 
verpflichtet. Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder, die die Klage-
erhebung nicht unterstützen, ist wiederum deren Auffassung in der Kla-
geschrift deutlich zu machen.
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►  Mitwirkungsrechte im Rahmen des Europäischen 
 Stabilitätsmechanismus (ESM)

Zur Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise in den Ländern der 
Währungsunion wurden neue Instrumente der Eurostabilisierung und der 
wirtschafts- und finanzpolitischen Koordinierung geschaffen. Der 2010 
eingerichtete, nur temporär angelegte „Eurorettungsschirm“, bestehend 
aus der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) und dem Euro-
päischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM), wurde im Oktober 
2012 um den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) ergänzt. Der 
ESM, der dauerhaft zur Stabilisierung des Euro-Währungsgebiets beitra-
gen soll, arbeitete zunächst parallel zu EFSF und EFSM und löste ab Mitte 
2013 die beiden Einrichtungen ab. Die Gewährung von Finanzhilfen durch 
den ESM ist eng verbunden mit dem im Jahr 2013 in Kraft getretenen 
Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- 
und Währungsunion (Fiskalvertrag), der Regeln zur Einhaltung der Haus-
haltsdisziplin festlegt und Maßnahmen der wirtschaftspolitischen Koor-
dinierung und Steuerung des Euroraums einführt.

Anfang 2021 haben die ESM-Vertragsstaaten das Übereinkommen zur 
Änderung des ESM-Vertrags unterzeichnet. Die Vertragsreform umfasst 
insbesondere eine Stärkung des ESM durch neue Analysebefugnisse und 
eine Überarbeitung des ESM-Instruments der vorsorglichen Kreditlinien 
für die ESM-Mitglieder. Für den Fall, dass der ESM Rechte und Verpflich-
tungen der EFSF übernehmen soll, wird zudem eine Rechtsgrundlage zur 
Einrichtung einer zusätzlichen Tranche aus dem von den ESM-Mitglie-
dern bereits genehmigten Stammkapital (vgl. § 1 ESMFinG) geschaffen. 
Darüber hinaus soll der ESM eine Letztsicherung für den europäischen 
Bankenabwicklungsfonds bis spätestens Ende 2023 bereitstellen. Bundes-
tag und Bundesrat haben diesen Änderungen im Juni 2021 zugestimmt

Der ESM-Vertrag ist ein völkerrechtlicher Vertrag, der in einem Ergän-
zungs- und besonderen Näheverhältnis zum Recht der EU steht und in 
den Anwendungsbereich des Artikel 23 Abs. 2 GG fällt. Die besonderen 
Mitwirkungsrechte des Deutschen Bundestages in Angelegenheiten des 
ESM sind im ESM-Finanzierungsgesetz (ESMFinG) geregelt. Die allgemei-
nen Rechte des Bundestages nach dem EUZBBG bleiben in Angelegen-
heiten des ESM unberührt; so gelten §§ 3 und 4 EUZBBG auch für die 
generelle Unterrichtung des Bundestages bezüglich des ESM.

Der Deutsche Bundestag nimmt in Angelegenheiten des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus seine Verantwortung für den Haushalt und für 
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den Bestand und die Fortentwicklung der Stabilität der Wirtschafts- und 
Währungsunion wahr. Die konkrete Form der Beteiligung des Bundes-
tages bzw. seiner Gremien hängt von der Bedeutung der zu treffenden 
Entscheidung ab:

Die grundlegenden Entscheidungen über die Gewährung einer Finanzhilfe 
zugunsten eines ESM-Mitglieds, über die Annahme einer Vereinbarung 
über Finanzhilfen sowie über eine Veränderung des genehmigten Stamm-
kapitals des ESM berühren die haushaltspolitische Gesamtverantwortung 
des Bundestages und können nur vom Parlament als Ganzes getroffen 
werden (§ 4 ESMFinG). Die Bundesregierung darf einem Beschlussvor-
schlag in solchen ESM-Angelegenheiten durch ihren Vertreter nur zu-
stimmen oder sich bei einer Beschlussfassung enthalten, nachdem das 
Plenum hierzu einen zustimmenden Beschluss gefasst hat.

In allen sonstigen die Haushaltsverantwortung des Deutschen Bundes-
tages berührenden ESM-Angelegenheiten ist der Haushaltsausschuss zu 
beteiligen (§ 5 ESMFinG). Im Rahmen seiner haushaltspolitischen Ver-
antwortung überwacht er die Vorbereitung und Durchführung der Verein-
barungen über Stabilitätshilfen. Seiner vorherigen Zustimmung bedürfen 
unter anderem Beschlüsse über die Annahme oder wesentliche Änderun-
gen der Leitlinien für die Durchführungsmodalitäten einer Finanzhilfe. 
Ohne einen zustimmenden Beschluss des Haushaltsausschusses muss 
der deutsche Vertreter den Beschlussvorschlag in den ESM-Gremien 
ablehnen. Darüber hinaus hat der Haushaltsausschuss das Recht zur 
Stellungnahme; dies gilt insbesondere bei Beschlüssen über die Auszah-
lung einzelner Tranchen der gewährten Stabilitätshilfe. Das Plenum des 
Deutschen Bundestages kann die Befugnisse des Haushaltsausschusses 
jederzeit durch einen mit einfacher Mehrheit gefassten Beschluss an sich 
ziehen und ausüben.

Beim Aufkauf von Staatsanleihen auf dem Sekundärmarkt kann aus 
Gründen der Vertraulichkeit ein kleines Sondergremium, bestehend aus 
Mitgliedern des Haushaltsausschusses, ausnahmsweise im Einzelfall für 
den Bundestag dessen Beteiligungsrechte wahrnehmen, solange das Ver-
traulichkeitserfordernis besteht (§ 6 ESMFinG).

§ 7 ESMFinG sieht umfangreiche Unterrichtungsrechte vor, die neben 
denen des EUZBBG bestehen und speziell für die Angelegenheiten des 
ESM gelten.

Im Zuge der ESM-Reform 2021 wurde das ESMFinG novelliert, um die 
Mitwirkungs- und Unterrichtungsrechte an die Änderungen des ESMV 
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anzupassen. Dies betrifft insbesondere die Mitwirkung bei der grundle-
genden Entscheidung im Rahmen der neuen ESM-Befugnis, eine Letzt-
sicherung für den Einheitlichen Bankenabwicklungsfonds bereitzustellen 
(§ 4 ESMFinG n. F.). Das reformierte ESMFinG tritt in Kraft, wenn alle 
ESM-Vertragsstaaten die ESM-Reform ratifiziert haben. Anfang 2022 
stand die deutsche Ratifikation aufgrund eines laufenden Verfassungs-
gerichtsverfahrens noch aus.

Die Beteiligung des Bundestages in zwei besonderen Fällen regelt Arti-
kel 2 des Zustimmungsgesetzes zum ESM vom 13. September 2012: Bei 
Beschlüssen zur Erhöhung des ESM-Stammkapitals und zur Änderung der 
Liste der ESM-Finanzhilfeinstrumente ist jeweils eine Ermächtigung durch 
ein Bundesgesetz erforderlich. Artikel 2 des im Juni 2021 beschlossenen 
Zustimmungsgesetzes zur ESM-Reform sieht einen Gesetzesvorbehalt für 
weitere ESM-Entscheidungen vor: Bei Beschlüssen zur Änderung der im 
Anhang des ESM-Vertrags festgelegten Kriterien für den Zugang zur vor-
sorglichen ESM-Finanzhilfe und für die Genehmigung von Darlehen und 
Auszahlungen im Rahmen der Letztsicherungsfazilität, für Änderungen 
der Stimmenmehrheit im Dringlichkeitsabstimmungsverfahren sowie für 
die Einführung einer zusätzlichen Tranche genehmigten Stammkapitals.

► Mitwirkung gegenüber den EUOrganen

Neben der oben (S. 87 ff.) beschriebenen Subsidiaritätsrüge und der Sub-
sidiaritätsklage hat der Bundestag weitere Möglichkeiten, sich unmittel-
bar an ein Organ der Europäischen Union zu wenden:

So kann er eine Stellungnahme zu Entwürfen von Gesetzgebungsakten 
sowie zu anderen Angelegenheiten von besonderem Interesse an die EU-
Kommission richten. Eine solche Stellungnahme, die im üblichen bundes-
tagsinternen Verfahren zustande kommt, wird im Rahmen des politischen 
Dialogs ohne unmittelbare rechtliche Folgen abgegeben. Grundlage ist 
die Selbstverpflichtung der EU-Kommission aus dem Jahre 2006, die vor-
gebrachten Argumente der nationalen Parlamente, die sich auf alle denk-
baren politischen und rechtlichen Aspekte, auch Subsidiaritätsbedenken, 
beziehen können, im Vorfeld bzw. im frühen Stadium von Gesetzgebungs-
akten zu berücksichtigen. Ein Austausch über aktuelle Vorhaben und Ini-
tiativen findet auch im Rahmen auswärtiger Ausschusssitzungen und 
Delegationsreisen nach Brüssel, bei interparlamentarischen Treffen oder 
bei der Teilnahme von Vertretern der EU-Kommission an den Sitzungen 
der Bundestagsausschüsse in Berlin statt. Infolge der Corona-Pandemie 
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konnte auch dieser Austausch in der zweiten Hälfte der 19. Wahlperiode 
häufig nur virtuell stattfinden.

Daneben ist es ständige Praxis der EU-Kommission, zu Grün- und Weiß-
büchern, in denen Grundlinien und Fragestellungen für einen geplanten 
Gesetzgebungsvorschlag vorgestellt werden, öffentliche Konsultationen 
durchzuführen, um die Meinung von Experten, Behörden, der nationa-
len Parlamente und der Öffentlichkeit einzuholen. Eine Stellungnahme 
zu einer Konsultation kann nicht nur der Bundestag abgeben; auch den 
Fraktionen und allen Abgeordneten steht es frei, sich in diesem Rahmen 
mit einer eigenen Stellungnahme unmittelbar gegenüber der Kommission 
zu äußern.

►  Interparlamentarische Zusammenarbeit in der Europäischen 
Union

Das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente praktizieren 
verschiedene Formen der Zusammenarbeit:

Auf Initiative des Europäischen Parlaments finden seit vielen Jahren in 
verschiedenen Formaten Treffen der Parlamente und der Ausschüsse 
in Brüssel statt. Interparlamentarische Treffen behandeln meist über-
greifende Themen, während die Ausschüsse in gemeinsamen Sitzungen 
spezifische Fachthemen oder konkrete Gesetzgebungsvorhaben beraten. 
Daneben lädt auch das nationale Parlament, das die jeweils sechsmona-
tige Ratspräsidentschaft innehat, zu interparlamentarischen Treffen zur 
Beratung von EU-Themen auf der Ebene der Ausschussvorsitzenden ein.

Zur Stärkung der parlamentarischen Kontrolle im Bereich der GASP/GSVP 
haben die nationalen Parlamente und das Europäische Parlament im Jahr 
2012 die Interparlamentarische Konferenz für die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik gegründet. Sie tritt zweimal im Jahr zusammen und bietet 
den Rahmen für den Austausch von Informationen und bewährten Verfah-
ren in den Bereichen der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik.

Zweimal im Jahr tritt auch die SWKS-Konferenz gemäß Artikel 13 Fis-
kalvertrag (Konferenz über Stabilität, wirtschaftliche Koordinierung und 
Steuerung in der Europäischen Union) zusammen. Sie dient als interpar-
lamentarisches Forum zur Beratung von Fragen der Wirtschafts-, Finanz- 
und Haushaltspolitik sowie dem Meinungsaustausch über weitere vom 
Fiskalvertrag erfasste Themen.
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Die jährliche Konferenz der Präsidenten der nationalen Parlamente der 
EU-Mitgliedstaaten und des Europäischen Parlaments (EU-PPK) dient 
dem Austausch über europäische Themen, die für die nationalen Parla-
mente und die interparlamentarische Zusammenarbeit von besonderer 
Bedeutung sind.

Die Ständige Konferenz der Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europa-
Angelegenheiten der Parlamente der Europäischen Union (COSAC) wurde 
1989 gegründet. Ihre halbjährlichen Treffen, an denen der EU-Ausschuss 
des Bundestages gemeinsam mit dem Bundesrat mit einer Delegation 
teilnimmt, dienen dem Austausch von Informationen und bewährten 
Praktiken zwischen den nationalen Parlamenten und dem Europäischen 
Parlament auf Ausschussebene.

Mitgliedschaft und Mitwirkungsrechte des 
Bundestages in gemischten Institutionen
Um das Bild der vielfältigen Funktionen des Bundestages abzurunden, 
sind noch diejenigen Körperschaften und Institutionen zu erwähnen, 
in denen nach Grundgesetz, gesetzlichen und satzungsrechtlichen Vor-
schriften oder völkerrechtlichen Verträgen Beauftragte des Bundestages 
in unterschiedlicher Weise mitwirken bzw. von ihm bestimmt werden.

► Die Bundesversammlung

An erster Stelle steht hier die Bundesversammlung. Dieses Verfassungs-
organ tritt im Normalfall nur alle fünf Jahre und auch dann nur für 
wenige Stunden zusammen, um seine einzige Aufgabe zu erfüllen, den 
Bundespräsidenten zu wählen (Artikel 54 GG). Die Bundesversammlung 
besteht aus den Mitgliedern des Bundestages und einer gleichen Zahl 
von Mitgliedern, die von den Volksvertretungen der Länder gewählt wer-
den, ohne selbst Mitglieder ihres Landesparlaments sein zu müssen. Die 
Zusammensetzung der Bundesversammlung entspricht also am Tage der 
Wahl des Bundespräsidenten zur einen Hälfte den politischen Stärkever-
hältnissen im Bundestag und zur anderen Hälfte der Stärke der Parteien 
in den Landesparlamenten. Die 17. Bundesversammlung, die am 13. Fe-
bruar 2022 zusammentrat und Dr. Frank-Walter Steinmeier erneut zum 
Bundespräsidenten wählte, umfasste 1472 Mitglieder und war damit die 
bisher zahlenmäßig größte Bundesversammlung, was dem bisherigen 
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Scheitern der Bemühungen um eine echte Wahlrechtsreform geschuldet 
ist. Sie setzte sich zusammen aus den 736 Mitgliedern des 20. Deutschen 
Bundestages und der entsprechenden Anzahl von Delegierten der Lan-
desparlamente. Die Zahl der von den jeweiligen Landesparlamenten zu 
wählenden Mitglieder der Bundesversammlung bestimmt sich nach den 
Bevölkerungszahlen der Länder.

Die Bundesversammlung wird von der Präsidentin des Bundestages ein-
berufen, die auch ihren Vorsitz innehat.

Der Bundespräsident wird von der Bundesversammlung ohne Aussprache 
gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche, der das 40. Lebensjahr vollendet 
hat.

Vorschlagsberechtigt ist jedes Mitglied der Bundesversammlung. Diese 
Vorschriften beschreiben jedoch nicht die politische Wirklichkeit der No-
minierung der Kandidatin oder des Kandidaten. Vielmehr schließen sich 
die derselben Partei angehörenden Mitglieder der Bundesversammlung 
zu Fraktionen zusammen, und diese unterbreiten der Versammlung ihre 
Wahlvorschläge nach sorgfältigen, dem obersten Staatsamt angemesse-
nen Überlegungen. Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit aller Mit-
glieder der Bundesversammlung erhält. Wird diese (absolute) Mehrheit in 
zwei Wahlgängen von keinem Bewerber und keiner Bewerberin erreicht, 
so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten Stimmen 
auf sich vereinigt (Artikel 54 Abs. 6 GG, relative Mehrheit). Die Bundes-
tagspräsidentin gibt das Ergebnis der Stimmenauszählung bekannt und 
fragt die gewählte Person, ob sie die Wahl annimmt. Nach einer kurzen 
Ansprache der oder des Gewählten erklärt die Bundestagspräsidentin die 
Bundesversammlung für beendet; ihre Aufgabe ist erfüllt.

Angesichts der hohen Mitgliederzahl sowie vor dem Hintergrund der Co-
rona-Pandemie hat die 17. Bundesversammlung erstmalig nicht an dem 
dafür vorgesehenen Ort, dem Plenarsaal des Bundestages im Reichstags-
gebäude, sondern in der Halle des Paul-Löbe-Hauses und unter Einhal-
tung größtmöglicher infektiologischer Sicherheitsmaßnahmen stattge-
funden. Nach der geltenden Rechtslage wäre weder eine Verkleinerung 
der Bundesversammlung noch die Durchführung unter Einsatz moderner 
Kommunikationsmittel zulässig gewesen. 
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► Der Gemeinsame Ausschuss

Ein wenig bekanntes, weil in Friedenszeiten fast funktionsloses und ohne 
Wahrnehmung durch die Öffentlichkeit tagendes Verfassungsorgan ist 
der Gemeinsame Ausschuss. Es handelt sich um ein den Bundestag und 
den Bundesrat ersetzendes Notparlament, wenn im Verteidigungsfall der 
Bundestag nicht mehr zusammentreten kann (Art. 53a i. V. m. Art. 115a, 
115e GG). Seine Mitgliederzahl knüpft an die Zahl der Bundesländer an. 
Je einem Vertreter eines Bundeslandes steht eine doppelt so große Anzahl 
von Mitgliedern des Bundestages gegenüber; diese werden vom Bundes-
tag entsprechend dem Stärkeverhältnis der Fraktionen bestimmt. Der Ge-
meinsame Ausschuss setzt sich somit aus 16 Ländervertretern und 32 
Mitgliedern des Bundestages zusammen.

Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses ist die Bundestagspräsiden-
tin, ihre Vertreterin bzw. Vertreter sowie ein zu bestimmendes Mitglied 
des Bundesrates. Der Gemeinsame Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit, so dass die Bundestagsvertreter bei geschlossener 
Abstimmung den Bundesrat stets überstimmen können. Eine Beschluss-
kompetenz steht ihm in Friedenszeiten nicht zu. Die Bundesregierung hat 
den Gemeinsamen Ausschuss über ihre Planungen für den Verteidigungs-
fall zu unterrichten.

► Der Vermittlungsausschuss

Artikel 77 GG sieht den Vermittlungsausschuss als ein zwischen Bundes-
tag und Bundesrat angesiedeltes Organ vor. Seine Aufgabe besteht da-
rin, bei gesetzgeberischen Konflikten zwischen Bundestag und Bundesrat 
nach Kompromisslösungen zu suchen, sofern er von einem der genannten 
Verfassungsorgane angerufen wird.

Der Vermittlungsausschuss besteht aus 16 Mitgliedern des Bundesrates 
und ebenso vielen des Bundestages, die entsprechend den Fraktionsstär-
ken gewählt sind. Sein Verfahren wird durch die „Gemeinsame Geschäfts-
ordnung des Bundestages und des Bundesrates für den Ausschuss nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuss)“ geregelt. Nähere 
Einzelheiten siehe S. 139 ff. „Das Vermittlungsverfahren“.
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► Der Richterwahlausschuss

Zur Gruppe der „gemischten“ Gremien, deren Mitglieder gleichermaßen 
vom Bundestag und vom Bundesrat berufen werden, gehört auch der 
Richterwahlausschuss zur Wahl der Richterinnen und Richter der obers-
ten Gerichtshöfe des Bundes (Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungs-
gericht, Bundesarbeitsgericht, Bundesfinanzhof, Bundessozialgericht). 
Das Richterwahlgesetz sieht einen Richterwahlausschuss vor, der vom 
Bundesminister der Justiz einberufen wird und der aus 16 Landesministe-
rinnen oder Landesministern und einer gleichen Zahl von Mitgliedern, die 
vom Bundestag gewählt sind, besteht; im Gegensatz zum Wahlausschuss 
zur Wahl der Bundesverfassungsrichterinnen und Bundesverfassungs-
richter (s. S. 64) müssen die vom Bundestag zu wählenden Mitglieder des 
Richterwahlausschusses nicht Mitglieder des Bundestages sein; sie müs-
sen aber im Rechtsleben erfahren sein. Der für den jeweiligen Gerichtshof 
zuständige Bundesminister führt, ohne selbst Stimmrecht zu besitzen, 
den Vorsitz. Auch für die Mitglieder der Landesregierungen gilt das Res-
sortprinzip, d. h., diejenigen Landesministerinnen und Landesminister ge-
hören jeweils dem Richterwahlausschuss an, zu deren Geschäftsbereich 
die im Instanzenzug untergeordneten Gerichte des Landes gehören; z. B. 
wirken bei der Wahl von Richtern des Bundesarbeitsgerichts die jeweili-
gen Arbeitsministerinnen und Arbeitsminister der 16 Bundesländer mit.

Der Richterwahlausschuss entscheidet in geheimer Abstimmung über die 
Vorschläge. Stimmt die zuständige Bundesministerin oder der zuständige 
Bundesminister zu, so hat sie oder er beim Bundespräsidenten die Ernen-
nung der Gewählten zu beantragen. Der Bundespräsident fertigt dann für 
die neuen Bundesrichter und Bundesrichterinnen die Ernennungsurkun-
den aus.

Der Richterwahlausschuss wirkt überdies bei der Benennung von Persön-
lichkeiten mit, die von der Bundesregierung nach Artikel 253 EUV zur 
Ernennung zu Richterinnen und Richtern und Generalanwältinnen und 
Generalanwälten des Europäischen Gerichtshofs vorgeschlagen werden; 
hierzu ist Einvernehmen zwischen der Bundesregierung und dem Richter-
wahlausschuss herzustellen. 

► Mitgliedschaft in Exekutivgremien

Auf Grund gesetzlicher oder satzungsrechtlicher Vorschriften entsendet 
oder beruft der Bundestag Mitglieder in eine Reihe von Steuerungs- bzw. 
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Kontrollgremien der Exekutive. Diese Mitglieder kommen zum Teil aus 
den Reihen des Bundestages, zum Teil aus anderen Bereichen des öffent-
lichen Lebens. Der Bundestag bestellt u. a.

• 16 Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 32-köp-
figen Beirats bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen sowie 16 Stellvertreter;

• neun Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des Eisen-
bahninfrastrukturbeirats sowie neun Stellvertreter;

• vier Mitglieder des Deutschen Bundestages des höchstens 14-köpfigen 
Beirats zur Auswahl von Themen für die Sonderpostwertzeichen ohne 
Zuschlag beim Bundesministerium der Finanzen (Programmbeirat) so-
wie vier Stellvertreter;

• zwei Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des höchs-
tens 12-köpfigen Beirats für die grafische Gestaltung der Sonderpost-
wertzeichen beim Bundesministerium der Finanzen (Kunstbeirat) so-
wie zwei Stellvertreter;

• drei Mitglieder des 33-köpfigen Verwaltungsrates der Filmförderungs-
anstalt sowie drei Stellvertreter;

• drei Mitglieder des Beirats der Schlichtungsstelle für den öffentlichen 
Nahverkehr;

• sieben Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 
30-köpfigen Verwaltungsrats der Kreditanstalt für Wiederaufbau;

• zwei Mitglieder des 17-köpfigen Rundfunkrates der „Deutschen Welle“ 
und zwei Stellvertreter;

• ein Mitglied des 7-köpfigen Verwaltungsrates der „Deutschen Welle“ 
sowie ein stellvertretendes Mitglied;

• acht Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 32-köp-
figen Kuratoriums der Stiftung „Haus der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland“ und acht Stellvertreter;

• fünf Mitglieder des 20-köpfigen Kuratoriums der „Stiftung Archiv der 
Parteien und Massenorganisationen der DDR“ sowie fünf Stellvertreter;

• zwei Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 6-köp-
figen Parlamentarischen Beirats der „Stiftung für das sorbische Volk“ 
sowie zwei Stellvertreter;
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• drei Mitglieder des Beratungsgremiums gemäß § 39 des Stasi-Unter-
lagen-Gesetzes;

• ein Mitglied des Deutschen Bundestages als Mitglied des 15-köpfigen 
Stiftungsrats der „Stiftung CAESAR“ (Centre of Advanced European 
Studies and Research);

• drei Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 15-köp-
figen Stiftungsrats der „Deutschen Stiftung Friedensforschung (DSF)“;

• zwei Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 22-köp-
figen Senats des Vereins „Hermann von Helmholtz – Gemeinschaft 
Deutscher Forschungszentren e. V.“;

• fünf Mitglieder des Deutschen Bundestages als Mitglieder des 17-köp-
figen Verwaltungsrats bei der „Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht“ sowie fünf Stellvertreter;

• zwei der zwölf stimmberechtigten Mitglieder des Kuratoriums „Wis-
senschaftszentrum Berlin für Sozialforschung“;

• zwei Mitglieder des 9-köpfigen Stiftungsrats der „Stiftung Humanitäre 
Hilfe für durch Blutprodukte HIV-infizierte Personen“;

• fünf Mitglieder des 27-köpfigen Kuratoriums der Stiftung „Erinnerung, 
Verantwortung und Zukunft“ sowie fünf Stellvertreter;

• vier Mitglieder des Stiftungsrates der „Stiftung Flucht, Vertreibung, 
Versöhnung“ sowie vier Stellvertreter;

• drei Mitglieder des 14-köpfigen Stiftungsrates der „Kulturstiftung des 
Bundes“ sowie drei Stellvertreter;

• ein Mitglied des Deutschen Bundestages als Mitglied des 14-köpfigen 
Verwaltungsrates des Deutsch-Französischen Jugendwerkes sowie ein 
Stellvertreter.

Außerdem bestellt der Deutsche Bundestag Mitglieder in folgenden Gre-
mien:

• Kuratorium der „Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas“:  
Mitglieder: Der Präsident des Deutschen Bundestages sowie je ein Mit-
glied des Deutschen Bundestages pro angefangene 100 Mitglieder der 
im Deutschen Bundestag vertretenen Fraktionen.

• Stiftungsrat der „Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur“:   
Die Zahl der Mitglieder richtet sich nach der zum Zeitpunkt der Wahl 
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bestehenden Zahl der Fraktionen: je Fraktion ein Mitglied und ein 
Stellvertreter, die Bundestagsabgeordnete sein müssen, und ein Mit-
glied und ein Stellvertreter, die nicht Abgeordnete zu sein brauchen.

Die Präsidentin des Deutschen Bundestages beruft die 26 Mitglieder des 
Deutschen Ethikrates je zur Hälfte auf Vorschlag des Deutschen Bundes-
tages und der Bundesregierung.

Daneben existiert eine Vielzahl weiterer Gremien, zu denen die Bundes-
tagspräsidentin auf Vorschlag der Fraktionen bzw. die Fraktionen im 
Deutschen Bundestag unmittelbar Mitglieder entsenden. Diese wirken 
dort meist neben Vertretern anderer Organisationen und gesellschaftli-
chen Gruppen bei der Erfüllung der Aufgaben der jeweiligen Gremien mit. 
Die aufgeführten Teilnahme- und Mitwirkungsrechte machen die vielfäl-
tigen Einflüsse des Bundestages im gesellschaftlichen und vorpolitischen 
Raum deutlich.

Internationale Parlamentarische Versammlungen
Der Bundestag wählt für die Dauer einer Wahlperiode aus einer Mitte 
18  Mitglieder und 18 stellvertretende Mitglieder in die Parlamentari-
sche Versammlung des Europarats. Der 1949 gegründete Europarat ist 
die älteste zwischenstaatliche Organisation Europas. Seine Ziele sind der 
Schutz der Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlich-
keit. Im Laufe der Jahre wurden über 200 Konventionen, überwiegend 
im Bereich der Menschenrechte, verabschiedet. Die Parlamentarische 
Versammlung, das beratende Organ des Europarates, setzt sich aus Ver-
tretern der nationalen Parlamente der 47 Mitgliedstaaten zusammen. Sie 
wählt u. a. die/den Generalsekretär/in des Europarates und die Richterin-
nen und Richter am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte.

Mitglieder des Bundestages nehmen auch an den Beratungen der Par-
lamentarischen Versammlung der NATO teil. Diese Versammlung, 1955 
im Rahmen der Nordatlantischen Bündnisorganisation gegründet, setzt 
sich zusammen aus Vertretern der inzwischen 30 Mitgliedsparlamente 
und weiterer 14 assoziierten Mitgliedsparlamente. Der assoziierte Status 
der Russischen Föderation ist seit 2014 ausgesetzt. Weitere acht Länder 
können parlamentarische Beobachterdelegationen entsenden. Die NATO 
PV befasst sich mit sicherheitsrelevanten, politischen und wirtschaftli-
chen Fragen des transatlantischen Bündnisses. Ziel der Versammlung ist 
es, das gegenseitige Verständnis für die Sicherheitsbelange beiderseits 
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des Atlantiks zu fördern und die Arbeit des NATO-Rates zu begleiten. Die 
deutsche Delegation setzt sich aus 12 Mitgliedern des Bundestages und 
6 des Bundesrates zusammen.

Die Parlamentarische Versammlung der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE PV) wurde 1991 in Madrid als parla-
mentarisches Gremium der damaligen Konferenz für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (KSZE) gegründet, die 1995 in Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit umbenannt wurde. Die Versammlung mit 
Sitz in Kopenhagen zählt 323 Parlamentarier aus 57 Teilnehmerstaaten. 
Der Deutsche Bundestag ist ein Gründungsmitglied; die deutsche Delega-
tion umfasst 13 Mitglieder.

Die Versammlung sieht ihre Hauptaufgabe darin,

• die Arbeit der OSZE-Exekutive parlamentarisch zu begleiten,

• die Verwirklichung der Ziele der OSZE durch die Mitgliedstaaten zu 
bewerten, Mechanismen zur Konfliktverhütung und -bewältigung zu 
entwickeln,

• den Ausbau und die Festigung der demokratischen Institutionen in den 
OSZE-Teilnehmerstaaten zu unterstützen und durch Wahlbeobach-
tung von Präsidentschafts- und Parlamentswahlen die Legitimität des 
Wahlprozesses zu erhöhen.

In mehreren jährlichen Tagungen befasst sich die Versammlung mit 
OSZE-relevanten Fragestellungen; sie verabschiedet dazu Empfehlungen, 
die sich an die Regierungen und Parlamente der OSZE-Teilnehmerstaaten 
sowie an die OSZE-Exekutive richten.

Schließlich entsendet der Bundestag zweimal jährlich eine achtköpfige 
Delegation zu den Versammlungen der Interparlamentarischen Union 
(IPU), einer im Jahre 1889 gegründeten Vereinigung von Parlamentarie-
rinnen und Parlamentariern aus aller Welt mit Sitz in Genf. Die IPU, der 
heute 178 Mitgliedsparlamente und 14 Assoziierte angehören, setzt sich 
für Frieden und Zusammenarbeit zwischen den Völkern ein. Daneben ist 
sie bestrebt, die Schaffung repräsentativer Institutionen im Sinne des 
rechtsstaatlichen Demokratieverständnisses in allen Teilen der Welt zu 
fördern und zum Schutz und zur Achtung der Menschenrechte beizutra-
gen. Hierzu wendet sie sich mit Entschließungen an die nationalen Parla-
mente und Regierungen; ihre Empfehlungen richten sich darüber hinaus 
oftmals an die internationalen Organisationen im System der Vereinten 
Nationen.



102

Die Ostseeparlamentarierkonferenz ist das parlamentarische Forum der 
Ostseeregion. Sie wurde 1991 mit dem Ziel gegründet, eine gemeinsame 
Identität innerhalb der Ostseeregion durch eine engere Zusammenarbeit 
zwischen den nationalen und regionalen Parlamenten zu fördern. Standen 
zu Beginn umweltpolitische Themen und Fragen der maritimen Sicherheit 
im Vordergrund, so werden heute auch wirtschafts- und sozialpolitische 
Fragen ebenso wie Fragen zum Klimawandel und der Energiepolitik von 
den Teilnehmerstaaten diskutiert. In der deutschen Delegation sind neben 
fünf Abgeordneten des Deutschen Bundestages auch Abgeordnete der 
Landtage Schleswig-Holsteins und Mecklenburg-Vorpommerns, der Bre-
mischen Bürgerschaft und der Hamburgischen Bürgerschaft vertreten.

Die 2004 gegründete Parlamentarische Versammlung der Union für den 
Mittelmeerraum (PV-UfM) will den Gedankenaustausch zwischen den 
Parlamenten der Mittelmeerregion und der Europäischen Union fördern, 
der euromediterranen Zusammenarbeit neue Impulse verleihen und den 
Dialog der Kulturen verstärken. Die PV-UfM war bereits in den so ge-
nannten Barcelona-Prozess eingebunden und beteiligt sich derzeit an 
der Ausgestaltung der im Jahre 2008 gegründeten Union für den Mittel-
meerraum. Der Versammlung gehören 280 Parlamentarier an; Deutsch-
land stehen drei Sitze zu.

Zusammenfassung
Die hier dargestellten innerparlamentarischen Strukturen, Verfahren, 
Befugnisse und Spielregeln mögen auf den ersten Blick verwirrend er-
scheinen. Sie sind indes aus langjähriger Erfahrung gewachsen und ha-
ben ihren guten Sinn. Allesamt dienen sie dem Ziel, aus der zunächst 
unstrukturierten Versammlung von deutlich über 700 Abgeordneten ein 
arbeitsteiliges, arbeitsfähiges und arbeitsökonomisch handelndes Parla-
ment zu machen.

Bei dieser Organisation seiner Arbeit ist das Parlament durch einige weni-
ge Verfassungsbestimmungen und gesetzliche Vorschriften (z. B. Bundes-
wahlgesetz, Abgeordnetengesetz) eingegrenzt. Im Übrigen steht es dem 
Bundestag jedoch nach dem Grundsatz der Parlamentsautonomie frei, 
wie er seine Arbeit organisieren will (Artikel 40 GG: Der Bundestag „gibt 
sich eine Geschäftsordnung“). Als Markierungspunkte, an denen sich die 
Geschäftsordnung zu orientieren hat, sind anzusehen:
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• Das freie Mandat:   
Die Abgeordneten sind bei ihrer parlamentarischen Arbeit an Weisun-
gen von Wählern, Interessengruppen, Parteien, Fraktionen etc. nicht 
gebunden, auch nicht an eine von ihnen abgegebene Verpflichtungs-
erklärung, ihr Mandat unter bestimmten Voraussetzungen niederzu-
legen (Art. 38 GG).

• Der Plenarvorbehalt:   
Die Willensbildung des Bundestages kann nur durch Plenarbeschluss 
erfolgen. Die Tätigkeit der Organe des Bundestages dient nur der Vor-
bereitung solcher Plenarbeschlüsse. Dies schließt eine laufende Zu-
sammenarbeit der Fachausschüsse mit den zuständigen Bundesminis-
terien nicht aus.

• Der formale Gleichheitsgrundsatz:   
Die im Parlament vertretenen politischen Gruppierungen haben gleiche 
Wirkungsmöglichkeiten. Unterschiede, die auf der unterschiedlichen 
Stärke der Gruppierungen beruhen, sind jedoch innerhalb bestimmter 
Grenzen gerechtfertigt.

• Das Mehrheitsprinzip:   
Beschlüsse des Bundestages werden grundsätzlich mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Grundgesetz Aus-
nahmen vorsieht oder zulässt (Art. 42 Abs. 2 GG).

• Der Minderheitenschutz:   
Parlamentarischen Minderheiten stehen zur Sicherung ihrer Aktions-
möglichkeiten vielfältige Verfahrensrechte zu, sei es das Recht, Ge-
schäftsordnungsanträge zu stellen, über die abgestimmt werden muss, 
sei es Verlangen zu äußern, denen inhaltlich entsprochen werden muss 
(z. B. Einsetzung von Untersuchungsausschüssen, Enquete-Kommissio-
nen oder die Einberufung des Bundestages).

• Das Öffentlichkeitsprinzip:   
Das Plenum des Bundestages muss grundsätzlich öffentlich tagen 
(Art. 42 Abs. 1 GG). Von der Möglichkeit, die Öffentlichkeit auszu-
schließen, wurde noch nie Gebrauch gemacht.
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Statistik zur Arbeit des Deutschen Bundestages  
(17./18./19. Wahlperiode)

17. WP  
2009 –  
2013

18. WP  
2013 –  
2017

19. WP  
2017 –  
2021

Plenarsitzungen 253 245 239

ständige Ausschüsse 22 24 24

Ausschusssitzungen 2600 2458 3836

Untersuchungsausschüsse 2 5 3

Sitzungen der Untersuchungs-  
ausschüsse

227 304 235

Enquete-Kommissionen 2 – 2

Enquete-Kommissions-Sitzungen 51 – 60

Eingebrachte Gesetzentwürfe 844 731 870

– davon Bundesregierung 484 526 487

– davon Bundestag 278 148 317

– davon Bundesrat 82 57 66

Verabschiedete Gesetzentwürfe 553 555 546

Selbstständige Anträge 1966 1080 2816

durchnummerierte BT-Drucksachen 14838 13705 32716

Petitionen (ohne Masseneingaben) 62899 51364 52563

Große Anfragen 54 15 35

Kleine Anfragen 3629 3953 11671

Mündliche Fragen (Fragestunde) 6057 3119 5150

Dringliche Fragen 107 20 2

Schriftliche Fragen 20141 14012 25671

Aktuelle Stunden 131 91 139

Regierungserklärungen 51 32 19

Befragungen der Bundesregierung 69 65 67
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2. Die Gesetzgebung des Bundes

Jedes Gemeinwesen braucht feste Regeln, nach denen es bestehen und 
sich friedlich fortentwickeln kann. Die zahllosen unterschiedlichen Wün-
sche, Vorstellungen und Interessen der Bürger sollen sich in Freiheit ent-
falten und verwirklichen können – aber nicht in Freiheit auf Kosten des 
anderen oder des Schwächeren, sondern in geordnetem Nebeneinander 
und Miteinander mit dessen Freiheit und dessen Interessen. Also muss es 
allgemein geltende Regeln geben, bindend für jeden Bürger, bindend aber 
auch für das Handeln der Behörden.

Welche Regeln sind das, und wer stellt sie auf? Die bedeutendsten davon 
enthält die Verfassung, bei uns das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland. Hier sind die Grundrechte niedergelegt, teils Abwehrrechte 
gegen staatliche Eingriffe – wie das Recht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit, auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit oder die Freiheit der Wahl und Ausübung des Berufs –, 
teils politische Mitwirkungsrechte wie Versammlungs- und Vereinigungs-
freiheit, Meinungsfreiheit oder Parteienfreiheit. Hier finden sich so wich-
tige Garantien wie die allgemeine Gleichheit vor dem Gesetz, die Gleich-
berechtigung von Männern und Frauen und, ganz am Anfang in Artikel 1 
Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz, die Bindung aller staatlichen Gewalt an die 
unantastbare Menschenwürde.

Zugleich enthält das Grundgesetz alle wesentlichen Vorschriften über 
den Aufbau des Staates und die Grundlagen seines Handelns. Dazu gehö-
ren so entscheidende Bestimmungen wie die Bindung der vollziehenden 
Gewalt – also das Handeln der Behörden – an Gesetz und Recht. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist nicht nur ein demokratischer und sozialer 
Bundesstaat, sondern sie ist auch Rechtsstaat, und damit sind wir bei 
unserem Thema: Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass Ämter und Behör-
den nicht willkürlich handeln, sondern auf der Grundlage jener allgemein 
bindenden Regeln, von denen eingangs die Rede war. Alles Handeln der 
öffentlichen Gewalt ist durch Gerichte nachprüfbar, der Bürger kann Wi-
derspruch einlegen und Klage erheben und so um sein Recht kämpfen, 
wenn es ihm verweigert werden sollte. Dafür sind Maßstäbe nötig, nach 
denen die Gerichte zu entscheiden haben, und die finden sich in den 
Gesetzen.
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Die Gesetzgebung ist daher im modernen demokratischen Staat eine 
äußerst wichtige Angelegenheit. Die wesentlichen Vorschriften darüber 
enthält bereits das Grundgesetz. Hier ist das Gesetzgebungsverfahren 
– das im folgenden näher geschildert und erklärt werden soll – in den 
Grundzügen vorgeschrieben, weil nur so sichergestellt werden kann, dass 
ein korrektes Verfahren abläuft, das durch seine Öffentlichkeit jederzeit 
die Kontrolle und entsprechende Meinungsbildung der Bürgerinnen und 
Bürger ermöglicht.

Dies wiederum ist der Grund, warum Bundesgesetze nur vom Bundestag 
beschlossen werden dürfen: Er verhandelt in öffentlicher Debatte – Zei-
tungen, Rundfunk, Fernsehen und digitale Medien berichten darüber –, 
und die einzigen Personen, die an dem Beschluss über jedes Gesetz teil-
nehmen dürfen, sind die zum Bundestag gewählten Abgeordneten. Weil 
es bei den Gesetzen um die für das ganze Volk verbindlichen Regeln geht, 
müssen sie von der Volksvertretung behandelt und beschlossen werden.

Deshalb bestimmt Artikel 77 Abs. 1 des Grundgesetzes: „Die Bundesge-
setze werden vom Bundestage beschlossen“. Zwar dürfen und sollen an 
der Erarbeitung des Inhaltes der Gesetze viele mitwirken, aber verantwor-
tet müssen sie von denen werden, die dafür gewählt wurden. Gewählt 
wird auf Zeit, d. h. für die Dauer einer Wahlperiode des Bundestages, die 
4 Jahre beträgt. Also endet das Mandat der Abgeordneten nach dieser 
Zeit, und eine neue Entscheidung durch Wahl steht an, mit der die bishe-
rige Regierung mit ihrem Gesetzgebungsprogramm bestätigt, aber auch 
abgewählt werden kann. Das ist das Entscheidende am demokratischen 
Staat: Man kann eine Regierung auf friedliche Weise wieder loswerden 
und durch eine andere ersetzen; in undemokratischen Regimen kann man 
das nicht.

Im Rechtsstaat wird also praktisch mit Gesetzen und durch Gesetze re-
giert, und dem entsprechend eng ist der Zusammenhang zwischen Ge-
setzgebung und Politik. Doch wie kommt ein solches Gesetz zustande? 
Welche Stationen durchläuft es, bis es für jedermann verbindlich ist, und 
wer ist daran beteiligt? Dies soll im Folgenden näher in Augenschein ge-
nommen werden, um sich einen realistischen Eindruck über das Gesetz-
gebungsverfahren verschaffen zu können.
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Gesetzesinitiative
Das Recht, Gesetze zur Beratung im Bundestag einzubringen (Gesetzes-
initiative), steht der Bundesregierung, dem Bundesrat – das Mitwirkungs-
organ der Länder an der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes – und 
den Mitgliedern des Bundestages selbst zu. Im letzteren Fall muss der 
Gesetzentwurf von mindestens 5 vom Hundert der Abgeordneten (derzeit 
also 37) oder einer Fraktion unterzeichnet sein. In den beiden ersten Fäl-
len muss das jeweilige Organ – Bundesregierung oder Bundesrat – einen 
Beschluss, gegebenenfalls einen Mehrheitsbeschluss fassen.

Etwa zwei Drittel der Gesetzentwürfe werden von der Bundesregierung 
eingebracht. Das ist nicht überraschend, und insbesondere kann es nicht 
etwa als Zeichen dafür angesehen werden, dass die Abgeordneten selbst 
zu wenig Gesetzesinitiative entwickeln oder sich von der Regierung al-
les vorschreiben lassen würden. Es ist vielmehr kennzeichnend für das 
im Grundgesetz angelegte parlamentarische Regierungssystem. Denn 
danach wird der Bundeskanzler vom Bundestag gewählt, d. h., nach der 
Bundestagswahl bildet sich hier entsprechend dem Wahlergebnis eine 
Mehrheit, die die Regierung trägt und mit dieser politisch identisch 
bleibt. Deshalb ist es nahe liegend, dass die Gesetzentwürfe, die diese 
Parlamentsmehrheit beschließen will, inhaltlich, technisch und redak-
tionell durch die Regierung und ihre Beamten erarbeitet und vorberei-
tet werden. Die Kontrolle des Bundestages bezieht sich vor allem darauf, 
welchen dieser Gesetzgebungsvorschläge letztlich zugestimmt werden 
soll und welchen nicht und an welchen der Bundestag Änderungen vor-
nimmt. Es ist also nicht so, dass die Mehrheit des Bundestages ungeprüft 
dem zustimmt, was die von ihr ins Amt gewählte Regierung vorlegt.

Bei dem Gesetzesvorhaben, das wir auf den folgenden Seiten durch die 
verschiedenen Stationen hindurch verfolgen wollen, handelt es sich um 
den häufigen und typischen Fall einer Regierungsvorlage. Zwar ist dies 
kein Gesetzgebungsverfahren aus der aktuellen 20. Wahlperiode des Bun-
destages. Bedingt durch zwischenzeitlich erfolgte Bundestagswahlen und 
Regierungsneubildungen haben sich deshalb an vielen Stellen personelle 
Veränderungen ergeben. Unabhängig von den politischen Akteuren zeigt 
das gewählte Beispiel aus den Jahren 2015/2016 jedoch anschaulich und 
weiterhin aktuell alle Abläufe, die bei der Gesetzgebung des Bundes Be-
deutung erlangen können.
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Der Entwurf des Gesetzes
Die Bundesregierung ist fachlich gegliedert nach den wichtigsten staat-
lichen und gesellschaftlichen Bereichen, so dass immer für ein größe-
res zusammenhängendes Aufgabengebiet ein Ministerium vorhanden ist 
(z. B. Bundesministerium der Justiz, für Wirtschaft und Klimaschutz oder 
für Gesundheit). Die zahllosen einzelnen Aufgabenbereiche sind inner-
halb der Ministerien wiederum gegliedert in Abteilungen, Unterabteilun-
gen und Referate. Wird auf einem Spezialgebiet ein Gesetz – in der Praxis 
handelt es sich meist um Änderungen schon bestehender Gesetze, so ge-
nannte Novellen – notwendig, so wird in der Regel ein Referat beauftragt, 
einen Entwurf zu erarbeiten.

Die Anstöße zur Gesetzgebung können ganz unterschiedlich sein. Eine 
wichtige Quelle ist das Regierungsprogramm am Beginn jeder Wahlperio-
de, das wesentliche politische Vorhaben der Regierung für die nächsten 
4 Jahre auflistet; daraus ergeben sich meist schon zahlreiche Aufträge an 
die Ministerien, auf den entsprechenden Gebieten einschlägige Gesetze 
vorzubereiten. Anstöße kommen aber auch aus der Verwaltung selbst, 
etwa wenn deutlich wird, dass eine bestimmte Regelung dauernd Schwie-
rigkeiten beim Vollzug macht oder unerwartet hohe Kosten verursacht. 
Dann sind es nicht selten die Länder – sie sind nach Artikel 83 GG grund-
sätzlich für den Vollzug der Bundesgesetze zuständig –, die entweder 
an das entsprechende Ministerium oder aber politisch an den Bundesrat 
mit Änderungswünschen oder mit einem ausformulierten Gesetzentwurf 
herantreten. Auch von der höchstrichterlichen Rechtsprechung können 
Impulse zur Änderung von Gesetzen ausgehen, entweder wenn in einem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts eine Regelung für nicht vereinbar 
mit der Verfassung erklärt wurde oder wenn z. B. durch Urteile deutlich 
wird, dass eine bestimmte Regelung immer wieder zu Streitigkeiten, zu 
Prozessen und gegensätzlicher Rechtsprechung der unteren Gerichtsin-
stanzen führt. Ferner sind es die Verbände und Interessengruppen, die 
die Bedürfnisse ihrer Mitglieder nach Änderungen von Gesetzen geltend 
machen. Oder eine Bürgereingabe beim Petitionsausschuss offenbart 
Handlungsbedarf. Auch die kommunalen Spitzenverbände wenden sich 
nicht selten an den Gesetzgeber, weil sie aus den ihnen angeschlossenen 
Städten, Kreisen und Gemeinden wissen, dass eine bestimmte Regelung 
etwa die Gemeindefinanzen stark belastet oder die Gemeindebehörden 
vor große Schwierigkeiten in der Verwaltung stellt. Schließlich gibt es 
auch Themen, die durch die öffentliche Diskussion in den Massenmedien 
zunehmend problematisch oder regelungsbedürftig erscheinen.



109

Entsprechend dem oben skizzierten Grundverhältnis zwischen Parla-
mentsmehrheit und Regierung im parlamentarischen Regierungssystem 
kommt es dabei auch vor, dass die Initiative zur Regelung nicht von der 
Regierung ausgeht, sondern in den Mehrheitsfraktionen des Bundes tages 
die Absicht einer Gesetzesänderung politisch beschlossen wird. Dann 
wird in den seltensten Fällen so vorgegangen, dass Abgeordnete dieser 
Fraktionen und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den Gesetzentwurf 
selbst verfassen, sondern es wird ein Auftrag an die Regierung und inner-
halb dieser an das zuständige Ministerium gegeben.

Mit der Referatsleitung in den Ministerien sind Fachkräfte beauftragt, die 
mit all diesen Vorgängen fortlaufend befasst sind. Sie werten Schreiben 
von Bürgerinnen und Bürgern und Organisationen an das Ministerium 
aus, beobachten die Rechtsprechung und verfolgen die Fachliteratur. Sie 
haben Kontakt mit zuständigen Kollegen in Landesministerien und Ge-
meindebehörden und halten sich insgesamt über die Entwicklung auf 
dem jeweiligen Gebiet auf dem Laufenden. Auf dieser Grundlage sind sie 
fachlich qualifiziert, den Auftrag für einen so genannten Referentenent-
wurf zu übernehmen und zu erfüllen.

Schon in diesem Stadium wird die Referatsleitung Organisationen und 
Gruppen, die von dem Entwurf betroffen sein werden, zu Besprechun-
gen zuziehen und mit ihnen Material und Stellungnahmen austauschen. 
Dies ist besser, als „am grünen Tisch“ eine Regelung zu entwerfen, die 
dann später, falls sie so erlassen würde, sich als undurchführbar oder 
als fachlich nicht richtig fundiert erweisen könnte. Das heißt aber auch, 
dass Interessengruppen schon in diesem frühen Stadium Einfluss auf den 
Gesetzentwurf nehmen können. Sie treten nicht erst dem eigentlichen 
Gesetzgeber, dem Bundestag, gegenüber, etwa indem sie bei Anhörun-
gen vor den Ausschüssen ihre Vorstellungen zu Gehör bringen und ihr 
Fachwissen zur Verfügung stellen, sondern sie erfahren auf diesem Wege 
schon sehr zeitig von dem Entstehen eines Gesetzesvorhabens.

Sicher ist der Einfluss von Interessenverbänden immer ein kritisch dis-
kutierter Punkt in der Gesetzgebung. Andererseits muss gesehen werden, 
dass diese Verbände nicht willkürlich und nach den Vorstellungen einiger 
weniger Personen operieren, sondern im Prinzip berechtigte Interessen 
von Gruppen der Gesellschaft vertreten. Die einzelne Bürgerin, der ein-
zelne Bürger, sei es als Gewerbetreibende, als Mitglied einer bestimm-
ten Berufsgruppe, als Empfänger staatlicher Leistungen oder einfach für 
bestimmte Belange engagiert, kann Auffassungen allein, ohne den Zu-
sammenschluss mit Gleichgesinnten, kaum zur Geltung bringen. Hierfür 
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können sie sich einer Partei anschließen, aber auch einschlägigen Ver-
bänden, Organisationen oder Bürgerinitiativen beitreten und dort an der 
Verwirklichung der gemeinsamen Vorstellungen mitarbeiten. Auf diese 
Mitwirkung der betroffenen und interessierten Kreise ist der Gesetzgeber 
auch angewiesen. Zum einen findet er bei ihnen ein erhebliches Maß von 
Sachkunde auf dem betreffenden Gebiet, ohne das er schwerlich gerechte 
und auch geeignete Regelungen entwickeln könnte. Zum anderen ist es 
legitim und nützlich, wenn er Bedenken und Belange dieser betroffenen 
Kreise rechtzeitig kennt und gegebenenfalls berücksichtigt, weil auch ein 
Gesetz darauf angewiesen ist, dass es von den Betroffenen akzeptiert 
und befolgt wird. Wesentlich ist bei dieser geordneten Berücksichtigung 
von Interessen nur, dass nicht jeweils nur eine Seite gehört wird, sondern 
auch andere, die unterschiedliche, vielleicht gegensätzliche Interessen 
auf dem gleichen Feld haben können. So wird man bei einer arbeitsrecht-
lichen Regelung nicht nur die Arbeitgeberseite, sondern auch die Gewerk-
schaften hören, bei einer Vorschrift im Bereich der Produktion bestimm-
ter Waren können sich nicht nur die entsprechenden Branchen, sondern 
auch Verbraucherorganisationen äußern, und wenn es um Energiepolitik 
und Industrieproduktion geht, werden seit vielen Jahren regelmäßig die 
Umweltschutzorganisationen einbezogen und um Stellungnahmen gebe-
ten. Dazu kommen Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen aus den 
entsprechenden Gebieten und insbesondere eine beträchtliche Zahl von 
wissenschaftlichen Beiräten, die die Bundesregierung gebildet hat und 
die sie auf praktisch jedem Fachgebiet zusätzlich beraten können – ein 
Personenkreis von mehreren Tausend Fachleuten in den verschiedensten 
Beiräten, Kommissionen und Fachausschüssen.

Auf diese Weise gelingt es, Sachverstand einzubeziehen, Interessen ge-
geneinander abzuwägen und Zustimmung in den betroffenen Kreisen für 
ein Gesetzesvorhaben zu gewinnen, ohne dass der Gesetzgeber sich der 
einen oder anderen Meinung einfach anschließen würde.

Zurück zum Referentenentwurf: Der innerhalb des Ministeriums abge-
stimmte Text wird anderen fachlich oder politisch beteiligten Ministerien 
ebenfalls vorgelegt, weil die zu regelnden Gebiete häufig die Zuständig-
keit mehrerer Ressorts berühren. Das gilt insbesondere für kostenwirk-
same Gesetze, die dem Finanzministerium mit vorgelegt werden müssen. 
Ähnliches gilt für Gesetze, deren Anwendung sich auf die Umwelt auswir-
ken könnte und die deshalb einer so genannten Umweltverträglichkeits-
prüfung unterzogen werden. Ferner ist der Nationale Normenkontroll-
rat frühzeitig in die Gesetzesausarbeitung einzubeziehen. Dieser hat die 
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Aufgabe, Rechtsetzungsvorhaben (und auch geltende Rechtsvorschriften) 
des Bundes auf ihre kostenmäßigen bürokratischen Auswirkungen zu 
überprüfen und bei Bedarf Verbesserungsvorschläge vorzulegen.

Nach Abstimmung des Textes mit den beteiligten Ministerien wird der 
Entwurf dem Bundesjustizministerium zur Prüfung der Rechtsförmlich-
keit zugeleitet. Geprüft wird die Vereinbarkeit mit geltendem Recht, von 
der Verfassung über benachbarte oder mitbetroffene Gesetze bis zu den 
Feinheiten der juristischen Sprache inklusive einer mehr und mehr ge-
schlechtsneutralen Formulierung und der Verweisungstechnik. Und damit 
Gesetze sprachlich richtig und möglichst für jedermann verständlich ge-
fasst sind, ist in diesem Stadium auch die Einbeziehung des Redaktions-
stabes der Gesellschaft für deutsche Sprache (angesiedelt beim Deut-
schen Bundestag) vorgesehen. Danach legt der federführende Minister 
oder die federführende Ministerin den Gesetzentwurf dem Kabinett – das 
Kollegium der Bundesregierung, bestehend aus dem Bundeskanzler und 
allen Ministerinnen und Ministern – zur Beschlussfassung vor. Der vom 
Kabinett beschlossene Text wird vom Bundeskanzler dann gemäß Arti-
kel 76 Absatz 2 Grundgesetz regelmäßig dem Bundesrat zugeleitet.

Einschaltung des Bundesrates und Zuleitung an den 
Bundestag
Dieser Schritt im Verfahren könnte zunächst überraschen: Warum wird 
der Regierungsentwurf nicht jetzt sofort dem Bundestag zugestellt, der 
ihn dann im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren behandelt? Der 
in Artikel 76 vorgeschriebene so genannte erste Durchgang beim Bun-
desrat hängt damit zusammen, dass dieser nach der Verabschiedung des 
Gesetzes durch den Bundestag sehr starke Mitwirkungsrechte bei der Ge-
setzgebung hat (darauf wird später noch näher eingegangen). Er könnte 
das Inkrafttreten eines Gesetzes zumindest verzögern (Einspruchsge-
setze) und bei vielen sogar das Inkrafttreten endgültig verhindern (Zu-
stimmungsgesetze). Um nun die Auffassung des Bundesrates und die der 
Länder rechtzeitig kennen zu lernen, ist eine erste Stellungnahme des 
Bundesrates zum Regierungsentwurf schon vorgesehen, bevor der Ent-
wurf dem Parlament zugeleitet wird, damit die Regierung Gelegenheit 
hat, Gegenvorschläge des Bundesrates entweder noch zu berücksichti-
gen oder aber ihre Auffassung hierzu sogleich schriftlich ihrem Entwurf 
beizulegen. Die Stellungnahme der Bundesregierung zu eventuellen Ein-
wänden des Bundesrates heißt Gegenäußerung; sie wird, wie die inner-
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halb von 6 Wochen abzugebende Stellungnahme des Bundesrates, dem 
ursprünglichen Gesetzentwurf beigefügt oder rechtzeitig nachgereicht. 
Dem Bundestag werden also schließlich vorgelegt: der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung mit Begründung, die Stellungnahme des Bundesrates 
hierzu, die Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrates und die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollra-
tes (gegebenenfalls auch noch eine Stellungnahme der Bundesregierung 
hierzu). Damit hat der Bundestag zu Beginn des Gesetzgebungsverfah-
rens eine Vorlage, die schon wesentliche Gesichtspunkte offenbart, die 
vielleicht später zwischen Bund und Ländern streitig werden könnten.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung mit Begründung, Stellungnah-
me des Bundesrates, Gegenäußerung der Bundesregierung und Stellung-
nahme des Nationalen Normenkontrollrates wird dem Bundestag vom 
Bundeskanzler mit einem Übersendungsschreiben an den Präsidenten 
des Bundestages zugeleitet. Ein Beispiel eines solchen Übersendungs-
schreibens ist auf S. 113 abgedruckt. Es betrifft den Regierungsentwurf 
des Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
gesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, das im 
Bundesgesetzblatt Teil I von 2016 auf den Seiten 2464 ff. veröffentlicht 
worden ist. Dieser Gesetzentwurf wird im Folgenden durch die Stationen 
seiner Behandlung verfolgt. Ziel des Gesetzentwurfs war die verfassungs-
konforme Neuregelung der Erbschaft- und Schenkungsteuer, nachdem 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 17. Dezember 2014 
die Vorschriften zur Besteuerung beim Übergang von Betrieben (d. h. die 
Unternehmensnachfolge im Todesfall oder bei Schenkungen des Eigen-
tümers) wegen Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz des Grundge-
setzes für verfassungswidrig erklärt und dem Gesetzgeber für die Neu-
regelung eine Frist bis zum 30. Juni 2016 gesetzt hatte. Im Hinblick auf 
diese Frist machte die Bundesregierung von ihrem Recht Gebrauch, den 
Gesetzentwurf dem Bundestag ausnahmsweise als besonders eilbedürftig 
schon vor Ablauf der Stellungnahmefrist für den Bundesrat zuzuleiten. 
Die Stellungnahme des Bundesrates und die Gegenäußerung der Bun-
desregierung hierzu sind dem Bundestag dann später zugesandt worden 
(siehe Drucksache 18/6279 vom 8. Oktober 2015).

Der Gesetzentwurf betraf die Interessen der Länder in besonderer Wei-
se, weil er Regelungen über Steuern beinhaltete, deren Aufkommen den 
Ländern zufließt. Es handelte sich deshalb um ein so genanntes Zustim-
mungsgesetz, das nicht ohne Zustimmung des Bundesrates in Kraft tre-
ten kann. Die Eingangsformel des Gesetzes lautete dementsprechend: 
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„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Ge-
setz beschlossen: …“

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/5923
Bundesrepublik Deutschland Berlin, 7. September 2015  
 Die Bundeskanzlerin

An den  
Präsidenten des  
Deutschen Bundestages  
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert  
Platz der Republik 1  
11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
gesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG ist als 
Anlage 2 beigefügt.

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 14. August 2015 als besonders eilbedürftig zu-
geleitet worden.

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung der Bun-
desregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich nachgereicht.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Angela Merkel

Jedem Gesetzentwurf wird ein so genanntes Vorblatt vorangestellt, auf 
dem knapp über das Ziel des Gesetzes, die vorgeschlagene Lösung und 
eventuelle Alternativen sowie die Kosten der vorgeschlagenen Regelung 
berichtet wird. Sodann folgt der eigentliche Regelungstext und die aus-
führliche Begründung des Gesetzesvorhabens.
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Deutscher Bundestag Drucksache 18/5923  
18. Wahlperiode

07. 09. 2015

Gesetzentwurf
der Bundesregierung  
 
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteu-
er- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts

A. Problem und Ziel

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 17. De-
zember 2014 – 1 BvL 21/12 – (BGBl. 2015 I S. 4) die Verscho-
nungsregelungen nach den §§ 13a und 13b des Erbschaftsteu-
er- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) zwar grundsätzlich 
für geeignet und erforderlich gehalten. Die bestehenden Ver-
schonungsregelungen verstoßen angesichts ihres Übermaßes 
aber gegen Artikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes. …

Der Gesetzentwurf zielt auf eine verfassungsgemäße Ausgestal-
tung der Verschonung betrieblichen Vermögens und damit auf 
eine verfassungskonforme Erhebung der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer. Die Sicherung der vorhandenen Beschäftigung in 
den übergehenden Betrieben und die Bewahrung der ausgewo-
genen deutschen Unternehmenslandschaft machen es erforder-
lich, die Unternehmensnachfolge bei Erwerben von Todes wegen 
und Schenkungen unter Lebenden in den vom Bundesverfas-
sungsgericht im Urteil vom 17. Dezember 2014 – 1 BvL 21/12 – 
aufgezeigten Grenzen weiterhin zu erleichtern. … Die deutschen 
Unternehmensstrukturen, insbesondere die mittelständischen 
und inhabergeführten Unternehmen, haben sich in Krisenzeiten 
als stabilisierend für die Beschäftigung und damit für den Wohl-
stand der deutschen Gesellschaft insgesamt erwiesen. Vorrangi-
ger Zweck des Gesetzentwurfs ist es nicht, Mehreinnahmen aus 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer zu erzielen.
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B. Lösung

Die §§ 13a, 13b ErbStG bleiben in ihrer Grundstruktur erhalten, 
soweit aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 17. Dezember 2014 – 1 BvL 21/12 – kein Änderungsbedarf 
besteht. Um einen verfassungsgemäßen Zustand zu schaffen, 
werden die vom Bundesverfassungsgericht beanstandeten Re-
gelungen angepasst:

 – die Freistellung von Kleinstbetrieben von den Lohnsummen-
regelungen,

 – die Abgrenzung des begünstigten von dem nicht begünstigten 
Vermögen,

 – Einführung einer Verschonungsbedarfsprüfung für den Erwerb 
großer Betriebsvermögen,

 – Einführung eines Abschmelzmodells als Wahlrecht für den Er-
werb großer Betriebsvermögen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Steuermehr-/-mindereinnahmen (–) in Mio. Euro)

Gebiets-  
körperschaft

Volle Jahres-  
wirkung1 

Kassenjahr

2016 2017 2018 2019 2020

Insgesamt 200 10 85 145 175 200

Bund

Länder 200 10 85 145 175 200

Gemeinden

1 Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten.

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/5923
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E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht keine Änderung des Er-
füllungsaufwands.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Durch die Umsetzung der Änderungsvorschläge entsteht kein 
einmaliger Umstellungsaufwand für die Wirtschaft.

Die zu erwartende jährliche Veränderung des Erfüllungsauf-
wands beträgt rund 10 000 Euro für die betroffenen Unternehmen 
in Form von Bürokratiekosten durch vier Informationspflichten.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Die Auswirkungen auf Bürokratiekosten aus Informationspflich-
ten belaufen sich auf rund 10 000 Euro.

Ausführungen zur „One in, one out“-Regel sind nicht erforder-
lich, da die vorgeschlagenen Neuregelungen die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts umsetzen.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

In den Ländern entsteht einmaliger automationstechnischer Um-
stellungsaufwand in Höhe von rund 500 000 Euro.

Die zu erwartende jährliche Veränderung des Erfüllungsauf-
wands der Verwaltung beträgt rund 16 000 Euro aus drei Vor-
gaben.

F. Weitere Kosten

Weitere Kosten sind nicht zu erwarten.

…

Drucksache 18/5923 Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode



117

Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des 
 Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

Vom …

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgen-
de Gesetz beschlossen:

Artikel 1  
Änderung des Erbschaftsteuer- und  

Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBl. I 
S. 378), das zuletzt durch Artikel 30 des Gesetzes vom 26. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1809) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

…  

Der abgedruckte Gesetzentwurf der Bundesregierung hat bereits die Form 
der Bundestagsdrucksache: Die Zahl 18 oben vor dem Querstrich bezeich-
net die 18. Wahlperiode, also den Zeitraum vom ersten Zusammentritt 
des am 22. September 2013 gewählten Bundestages bis zum ersten Zu-
sammentritt des nächsten, am 24. September 2017 gewählten 19. Bun-
destages, während die Zahl nach dem Schrägstrich die laufende Nummer 
der Bundestagsdrucksache bezeichnet. In dieser Form kommt der Entwurf 
nicht beim Bundestag an, sondern er wird dort in diese Fassung gebracht 
und an alle Abgeordneten verteilt, seit Beginn der 18. Wahlperiode im 
Jahr 2013 auf elektronischem Wege.

Vorbereitung durch die Fraktionen
Nach der Verteilung beschäftigen sich zunächst die Fraktionen mit der 
Vorlage. Auch sie sind fachlich gegliedert in Arbeitskreise und Arbeits-
gruppen für verschiedene Bereiche – allerdings etwas anders zugeschnit-
ten als die Ministerien der Bundesregierung –, so dass unser Beispiel-

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/5923
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entwurf in den Fraktionen vor allem von den Abgeordneten zunächst 
behandelt wurde, die sich auf den Bereich Finanzen spezialisiert haben. 
Diese Spezialisierung ist notwendig, weil gleichzeitig mit diesem Entwurf 
zahlreiche andere Vorlagen auf völlig anderen Gebieten ebenfalls behan-
delt werden mussten und müssen, so dass es schon aus Zeitgründen ganz 
undenkbar wäre, jedes spezielle Gesetz von sämtlichen Abgeordneten 
gleichzeitig bearbeiten zu lassen. Es ist deshalb für den Bundestag nur 
folgerichtig, sich der Spezialisierung der Regierung in ihren verschie-
denen Ministerien anzupassen und ebenfalls parallel in verschiedenen 
„Ressorts“ vorzugehen. Das gilt für die Fachausschüsse des Bundestages 
ebenso wie für die Arbeitskreise der Fraktionen.

Zunächst werden also die Fraktionen zu einer Einschätzung kommen 
wollen, welche Haltung sie zu der Vorlage einnehmen, ob sie sehr oder 
weniger eilbedürftig ist, wann sie also im Plenum in erster Lesung beraten 
werden und wer von der Fraktion dazu etwa eine Rede halten soll, wer 
die Berichterstattung im Ausschuss übernehmen könnte usw. Nach der 
ersten Meinungsbildung in den Fraktionen wird sodann im Ältestenrat 
des Bundestages vereinbart, an welchem Tag der Entwurf im Plenum in 
erster Lesung beraten werden soll. Der Ältestenrat ist ein sehr wichtiges 
Lenkungsgremium für den Bundestag (siehe auch S. 34 ff.). Er setzt sich 
nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen zusammen, so dass sich die 
politischen Mehrheitsverhältnisse des Bundestages auch im Ältestenrat 
– so wie in allen anderen Ausschüssen, Kommissionen und Gremien des 
Bundestages – in verkleinerter Form widerspiegeln. Das heißt aber nicht, 
dass dort mit Mehrheit beschlossen werden könnte, etwa einen Regie-
rungsentwurf sofort, einen Oppositionsentwurf später oder gar nicht auf 
die Tagesordnung zu setzen. Vielmehr bestimmt die Geschäftsordnung 
des Bundestages ausdrücklich, dass der Ältestenrat in diesen Fragen kein 
Beschlussorgan ist, hier also nicht mit Mehrheit entschieden wird, son-
dern eine für alle Fraktionen akzeptable Lösung gefunden werden muss. 
Weil alle politischen Gruppierungen dort beteiligt sind und dadurch ihre 
Interessen einbringen können, werden die im Ältestenrat getroffenen 
Vereinbarungen vom Plenum des Bundestages üblicherweise akzeptiert. 
Die Geschäftsordnung sorgt zusätzlich durch ein Minderheitsrecht dafür, 
dass jede Fraktion, die einen Gesetzentwurf einbringt und dies verlangt, 
auch einen Anspruch darauf hat, dass er innerhalb von drei Wochen auf 
die Tagesordnung gesetzt und beraten wird.



119

Die erste Lesung
Der Bundestag behandelt Gesetzentwürfe in der Regel in drei Beratungen 
oder auch so genannten Lesungen (gemeint ist dabei: Beratungen im Ple-
num des Bundestages). In der ersten Lesung findet eine Aussprache nur 
statt, wenn sie im Ältestenrat vereinbart oder von einer Fraktion verlangt 
wird. Das geschieht bei interessanteren oder politisch bedeutenderen Ge-
setzgebungsvorhaben, wenn es der Regierung darum geht, ihre Motive 
für den Entwurf näher zu erläutern, oder die Fraktionen der Öffentlich-
keit eine erste Darstellung ihrer Position geben wollen. Bei allen Debat-
ten im Bundestag muss immer bedacht werden, dass sie nicht in erster 
 Linie dazu dienen, die Abgeordneten der jeweils anderen Fraktionen von 
der Richtigkeit des eigenen Standpunkts zu überzeugen, sondern dazu, 
der Öffentlichkeit – insbesondere Presse und Medien als den wichtigs-
ten Vermittlern des Geschehens im Bundestag – die unterschiedlichen 
politischen Positionen und Standpunkte darzustellen. Nur so können sich 
Bürgerinnen und Bürger eine Meinung zu den anstehenden Fragen bilden 
und einschätzen, wie die Parteien sich dazu verhalten. Nur so können 
auch betroffene Kreise sich darauf einstellen, dass ein bestimmtes Thema 
politisch zur Debatte steht, beispielsweise ein Gesetz dazu vorbereitet 
wird, und versuchen, durch Stellungnahmen und publizistische Aktivitä-
ten ihre Auffassung dazu an die Öffentlichkeit zu bringen. Die Plenarde-
batte dient also vor allem der für die Demokratie wichtigen Transparenz 
dessen, was im Parlament vor sich geht. Inhaltlich und fachlich werden 
die oft recht schwierigen Probleme nicht einfach durch den Austausch 
von Debattenbeiträgen geklärt, sondern durch intensive Vorbereitungs-
arbeit in den Fraktionen, in den Fachausschüssen des Bundestages, durch 
Zuziehung von Sachverständigen, durch Anhörung von Betroffenen und 
Interessenten, durch Erstellung von Gutachten und vieles andere mehr.

Eine Aussprache in der ersten Lesung wird also vereinbart oder verlangt, 
wenn es gilt, schon vor der näheren Behandlung des Gesetzentwurfs in 
den Ausschüssen der Öffentlichkeit das Problem vor Augen zu führen 
und die unterschiedlichen Standpunkte klarzumachen. Ob mit oder ohne 
Aussprache: Am Ende der ersten Lesung steht immer die Überweisung 
des Gesetzentwurfs an einen oder mehrere Ausschüsse des Bundes tages. 
Ausnahmsweise kann auf die Ausschussberatung verzichtet werden, 
wenn etwa der Gesetzentwurf sehr einfach und die Standpunkte dazu von 
vornherein völlig klar sind; dies geht aber nur, wenn es von zwei Dritteln 
der anwesenden Mitglieder so beschlossen wird. Das ist außerordentlich 
selten, weil im Prinzip jedem Entwurf die Chance eingeräumt werden 
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soll, in den zuständigen Ausschüssen gründlich beraten zu werden. Aus 
demselben Grund kann der Bundestag auch einen Gesetzentwurf nicht 
schon in der ersten Lesung endgültig ablehnen oder für erledigt erklären. 
Dazu könnte ja bei Gesetzesvorschlägen der Opposition eine Neigung der 
Regierungsmehrheit bestehen, wenn sie von vornherein entschlossen ist, 
dieses Gesetz nicht in Kraft treten zu lassen; dennoch muss auch ein 
Minderheitsentwurf den Ausschüssen zur Beratung überwiesen werden 
und die Chance auf eine fachlich eingehende Beratung haben.

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 125. Sitzung Berlin, Freitag, den 25. September 2015

Vizepräsidentin  
Ulla Schmidt:
…

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schen-
kungsteuergesetzes an die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts

Drucksache 18/5923

Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f)  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie  
Ausschuss für Tourismus  
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß 
§ 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung 
sind für die Aussprache 60 Minuten vor-
gesehen. – Ich sehe, dass Sie damit einver-
standen sind.

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort 
hat …

Vizepräsidentin  
Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. Die Redezeit wurde hervorra-
gend eingehalten. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, interfraktionell wird Überweisung 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 18/5923 
an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es ander-
weitige Vorschläge? – Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen.

In unserem Beispiel war eine Aussprache in der ersten Beratung vor-
gesehen und die Redner haben ihre Auffassungen zum Gesetzentwurf 
mündlich dargelegt. Unter bestimmten Voraussetzungen können Plenar-
reden im Rahmen einer Aussprache aber auch „zu Protokoll“ gegeben, 
d. h. in schriftlicher Form zur Veröffentlichung im Stenografischen Bericht 
übermittelt werden. Dies ist möglich, wenn die vorgesehenen Redner dies 
wünschen und die anwesenden Mitglieder des Bundestages zustimmen 
oder wenn dies im Ältestenrat vorab vereinbart wurde und keine Fraktion 
dem widerspricht.
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Die Ausschussberatung
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde federführend dem Finanz-
ausschuss und mitberatend weiteren Ausschüssen, u. a. dem Ausschuss 
für Recht und Verbraucherschutz sowie dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Energie überwiesen. Federführung bedeutet, dass dieser Ausschuss 
verantwortlich für die weitere Behandlung des Entwurfs ist. Er muss, 
wie die Geschäftsordnung (GO-BT) es in § 62 vorschreibt, dem Bundes-
tag einen bestimmten Beschluss empfehlen – also die Annahme, Annah-
me mit vom Ausschuss beschlossenen Änderungen oder Ablehnung des 
Gesetzentwurfs: Dabei ist er zu „baldiger Erledigung“ der überwiesenen 
Vorlage verpflichtet. Er kann also nicht, sei es aus politischen Gründen 
oder aus solchen der Arbeitsüberlastung, einen Gesetzentwurf einfach 
unbearbeitet lassen, sonst läuft er Gefahr, dass eine Fraktion gemäß § 62 
Abs. 2 GO-BT nach 10 Sitzungswochen einen Bericht des Ausschusses an 
das Plenum verlangt, in dem der Ausschuss begründen muss, warum er 
den Entwurf noch nicht abschließend behandelt hat, wobei über diesen 
Bericht eine Aussprache – mit entsprechender Kritik – stattfinden kann.

Wenn ein Vorhaben verschiedene Sachgebiete betrifft, wird der Entwurf 
einem oder mehreren weiteren Ausschüssen zur Mitberatung überwiesen. 
Die mitberatenden Ausschüsse leiten ihre Stellungnahmen zum Entwurf 
mit ihren Änderungsvorschlägen an den federführenden Ausschuss, der 
diese Stellungnahmen in seinen Bericht an das Plenum aufnehmen wird. 
Dieser Bericht ist zusammen mit dem Beschlussvorschlag das Arbeitser-
gebnis der Ausschussberatungen, welches dem Plenum des Bundestages 
später zur zweiten Lesung vorgelegt wird.

Der hier behandelte Gesetzentwurf hat für die öffentlichen Finanzen des 
Bundes oder der Länder erhebliche Auswirkungen erwarten lassen (vgl. 
im oben abgedruckten Vorblatt den Abschnitt „D.“). Bei Vorhaben mit be-
trächtlichen finanziellen Folgen ist das Verfahren noch etwas komplizier-
ter: Hier beauftragt das Plenum in erster Lesung den Haushaltsausschuss 
mit der Prüfung der zur erwartenden finanziellen Auswirkungen auf die 
öffentlichen Haushalte und ob der Entwurf mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar ist. Dieser Bericht des Haushaltsausschusses, nach dem 
einschlägigen § 96 GO-BT als „96er-Bericht“ bezeichnet, wird direkt dem 
Plenum zur zweiten Beratung vorgelegt, also nicht wie die Stellungnah-
me der mitberatenden Ausschüsse dem federführenden Ausschuss zu-
geleitet. Das bedeutet, dass der federführende Ausschuss nicht frei darin 
ist, ob er sich Bedenken des Haushaltsausschusses zu eigen macht oder 
nicht, wie er das hinsichtlich der Stellungnahmen mitberatender Aus-
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schüsse kann. Beim Haushalt wäre eine solche Entscheidungsfreiheit ein-
zelner Fachausschüsse nicht akzeptabel: Der Bundeshaushalt muss nach 
Artikel 110 GG in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen sein. Bringt ein 
Entwurf neue Ausgaben, für die im Haushalt zunächst kein Ausgleich vor-
handen ist, so muss das Plenum des Bundestages für eine Deckung dieser 
Ausgaben sorgen – der Haushaltsausschuss legt dazu einen Deckungs-
vorschlag vor –, weil andernfalls der Gesetzentwurf nicht verabschiedet 
werden könnte. Bei allen diesen als Finanzvorlagen bezeichneten Gesetz-
entwürfen muss daher der Haushaltsausschuss eingeschaltet werden und 
einen eigenständigen Bericht vorlegen.

Die Ausschüsse sind im Rahmen der Vorschriften der Geschäftsordnung 
relativ frei in der Gestaltung ihrer Arbeit und in der Aufstellung ihrer Ta-
gesordnung. Gewisse gemeinsame Regeln und Verfahrensschritte gelten 
aber für alle. So werden für jeden dem Ausschuss überwiesenen Gesetz-
entwurf Abgeordnete dieses Ausschusses zu Berichterstattern für diese 
Vorlage benannt, in der Regel auf Vorschlag der Fraktionen. Diese sind – 
neben dem oder der Vorsitzenden – verantwortlich für den Fortgang der 
Beratungen und die Erstellung des Beratungsergebnisses; insbesondere 
haben sie die Beschlussempfehlung und den Bericht an das Plenum – 
gemeinsam mit dem oder der Vorsitzenden des Ausschusses – zu unter-
schreiben. Die Berichterstatter müssen sich in besonderer Weise mit dem 
Inhalt und den politischen Schwerpunkten des Entwurfs vertraut machen, 
sich mit einschlägigen Stellungnahmen und mit der Fachliteratur sowie 
mit den Forderungen und Wünschen von Verbänden und Organisatio-
nen, daneben auch mit den in der Presse geäußerten Auffassungen zu 
dem Vorhaben beschäftigen. Ebenso sind es die Berichterstatter, die zwi-
schen dem Fortgang der Beratungen im Ausschuss und den Beratungen 
in ihren jeweiligen Fraktionen vermitteln. Sie sorgen für die gegenseiti-
ge Unterrichtung, sie vertreten in ihren Fraktionen die Erkenntnisse und 
Zwischenergebnisse aus der Ausschussberatung und umgekehrt im Aus-
schuss die Standpunkte und Forderungen der Fraktionen.

Ausschusssitzungen
Nachdem der oder die Vorsitzende und die Berichterstatter sich eingearbei-
tet und die Fraktionen in ihren Arbeitskreisen erste Überlegungen angestellt 
haben, wird der oder die Vorsitzende im Einvernehmen mit den Obleuten der 
Fraktionen (siehe S. 125 f.) den Entwurf auf die Tagesordnung der nächsten 
Ausschusssitzung setzen. In dieser Sitzung wird der wesentliche Inhalt des 
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Entwurfs vorgetragen und erläutert, entweder von einem Berichterstatter 
oder von einem Vertreter oder einer Vertreterin der Bundes regierung. Zu 
allen Sitzungen der Bundestagsausschüsse haben die Mitglieder und die 
Beauftragten der Bundesregierung und auch die des Bundesrates Zutritt. 
Das schreibt bereits das Grundgesetz in Artikel 43 vor, ist aber auch er-
wünscht, weil dadurch die Fachleute aus den Ministerien und aus den Län-
dern zur Verfügung stehen und von den Abgeordneten sofort zu einzelnen 
Regelungen, Zusammenhängen, Gründen und möglichen Auswirkungen 
des Entwurfs befragt werden können. Darüber hinaus haben die Beamten 
der Bundesregierung auch „Formulierungshilfe“ zu leisten: Will der Aus-
schuss eine Vorschrift in der Sache verändern, muss er sich nicht selbst an 
die juristische Feinarbeit der Textgestaltung machen, sondern fordert die 
Beamten des zuständigen Ministeriums auf, die gewünschte Änderung in 
die juristisch und gesetzestechnisch einwandfreie Form zu bringen. In der 
ersten Beschäftigung des Ausschusses mit dem Entwurf kann auch eine 
Generaldebatte stattfinden, in der die grundsätzlichen Probleme und politi-
schen Positionen zum Entwurf gegeneinander gestellt werden.

Dies kann auch öffentlich geschehen. Die Geschäftsordnung überlässt es 
nunmehr grundsätzlich den Ausschüssen, ihre Beratung oder Teile der Be-
ratung öffentlich durchzuführen. Das bedeutet, dass dann Journalisten, 
Verbände und Organisationen oder sonstige Interessierte freien Zugang 
zu der Ausschusssitzung haben.

Im Anschluss an eine generelle Aussprache wird der Ausschuss in die 
Beratung der einzelnen Vorschriften eintreten. Die Abschnitte und Para-
graphen werden von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden aufgerufen. 
Dann können Berichterstatter, andere Ausschussmitglieder oder auch 
Vertreter von Bundesregierung oder Bundesrat sich äußern. Dabei können 
Änderungsvorschläge gemacht oder förmliche Änderungsanträge gestellt 
werden. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen unter Be-
rücksichtigung weiterer Gesichtspunkte wie „Rede und Gegenrede“ er-
teilt. Über förmliche Änderungsanträge wird am Schluss der Beratung des 
betreffenden Abschnitts abgestimmt. Wird – mit einfacher Mehrheit der 
Anwesenden – eine Änderung beschlossen, so ist die Regierungsvorlage 
insoweit verändert, und alle weiteren Behandlungen des Entwurfs gehen 
von der geänderten Fassung aus.

Die Änderungen an Regierungsentwürfen – man kann sie insbesondere 
(s. S. 126) an der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses 
erkennen, der die Änderungen zusammenstellt – sind häufig das Ergebnis 
von Diskussionen und Verhandlungen im Ausschuss. Die Abgeordneten 
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halten dort keine Reden für die Öffentlichkeit, sondern erörtern die ein-
zelnen Punkte, diskutieren miteinander unterschiedliche Politikentwürfe, 
stellen versuchsweise Vorschläge zur Debatte und ziehen sie auch wieder 
zurück, kurz, es findet eine Fachdiskussion mit dem Ziel der Erarbeitung 
lösungsorientierter und durchführbarer Vorschriften statt.

Anhörungen
Oft lassen sich Gesetzentwürfe nicht in einer Beratung im Ausschuss er-
ledigen, auch wenn die Vorbereitung in den Fraktionen sehr eingehend ist. 
Handelt es sich um eine fachlich schwierige Materie und zudem noch um 
ein politisch umstrittenes Regelungsziel, dann wird nicht selten – heute bei 
fast allen Entwürfen von einiger Bedeutung – eine öffentliche Anhörung 
von Sachverständigen und Interessenvertretern durchgeführt (s. S. 49 f.), 
so auch in unserem Beispielsfall. Die öffentliche Anhörung dient einmal 
dazu, zusätzliche wissenschaftliche Sachkunde und Kenntnisse über spe-
zifische Schwierigkeiten in die Beratungen einzuführen. Zusätzlich hat 
sie den Zweck, durch die Öffentlichkeit der Veranstaltung Aufmerksam-
keit in Presse und Medien für das betreffende Vorhaben zu gewinnen, 
die Bedeutung des Themas klarzumachen und die politische Auseinander-
setzung anzuregen oder weiterzuführen. So bemühen sich die Fraktionen 
regelmäßig, bei der Auswahl der Sachverständigen auch solche zu be-
nennen, deren Begutachtung der Schwierigkeiten, Risiken oder Chancen 
dieses Gesetzentwurfs die jeweils eigene politische Position unterstützen 
oder die der Gegenseite fragwürdig machen kann. Entsprechendes gilt 
für das gewichtige Votum großer Verbände und Organisationen, etwa der 
Arbeitgeber, der Gewerkschaften oder der Umweltschutzverbände. Was 
öffentlich von diesen zu einem Gesetzesvorhaben geäußert wird, kann die 
Auffassung hierzu durchaus beeinflussen. Änderungen an einem Gesetz-
entwurf sind daher zuweilen das Ergebnis einer öffentlichen Anhörung im 
Ausschuss. Es ist auch schon vorgekommen, dass Gesetzentwürfe zurück-
gezogen wurden, weil sich in der Anhörung herausstellte, dass alle oder 
die meisten Sachverständigen die vorgesehenen Vorschriften für ungeeig-
net oder schädlich erklärten. Die Anhörung bringt damit eine Verbreite-
rung der Diskussionsteilnahme an wichtigen Gesetzen und eine bessere, 
insbesondere öffentliche Einbeziehung der Interessengruppen. Es dürfte 
daher kein Zufall sein, dass die Durchführung von Anhörungen im Laufe 
der Wahlperioden ständig zugenommen hat.
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Die Ausschussvorsitzenden
Die Vorsitzenden der Ausschüsse haben eine wichtige und nicht einfache 
Stellung. Nach der Geschäftsordnung berufen sie die Sitzungen ein, set-
zen die Tagesordnung fest und haben, ähnlich wie die amtierenden Prä-
sidenten im Plenum, die Leitungs- und Organisationsbefugnis. Praktisch 
müssen sie sich aber mit den Fraktionen, insbesondere ihren Obleuten im 
Ausschuss (hierzu unten), abstimmen und können nicht gegen den Willen 
des Ausschusses eigene Prioritäten setzen oder sachliche Vorstellungen 
durchdrücken. Deshalb werden sich die Vorsitzenden in den Beratungen 
eher zurückhalten. Sie bemühen sich, die Verhandlungen objektiv und 
unparteiisch zu leiten, Meinungsverschiedenheiten allenfalls im Sinne 
der Aufklärung von Missverständnissen und der Herbeiführung von Be-
schlüssen zu moderieren, Debatten zusammenzufassen und Kompromiss-
vorschläge zu unterbreiten. Sie haben die Pflicht, die Beratungen objektiv 
zu fördern, und dies gelingt am ehesten, wenn sie Vertrauen bei allen 
Fraktionen genießen.

Dies ist deshalb nicht selbstverständlich, weil das Ausschusssystem des 
Bundestages eine Besonderheit aufweist: Zum einen spiegeln die Aus-
schüsse die Mehrheitsverhältnisse des gesamten Bundestages wider. Die 
Bundestagsmehrheit – also die Koalition, die ja die Regierung gewählt 
hat und sie unterstützt – stellt auch in jedem Ausschuss die Mehrheit. 
Zum anderen werden aber die Mehrheits- und Minderheitsverhältnisse, 
also die Stärke der Fraktionen, auch innerhalb der Gesamtzahl der Aus-
schussvorsitzenden widergespiegelt. Dabei werden einige Ausschüsse 
von Vorsitzenden geleitet, die zur Opposition gehören, während der Aus-
schuss seinerseits entsprechend der Regierungsmehrheit zusammenge-
setzt ist (nach parlamentarischer Tradition wird z. B. der Vorsitz im Haus-
haltsausschuss einem Mitglied der Opposition eingeräumt und damit die 
Bedeutung der parlamentarischen Kontrolle gegenüber der Regierung 
unterstrichen). Mit anderen Worten: Diese Vorsitzenden müssen tagtäg-
lich Ausschussbeschlüsse und Arbeitsergebnisse fördern und herbeifüh-
ren, die vom politischen Willen der Mehrheit geprägt sind und denen sie 
persönlich nicht immer zustimmen können.

Umso mehr hängt das Ansehen der Vorsitzenden von dem Vertrauen ab, 
das ihnen die Mitglieder entgegenbringen und das sie veranlasst, ihnen 
gleichwohl Spielraum in der Verhandlungsführung zu lassen. Sie werden 
daher in stetigem Kontakt mit den Obleuten der Fraktionen im Ausschuss 
handeln. Dies sind von den Fraktionen benannte Sprecher im Ausschuss; 
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sie haben eine ähnliche Stellung wie die Parlamentarischen Geschäfts-
führer oder Geschäftsführerinnen der Fraktionen in Bezug auf das Plenum 
und den Ältestenrat. Sie bereiten die Ausschusssitzungen für ihre Fraktio-
nen politisch, geschäftsordnungsrechtlich und taktisch vor, führen Vorbe-
sprechungen durch, verhandeln mit Abgeordneten aus den anderen Frak-
tionen über Tagesordnung, Prioritäten und Sitzungsablauf, sorgen für die 
Präsenz ihrer Fraktionskollegen in den Ausschüssen und achten auf den 
Zusammenhang der Ausschusspositionen mit der gesamten politischen 
Linie ihrer Fraktion. Dies ist eine wesentliche Aufgabe, weil andernfalls 
die detaillierte Facharbeit in den einzelnen Ausschüssen sich verselbstän-
digen, nicht mehr koordinierbar und schließlich politisch widersprüchlich 
werden würde.

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses
Hat der Ausschuss einen Gesetzentwurf zu Ende beraten und eine Emp-
fehlung für das Plenum beschlossen, beginnt der zweite Teil der Arbeit 
der Berichterstatter: In einem schriftlichen Bericht an das Plenum des 
Bundestages legen sie den Gang der Beratungen in ihrem, dem feder-
führenden Ausschuss, und in den mitberatenden Ausschüssen dar. Dabei 
erläutern sie insbesondere, welche Gründe der Ausschuss hatte, von der 
Regierungsvorlage abzuweichen. Ebenso sind sie verpflichtet, die Ansich-
ten etwa überstimmter Minderheiten mitzuteilen.

Dem Bericht vorangestellt wird die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses an das Plenum. Diese kann lauten, den Gesetzentwurf anzunehmen, 
abzulehnen oder – falls alle Fraktionen im Ausschuss zustimmen – für 
erledigt zu erklären. Wird die Annahme empfohlen, so ist weiterhin mit-
zuteilen, ob der Gesetzentwurf unverändert, mit vom Ausschuss empfoh-
lenen Änderungen oder in einer vom Ausschuss verabschiedeten und der 
Beschlussempfehlung beigegebenen Fassung angenommen werden soll. 
Vorangestellt wird der Beschlussempfehlung ein Vorblatt mit der bereits 
beim Gesetzentwurf dargestellten Einteilung. Darin wird auch mitgeteilt, 
mit welcher Mehrheit der Entwurf im Ausschuss angenommen wurde. In 
unserem Beispiel ist unter „B. Lösung“ des Vorblatts der in der Folge aus-
zugsweise abgedruckten Beschlussempfehlung das Stimmverhalten der 
Fraktionen im Finanzausschuss wiedergegeben. Beschlussempfehlung 
und Bericht werden als Bundestagsdrucksache an alle Abgeordneten ver-
teilt.
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Beschlussempfehlung und Bericht
des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung  
– Drucksachen 18/5923, 18/6279, 18/6410 Nr. 4 –

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts

A. Problem

…

B. Lösung

…

Der Finanzausschuss empfiehlt darüber hinaus folgende Ände-
rungen am Gesetzentwurf:

 – Änderungen an §§ 13a bis 13c, § 19a Absatz 2, § 28 Absatz 2 
bis 4, § 28a Absatz 1, 2, 4, 6, 7 bis 9 ErbStG,

 – Änderungen an § 203 Absatz 2 Satz 2 – neu – BewG und 
§ 205 Absatz 11 – neu – BewG,

 – Rückwirkendes Inkrafttreten zum 1. Juli 2016.

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen 
die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

C. Alternativen

Keine.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

…

Die vom federführenden Finanzausschuss beschlossenen Ände-
rungen des Gesetzentwurfs führen zu einer Vielzahl komplexer 
Änderungen bei den Haushaltswirkungen, die im dargestellten 
Planungszeitraum zu einer Reduzierung der vollen Jahreswir-
kung in Höhe eines sehr niedrigen dreistelligen Millionenbetra-
ges führen werden.

E. Erfüllungsaufwand

…

F. Weitere Kosten

…

Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 18/5923, 18/6279 in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung anzunehmen.

Berlin, den 22. Juni 2016

Der Finanzausschuss

Ingrid Arndt-Brauer  
Vorsitzende

Christian Freiherr von Stetten  
Berichterstatter

Cansel Kiziltepe  
Berichterstatterin

Lisa Paus  
Berichterstatterin
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Zusammenstellung
des Entwurfs eines Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteu-
er- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts
– Drucksachen 18/5923, 18/6279 –  
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

Entwurf  
–

Entwurf eines Gesetzes zur 
 Anpassung des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes  

an die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts

Vom …

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Arti-
kel 30 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1809) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt 
geändert:

…

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft.

Beschlüsse des 7.  Ausschusses  
–

Entwurf eines Gesetzes zur 
 Anpassung des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes  

an die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts

Vom …

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Arti-
kel 30 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1809) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. unverändert  

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 2016 in Kraft.

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/8911
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Die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses konnte hier nicht so ge-
staltet werden, dass die vom Ausschuss beschlossenen Änderungen direkt 
in den Empfehlungssatz an das Plenum des Bundestages eingearbeitet 
wurden. Das ist nur möglich, wenn die vom Ausschuss geforderten Ände-
rungen einige Punkte betreffen, die sich mit wenigen Worten und Zahlen 
kennzeichnen lassen. Dann lautet die Empfehlung an das Plenum etwa, den 
„Gesetzentwurf mit der Maßgabe anzunehmen, dass …“. Hier lautete die 
Beschlussempfehlung, der Bundestag wolle beschließen, den Gesetzent-
wurf „in der aus der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung“ anzunehmen. Das kommt vor allem bei umfangreichen Gesetzent-
würfen sowie dann vor, wenn der Ausschuss – wie hier – eine Vielzahl von 
Änderungen empfiehlt. Dann werden der Regierungsentwurf und die vom 
Ausschuss empfohlene Textfassung einander in einer Synopse („Zusammen-
stellung“) gegenüber gestellt, so dass man durch Vergleich von Entwurf und 
Ausschussempfehlung erkennen kann, wo dem Bundestag die Übernahme 
und wo die Änderung des ursprünglichen Entwurfs empfohlen wird.

In aller Regel folgt das Plenum des Bundestages den Empfehlungen des 
federführenden Ausschusses. Das heißt, dass zahlreiche Regierungsent-
würfe nicht – wie man angesichts der grundsätzlichen Teilung des Bun-
destages in Regierungsmehrheit und Opposition vermuten könnte – ein-
fach vom Bundestag mit Mehrheit angenommen und damit unverändert 
übernommen werden. Vielmehr prüft die auch in jedem Ausschuss sich 
widerspiegelnde Mehrheit die Entwürfe ihrer „eigenen“ Regierung durch-
aus kritisch und ändert sie in über der Hälfte der Fälle auch ab. Daran 
kann man erkennen, dass ungeachtet der politischen Grundübereinstim-
mung von Bundestagsmehrheit und Regierung eine parlamentarische 
Kontrolle der Regierung nicht nur durch die Opposition, sondern auch 
durch die Koalitionsmehrheit ausgeübt wird.

Zur Beschlussempfehlung folgt der Bericht der in diesem Falle drei Bericht-
erstatter, entweder – wie hier – in derselben oder einer gesonderten Druck-
sache. Darin wird zunächst der Ablauf der Ausschussberatungen dargestellt 
und insbesondere mitgeteilt, welche Auffassungen die mitberatenden Aus-
schüsse vorgetragen haben und ggf. welche Änderungsanträge im feder-
führenden Ausschuss gestellt und angenommen oder abgelehnt wurden. 
In unserem Beispiel ergibt sich aus dem Bericht ferner, dass der Finanzaus-
schuss neun Bürgerpetitionen in seine Beratungen einbezogen hat. Nach 
der Darstellung des Ablaufs der Ausschussberatungen folgt die Einzelbe-
gründung für die Beschlussempfehlung, insbesondere für die vom feder-
führenden Ausschuss empfohlenen Änderungen des Regierungsentwurfs.
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Bericht der Abgeordneten Christian Freiherr von Stetten,  
Cansel Kiziltepe und Lisa Paus

A. Allgemeiner Teil

I. Überweisung

…

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

…

III. Anhörung

Der Finanzausschuss hat in seiner 54. Sitzung am 12. Oktober 2015 eine öffentliche Anhörung 
zu dem Gesetzentwurf auf Drucksachen 18/5923, 18/6279 durchgeführt. Folgende Einzelsach-
verständige, Verbände und Institutionen hatten Gelegenheit zur Stellungnahme:

…

Das Ergebnis der öffentlichen Anhörung ist in die Ausschussberatungen eingegangen. Das 
Protokoll einschließlich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen ist der Öffentlichkeit 
zugänglich.

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse

…

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss

Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksachen 18/5923, 18/6279 in seiner 
53. Sitzung am 30. September 2015 erstmalig beraten und die Durchführung einer öffentli-
chen Anhörung beschlossen. Nach Durchführung der Anhörung am 12. Oktober 2015 hat der 
Finanz ausschuss die Beratung des Gesetzentwurfs in seiner 56. Sitzung am 14. Oktober 2015 
sowie in seiner 58. Sitzung am 4. November 2015 fortgesetzt und in seiner 83. Sitzung am 
22. Juni 2016 abgeschlossen.

Der Finanzausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen 
die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Annahme des Gesetz-
entwurfs auf Drucksachen 18/5923, 18/6279 in geänderter Fassung.

… (folgt Darstellung der Auffassungen der Fraktionen im Ausschuss sowie angenommener und 
abgelehnter Änderungsanträge)

Vom Ausschuss angenommener Änderungsantrag

Die vom Ausschuss angenommenen Änderungen am Gesetzentwurf sind aus der Zusammen-
stellung in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses ersichtlich. Die Begründungen der 
Änderungen finden sich in diesem Bericht unter „B. Besonderer Teil“. Die Koalitionsfraktionen 
der CDU/CSU und SPD brachten einen Änderungsantrag ein.
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Voten der Fraktionen:

Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen (Zu Artikel 1 (§§ 13a bis 13c, § 19a Absatz 2, § 28 
Absatz 2 bis 4, § 28a Absatz 1, 2, 4, 6, 7 bis 9 ErbStG), Artikel 2 neu (§ 203 Absatz 2 Satz 2 neu 
BewG und § 205 Absatz 11 neu BewG) und Artikel 3 (Inkrafttreten))

Zustimmung: CDU/CSU, SPD

Ablehnung: DIE LINKE., BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Enthaltung: –

Petitionen

Der Petitionsausschuss hatte dem Finanzausschuss neun Bürgereingaben übermittelt.

…

Nach § 109 der Geschäftsordnung hat der Petitionsausschuss den federführenden Finanzaus-
schuss zur Stellungnahme zu den Anliegen aufgefordert. Der Finanzausschuss hat die Petitio-
nen in seine Beratungen einbezogen. Zu Verlauf und Gegenstand der Ausschussberatungen 
wird auf den vorstehenden Bericht verwiesen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Erbschaftsteuer und Schenkungsteuergesetz)

Zu Nummer 3 (§ 13a)

Allgemein

Statische Verweise auf andere Gesetze wurden auf den neuesten Stand gebracht und Verweise 
aufgrund des geänderten § 13b angepasst.

…

Berlin, den 22. Juni 2016

Christian Freiherr von Stetten  
Berichterstatter

Cansel Kiziltepe  
Berichterstatterin

Lisa Paus  
Berichterstatterin

Bevor das Gesetzgebungsverfahren weiter verfolgt wird, ist noch eine er-
gänzende Bemerkung zur Arbeit der Ausschüsse nötig. Sie haben nicht 
ausschließlich die Aufgabe, überwiesene Gesetzentwürfe zu beraten, 
sondern können sich mit allen Fragen aus ihrem Zuständigkeitsbereich 
befassen. Das bedeutet, dass ein Ausschuss die ganze Politik des jewei-
ligen Ministeriums der Bundesregierung, dem der Ausschuss gleichsam 
spiegelbildlich gegenübersteht, verfolgt, begleitet und kontrolliert. Ge-
legentlich ist von einer Mitregierung durch die Bundestagsausschüsse 
gesprochen worden. Erst vor diesem Hintergrund einer kontinuierlichen 
und umfassenden Beschäftigung mit allen in seine Zuständigkeit fallen-
den Themen verfügt der Ausschuss auch über die Fachkunde und das 
politische Wissen, um den einzelnen Gesetzentwurf oder einen sonstigen 
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förmlichen Antrag aus dem Hause richtig einschätzen und behandeln zu 
können. Die Ausschüsse „warten“ also keineswegs auf Gesetzentwürfe, 
die ihnen vom Plenum überwiesen werden, sondern beschäftigen sich 
permanent mit der Politik des ihnen gegenüberstehenden Ressorts der 
Bundesregierung, und diese Beschäftigung nimmt ganz besonders dann 
an Intensität zu, wenn von diesem Ministerium schwierige, besonders 
umstrittene Initiativen ausgehen oder gar Fälle von Pannen oder Miss-
management auftreten.

Die zweite und die dritte Lesung
Nachdem der Ausschuss seine Arbeit getan hat, müssen erneut die Frak-
tionen entscheiden, wie sie zu der nun entstandenen Gesetzesvorlage 
stehen. Die Fachleute der Fraktionen kennen sie zwar genau, aber nun 
geht es darum, dass alle Mitglieder sich eine Meinung zu dem Entwurf 
bilden können. Also wird, gegebenenfalls nach nochmaligen Überlegun-
gen in den zuständigen Arbeitskreisen oder -gruppen und nach Infor-
mation des Fraktionsvorstandes, in einer Vollversammlung jeder Fraktion 
dieses Thema mit auf die Tagesordnung gesetzt, um durch Beschluss zu 
entscheiden, ob die Fraktion dieser Fassung zustimmen, ob und welche 
Änderungsanträge sie stellen und wen sie als Redner für die Aussprache 
benennen soll.

Im Ältestenrat vereinbaren die Fraktionen dann den Termin und die Dauer 
der Aussprache für die zweite Beratung des Entwurfs. Er erscheint auf 
der Tagesordnung der vorgesehenen Plenarsitzung und wird entspre-
chend der Tagesordnung vom sitzungsleitenden Präsidenten aufgerufen. 
Der Präsident erteilt den gemeldeten Rednern das Wort, um in der all-
gemeinen Aussprache die jeweiligen Auffassungen zur Empfehlung dar-
zustellen. Anschließend wird der Gesetzentwurf zur Abstimmung gestellt 
und – wenn keine Änderungsanträge gestellt werden – über alle Teile 
des Gesetzentwurfs gemeinsam abgestimmt. Änderungsanträge können 
in der zweiten Lesung nicht nur von Fraktionen oder antragsberechtigten 
Gruppen, sondern von jedem einzelnen Abgeordneten gestellt werden. 
Das ist wichtig für Abgeordnete, die keiner Fraktion angehören. Praktisch 
bedeutsam ist es vor allem aber auch deshalb, weil die Möglichkeit, als 
Einzelner Änderungsanträge zu stellen, die Fraktionen zwingt, Beden-
ken und abweichende Vorstellungen ihrer Mitglieder ernst zu nehmen 
und im Laufe der Beratungen entweder zu berücksichtigen oder diese 
Bedenken zu zerstreuen. Denn würde eine Fraktion versuchen, die Auf-
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fassungen von Mitgliedern einfach zu übergehen, müsste sie damit rech-
nen, dass diese ihre abweichende Meinung in öffentlicher Sitzung des 
Bundestages durch Änderungsanträge und vielleicht durch abweichen-
des Abstimmungsverhalten deutlich machen, was dieser Fraktion in der 
Öffentlichkeit als Zerstrittenheit oder Entscheidungsschwäche angekrei-
det werden könnte. Weil die Fraktionen dies beachten, sind in der Praxis 
Änderungsanträge einzelner Abgeordneter in der zweiten Beratung eher 
selten. Häufiger kommt es schon vor, dass die Opposition, wenn sie dem 
betreffenden Entwurf nicht zustimmen will, ihre abweichenden Vorstel-
lungen insgesamt in der Form eines oder mehrerer Änderungsanträge zur 
Debatte und zur Abstimmung stellt.

Hin und wieder kommt es auch vor, dass sich die Fraktionen im Ältestenrat 
nicht über die Aufnahme eines Punktes auf die Tagesordnung einer Ple-
narsitzung verständigen können. Da der Ältestenrat in dieser Angelegen-
heit kein Beschlussorgan ist, sondern nur von allen Fraktionen getragene 
Empfehlungen aussprechen kann, muss in solchen Fällen der Bundestag 
selbst im Plenum über eine entsprechende Ergänzung entscheiden. Er-
forderlich ist zunächst ein darauf gerichteter Geschäftsordnungsantrag 
auf Erweiterung der Tagesordnung, den jedes Mitglied des Bundestages 
einbringen kann und der – um überraschende Änderungen zu vermei-
den – bis um 18.00 Uhr des Vortages bei der Präsidentin eingegangen sein 
muss. Zu Beginn der Plenarsitzung erfolgt dann zumeist eine so genannte 
Geschäftsordnungsdebatte, in der die Vertreter der Fraktionen ihre Auf-
fassungen zur Ergänzung der Tagesordnung darlegen und der Bundestag 
schließlich – mit Mehrheit – über den Antrag auf Erweiterung abstimmt.

So auch in unserem Beispielsfall, in dem die Oppositionsfraktionen mehr 
Zeit für die Beratung im Ausschuss und die Prüfung der Beschluss-
empfehlung reklamierten und deshalb ihr Einverständnis zur Aufsetzung 
des Gesetzentwurfs auf die Tagesordnung des Plenums nicht erteilt 
hatten. Nach einer Geschäftsordnungsdebatte wurde sodann mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen die Erweiterung der Tagesordnung be-
schlossen und in die zweite und dritte Beratung des Gesetzentwurfs ein-
getreten.
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Präsident  
Dr. Norbert Lammert:

Nehmen Sie bitte Platz. Die Sitzung ist er-
öffnet.

…

Mit ihrem … Geschäftsordnungsantrag be-
antragen die Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD fristgerecht , die heutige Tagesordnung 
um die zweite und dritte Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Anpassung des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 
an die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zu erweitern und im Anschluss 
mit einer Debattenzeit von 60 Minuten zu 
beraten.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat …

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Aufsetzungsantrag der Koalitionsfraktionen 
zustimmen möchte, den bitte ich um sein 
Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Aufsetzung mit 
der Mehrheit der Koalition so beschlossen.

…

Ich rufe nun den soeben aufgesetzten Zu-
satzpunkt 9 auf:

–  Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Anpassung des Erb
schaftsteuer und Schenkungsteuerge
setzes an die Rechtsprechung des Bun
desverfassungsgerichts

Drucksachen 18/5923, 18/6279, 18/6410 
Nr. 4

Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 18/8911

–  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 18/8912

Über diesen Gesetzentwurf werden wir, wie 
gerade angekündigt, später namentlich ab-
stimmen.

Für die Aussprache sind 60 Minuten vorge-
sehen. – Dazu höre ich jetzt keinen Wider-
spruch mehr.

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist 
der Kollege …

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Anpassung des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 
an die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts. Ich mache darauf aufmerk-
sam, dass ich inzwischen über 30 persönliche 
Erklärungen zur Abstimmung vorliegen habe, 
die wir wie immer in solchen Fällen dem Pro-
tokoll beifügen.

Der Finanzausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf der Drucksache 
18/8911, den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung auf den Drucksachen 18/5923 und 
18/6279 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetz-
entwurf in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist der 
Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
der Opposition bei einzelnen Gegenstimmen 
und Enthaltungen aus den Reihen der Koali-
tion angenommen.

Wir kommen zur

dritten Beratung

und Schlussabstimmung. Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat namentliche Ab-
stimmung verlangt. Ich darf deswegen die 
Schriftführerinnen und Schriftführer bitten, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen und 
mir zu signalisieren, wenn die Abstimmungs-
urnen komplett besetzt sind. – Wunderbar. 
Ich eröffne die Abstimmung.

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, 
das seine Stimme nicht abgegeben hat? – Ich 
frage noch einmal, ob jemand im Saal und 
abstimmungsberechtigt ist, der seine Stimm-
karte nicht abgegeben hat. – Das ist offen-
sichtlich nicht der Fall. Dann schließe ich
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die Abstimmung und bitte die Schriftführe-
rinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Ich gebe Ihnen das Ergebnis 
der Abstimmung während des nächsten Ta-
gesordnungspunktes bekannt, sobald es vor-
liegt.

…

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort er-
teile, gebe ich Ihnen das von den Schriftfüh-

rerinnen und Schriftführern ermittelte Er
gebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung 
des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
gesetzes bekannt: abgegebene Stimmen 569. 
Mit Ja haben gestimmt 447, mit Nein haben 
gestimmt 119. 3 Kolleginnen und Kollegen 
haben sich enthalten. Damit ist dieser Ge-
setzentwurf angenommen.

… (folgt Name und Abstimmungsverhalten 
der Abgeordneten)

Aus dem Stenografischen Protokoll ergibt sich, wie zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung in der zweiten Beratung abgestimmt wurde: Da kei-
ne Änderungsanträge eingebracht wurden, konnte über den gesamten 
Gesetzestext in einem Votum abgestimmt werden. Das Protokoll zeigt 
auch, wie dies in der zweiten Beratung geschieht, nämlich durch Hand-
zeichen. Es zeigt weiter, dass eine Reihe von Abgeordneten – schrift-
liche  – Erklärungen zur Abstimmung nach § 31 der Geschäftsordnung 
abgegeben haben, die als Anlagen zum Protokoll abgedruckt wurden. 
Schriftliche oder mündliche Erklärungen zur Abstimmung dienen der Be-
gründung des persönlichen Abstimmungsverhaltens eines Abgeordneten.

Wird ein Gesetzentwurf, wie in unserem Beispiel, in zweiter Lesung un-
verändert angenommen, so kann die dritte Beratung unmittelbar ange-
schlossen werden.

Dem Stenografischen Protokoll ist zu entnehmen, dass hier keine weitere 
Aussprache in der dritten Beratung stattgefunden hat. Dies geschieht nur, 
wenn es von einer Fraktion oder mindestens 5 vom Hundert der Abgeord-
neten verlangt wird. Auch Änderungsanträge sind in der dritten Lesung 
nicht mehr von einzelnen Abgeordneten, sondern nur noch von Fraktio-
nen oder einer Anzahl von Abgeordneten in Fraktionsstärke zulässig und 
dürfen sich nur auf Bestimmungen beziehen, zu denen in zweiter Bera-
tung Änderungen beschlossen wurden.

In der regelmäßig zusammen mit der dritten Beratung über Gesetzent-
würfe stattfindenden Schlussabstimmung erheben sich die Abgeordneten 
auf die Frage der Präsidentin nach Zustimmung, Gegenstimmen und Ent-
haltungen von den Plätzen. Etwas anderes gilt, wenn – wie in unserem 
Beispiel – eine Fraktion die Durchführung einer namentlichen Abstim-
mung beantragt hat. Diesem Antrag musste entsprochen werden, da es 
sich um ein so genanntes Minderheitsrecht (Verlangen) handelt. Dem 
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Stenografischen Bericht lässt sich in diesem Fall das Stimmverhalten je-
des Abgeordneten entnehmen (zum Verfahren vgl. S. 81 f.).

Eine besondere Gruppe von Gesetzen, die Verträge mit auswärtigen Staa-
ten betreffen, werden nur in zwei Lesungen behandelt. Der Bundestag hat 
in diesen Fällen nur die Möglichkeit, im Ganzen zuzustimmen oder abzu-
lehnen, weil der Vertrag in seinem endgültigen Text mit dem auswärtigen 
Partner durch die Bundesregierung ausgehandelt wurde und nicht noch 
in Einzelheiten vom Bundestag einseitig geändert werden kann.

Das Gesetzgebungsverfahren im Bundesrat
Durch den Bundesrat wirken die 16 Bundesländer bei der Gesetzgebung – 
daneben auch bei der Verwaltung – des Bundes mit (Artikel 50 Grund-
gesetz). Zunächst gilt, dass der Bundesrat bei jedem Gesetz mitwirkt, das 
der Bundestag beschlossen hat. Lediglich die Intensität der Mitwirkung 
unterscheidet sich danach, ob es sich um „Einspruchsgesetze“ oder um 
„Zustimmungsgesetze“ handelt.

Die vom Grundgesetz als Regelfall ausgestaltete Konstellation ist die des 
Einspruchsgesetzes. Danach hat der Bundesrat das Recht, gegen ein Ge-
setz des Bundestages Einspruch einzulegen. Will er dies tun, muss er zu-
vor den Vermittlungsausschuss anrufen (zum Vermittlungsverfahren s. u.). 
Einen Einspruch des Bundesrates kann der Bundestag mit absoluter Mehr-
heit, das ist die Mehrheit seiner Mitglieder, zurückweisen; in bestimmten 
Fällen ist hierfür sogar eine doppelt qualifizierte Mehrheit erforderlich 
(Artikel 77 Abs. 4 GG, siehe S. 145). In einer erneuten Abstimmung kann 
der Bundestag also den Widerstand des Bundesrates überwinden und das 
Gesetz endgültig auf den Weg zur Verkündung bringen.

Wenn das Grundgesetz es besonders vorschreibt, bedarf ein Gesetz der 
Zustimmung des Bundesrates. Das bedeutet ein absolutes Vetorecht: Ver-
weigert der Bundesrat seine Zustimmung, so ist das Gesetz gescheitert, 
und der Bundestag kann es mit keiner noch so hohen Mehrheit, auch 
nicht einstimmig, in Kraft setzen. Als Zustimmungsgesetz ist ein Gesetz 
dann zu behandeln, wenn es die Belange der Länder in besonderem Maße 
betrifft. Das kann der Fall sein, wenn es auf die Finanzen der Länder ein-
wirkt oder wenn es in besonderer Weise die Vollzugskompetenz, die Be-
hördenorganisation oder sonstige in der Durchführung anfallende Maß-
nahmen der Länder berührt. Im Zuge der im Jahre 2006 beschlossenen 
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung (so genannte Föderalis-
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musreform I) sind die Zustimmungsrechte des Bundesrates teilweise neu 
geregelt worden. Seitdem ist die Anzahl zustimmungsbedürftiger Gesetze 
spürbar zurückgegangen, macht aber immer noch fast die Hälfte der ver-
kündeten Gesetze aus.

Die Frage, ob es sich bei einer Vorlage um ein Einspruchs- oder ein Zu-
stimmungsgesetz handelt, ist also von erheblicher Bedeutung für das Ge-
setzgebungsverfahren und dafür, ob der Bundestag das Gesetz letztlich 
durchsetzen kann. Sie ist nicht immer leicht zu beantworten. Nicht selten 
gibt es darüber Konflikte zwischen Bundesregierung und Bundestag auf 
der einen und Bundesrat auf der anderen Seite, und in mehr als einem Fall 
hat erst das Bundesverfassungsgericht entschieden, ob ein Gesetz der Zu-
stimmung des Bundesrates bedurft hat oder hätte. Fehlende Zustimmung 
bei einem zustimmungspflichtigen Gesetz führt zu dessen Nichtigkeit.

In unserem Beispiel handelte es sich unzweifelhaft um ein Zustimmungs-
gesetz, weil es Vorschriften zu Steuern enthielt, deren Aufkommen den 
Ländern zufließt (Artikel 105 Abs. 3 GG). Der Bundesrat hatte indes 
inhalt liche Einwände gegen das Gesetz. Nachdem der Bundestag das Ge-
setz beschlossen und es, entsprechend Artikel 77 Abs. 1 GG, nach seiner 
Annahme „unverzüglich dem Bundesrate“ zugeleitet hatte, hatte dieser 
in seinen zuständigen Ausschüssen beraten und war in seiner 947. Ple-
narsitzung vom 8. Juli 2016 zu dem Ergebnis gekommen, dass er dem 
Gesetz in dieser Fassung nicht zustimmen könne und die Einberufung des 
Vermittlungsausschusses verlangen wolle.

Bei Zustimmungsgesetzen kann die Einberufung des Vermittlungsaus-
schusses übrigens auch vom Bundestag und von der Bundesregierung 
verlangt werden; denn der Bundesrat ist hier nicht verpflichtet, den 
Vermittlungsausschuss anzurufen, wenn er ein solches Gesetz durch 
Verweigerung seiner Zustimmung scheitern lassen will. Bundestag und 
Bundesregierung erhalten hier also ein Instrument, um durch ein Ver-
mittlungsverfahren das Scheitern des Gesetzes abzuwenden.
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Deutscher Bundestag Drucksache 18/9155  
18. Wahlperiode

11. 07. 2016 

Unterrichtung
durch den Bundesrat

Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und  
Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung  
des Bundesverfassungsgerichts  
– Drucksachen 18/5923, 18/6279, 18/8911, 18/8912 –

Anrufung des Vermittlungsausschusses
Der Bundesrat hat in seiner 947. Sitzung am 8. Juli 2016 beschlossen, 
zu dem vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 2016 verabschiedeten 
Gesetz gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes die Einberufung 
des Vermittlungsausschusses mit dem Ziel der grundlegenden Über-
arbeitung zu verlangen.

Das Vermittlungsverfahren
Der Vermittlungsausschuss ist ein aus Vertretern von Bundestag und 
Bundesrat zusammengesetztes Gremium. Die Bundesratsbank besteht 
aus 16 Mitgliedern des Bundesrates, und zwar ein Mitglied für jedes 
Bundesland, wobei diese Mitglieder anders als bei Beschlüssen des Bun-
desrates hier nicht an Weisungen der Landesregierungen gebunden sind. 
Die Bundestagsbank setzt sich zusammen aus 16 Abgeordneten des Bun-
destages, die die Stärkeverhältnisse der Fraktionen entsprechend dem für 
die Besetzung von Ausschüssen des Bundestages geltenden Grundsatz 
der Spiegelbildlichkeit repräsentieren. Der Vorsitz im Vermittlungsaus-
schuss wechselt vierteljährlich zwischen einem Bundestags- und einem 
Bundesratsmitglied. Die Sitzungen des Vermittlungsausschusses sind 
streng vertraulich; auch seine Sitzungsprotokolle dürfen erst ab Beginn 
der übernächsten Wahlperiode nach der jeweiligen Sitzung – also in der 
Regel frühestens ca. 4 Jahre später – eingesehen werden. Diese strikte 
Vertraulichkeit wird damit begründet, dass die Mitglieder anderenfalls 
nicht in der Lage wären, durch gegenseitiges Nachgeben einigungs fähige 
Kompromisse zu erzielen, sondern von ihren jeweiligen Ländern oder 
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politischen Parteien unter Druck gesetzt und zur Unnachgiebigkeit an-
gehalten würden.

An der Häufigkeit, mit der der Vermittlungsausschuss tätig wird, kön-
nen nicht nur Regelungskonflikte zwischen Bund und Ländern abgelesen 
werden, sondern zum Teil auch die politische Konstellation auf Bundes-
ebene. Weist der Bundesrat eine andere politische Mehrheit auf als der 
Bundestag, wird die Bereitschaft zur Auseinandersetzung und damit zur 
Anrufung des Vermittlungsausschusses höher sein, als wenn die Mehr-
heiten in beiden Organen übereinstimmen. So wurden beispielsweise 
in den drei Jahren der 15. Wahlperiode, als in beiden Häusern unter-
schiedliche Mehrheitsverhältnisse bestanden, 90 Vermittlungsverfah-
ren durchgeführt, während in der Zeit gleicher Mehrheitsverhältnisse 
(16.  Wahl periode 2005 – 2009) der Vermittlungsausschuss lediglich 18 
mal angerufen wurde. Aus derartigen Zahlen darf aber nicht gefolgert 
werden, dass der Vermittlungsausschuss je nach politischer Konstella-
tion gleichsam mutwillig angerufen würde. Vielmehr spiegeln sich darin 
die unterschiedlichen Konzepte der politischen Parteien für die Politik im 
Bund und in den einzelnen Ländern sowie die Tatsache, dass natürlich 
auch der Bundesrat ein politisches Organ ist.

Zweck des Vermittlungsverfahrens ist es, das betreffende Gesetz so 
umzuarbeiten, dass Bundestag und Bundesrat der geänderten Fassung 
gleichermaßen zustimmen können. Voraussetzung wird dafür häufig 
sein, dass beide Seiten Abstriche von ihren Idealvorstellungen machen; 
Bundestag und Bundesregierung werden den Ländern in einigen Punk-
ten entgegenkommen, während diese in anderen Punkten sich mit den 
Regelungsabsichten des Bundestages abfinden müssen. Das Ergebnis der 
Beratungen ist der „Einigungsvorschlag“ des Vermittlungsausschusses an 
Bundestag und Bundesrat.
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Deutscher Bundestag Drucksache 18/9690  
18. Wahlperiode

22. 09. 2016 

Beschlussempfehlung
des Vermittlungsausschusses

zu dem Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und  
Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des  
Bundesverfassungsgerichts  
– Drucksachen 18/5923, 18/6279, 18/8911, 18/8912, 18/9155 –

Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Michael GrosseBrömer

Berichterstatter im Bundesrat: Minister Dr. Norbert WalterBorjans

Der Bundestag wolle beschließen:

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 180. Sitzung am 24. Juni 2016 
beschlossene Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schen-
kungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefassten Be-
schlüsse geändert.

Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt-
lungsausschuss beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über die Än-
derungen gemeinsam abzustimmen ist.

Berlin, den 22. September 2016

Der Vermittlungsausschuss

Olaf Scholz  
Vorsitzender

Michael GrosseBrömer  
Berichterstatter

Dr. Norbert WalterBorjans  
Berichterstatter



142

Anlage

Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und  
Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung  
des Bundesverfassungsgerichts
…

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

…

Der Vermittlungsausschuss war hier also zu einem Einigungsvorschlag 
gekommen. Dieser sah vor, das vom Bundestag beschlossene Gesetz nach 
Maßgabe von Einzelvorschlägen zu ändern, die in einer Anlage zu der 
Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses zusammengefasst 
waren.

Wenn der Vermittlungsausschuss eine Änderung des Gesetzesbeschlusses 
vorschlägt, hat der Bundestag erneut Beschluss zu fassen (sog. „vierte Le-
sung“). Formell ist er frei, wie er sich nun entscheiden will. Praktisch weiß 
aber der Bundestag, dass eine Ablehnung des Vermittlungsvorschlages 
bedeuten könnte, dass dann der Bundesrat – je nach Art des Gesetzes – 
Einspruch einlegen oder seine Zustimmung verweigern würde. Im erste-
ren Fall müsste dann versucht werden, die erforderliche absolute oder 
sogar doppelt qualifizierte Mehrheit zur Zurückweisung des Einspruchs 
aufzubieten (was gar nicht immer ganz leicht ist), während im zweiten 
Fall das Gesetz endgültig scheitern würde. Der Bundesrat, der sich nach 
der „vierten Lesung“ im Bundestag abschließend mit dem Gesetz befas-
sen muss, kann einen Vermittlungsvorschlag ablehnen und – je nach Art 
des Gesetzes – Einspruch einlegen bzw. die Zustimmung verweigern, oder 
er kann ihn annehmen und beschließen, dem Gesetz zuzustimmen bzw. 
von einem Einspruch abzusehen.

Im Bundestag gelten bei der Abstimmung über einen Vermittlungsvor-
schlag Besonderheiten. Zum einen kann der Vermittlungsausschuss nach 
seiner Geschäftsordnung, die eigens für dieses Verfahren vom Bundestag 
mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen wurde, bestimmen – und 
so verfährt er meistens, wenn mehrere Änderungen vorgeschlagen wur-
den –, dass der Bundestag über den Vermittlungsvorschlag nur im Ganzen 
abstimmen kann. Damit soll verhindert werden, dass im Bundestag der 
einen Regelung zugestimmt, die andere abgelehnt und damit der gefun-
dene Kompromiss wieder zerstört wird. Zum anderen findet im Bundestag 
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keine Debatte über den Vermittlungsvorschlag statt; zulässig sind ledig-
lich Erklärungen der Fraktionen.

In dem hier behandelten Beispiel wurde in der Beratung des Bundestages 
über die Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses weder vom 
Berichterstatter noch von einer Fraktion zum Zweck einer Erklärung das 
Wort verlangt. Daher wurde sogleich über den Änderungsvorschlag des 
Ausschusses abgestimmt und dieser angenommen.

Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 193. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 29. September 2016

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses zu dem Gesetz  zur 
Anpassung des Erbschaftsteuer und Schen
kungsteuergesetzes an die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts

Drucksachen 18/5923, 18/6279, 18/8911,  
18/8912, 18/9155, 18/9690

Berichterstatter im Bundestag: der Abge-
ordnete Michael Grosse-Brömer, Bericht-
erstatter im Bundesrat: Minister Dr. Norbert 
Walter-Borjans.

Wird das Wort zur Berichterstattung ge-
wünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall. 
Wird das Wort zu Erklärungen gewünscht? – 
Ich sehe, auch das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Der Ver-
mittlungsausschuss hat gemäß § 10 Absatz 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, 
dass im Deutschen Bundestag über die Än-
derungen gemeinsam abzustimmen ist. Wer 
stimmt für die Beschlussempfehlung des 
Vermittlungsausschusses auf Drucksache 
18/9690? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Die Beschlussempfehlung ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition ange-
nommen.

Der Bundesrat stimmte sodann der vom Bundestag auf Grundlage der 
Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses geänderten Geset-
zesfassung zu, wie sich aus dem im Folgenden abgedruckten Auszug 
aus dem Stenografischen Bericht der 949. Sitzung des Bundesrates vom 
14. Oktober 2016 ergibt.
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Bundesrat – 949. Sitzung – 14. Oktober 2016

Präsident Stanislaw Tillich

Wir kommen zu Punkt 5:

Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer 
und Schenkungsteuergesetzes an die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(Drucksache 555/16)

Das Gesetz kommt aus dem Vermittlungs-
ausschuss zurück. Zur Berichterstattung 
erteile ich Herrn Minister Dr. Walter-Bor-
jans aus dem Land Nordrhein-Westfalen das 
Wort.

…

Amtierende Präsidentin  
Lucia Puttrich
Besten Dank!

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
– Je eine Erklärung zu Protokoll abgegeben 
haben Herr Minister Schneider (Nieder-
sachsen), Herr Minister Dr. WalterBorjans 
(Nordrhein-Westfalen) und Frau Ministerin 
Heinold (Schleswig-Holstein).

Wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt 
dem Gesetz in der vom Bundestag geänder-
ten Fassung zu? – Das ist die Mehrheit.

Somit ist das Gesetz beschlossen.

Nachdem der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt hatte, konnte es end-
gültig in Kraft gesetzt werden (s. S. 146, Ausfertigung und Verkündung 
des Gesetzes).

Wenn es sich bei dem Gesetz nicht um ein Zustimmungsgesetz, sondern 
um ein Einspruchsgesetz gehandelt hätte, wäre das Verfahren nach der 
Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Bundesrat und nach 
Vorliegen des Einigungsvorschlages des Vermittlungsausschusses fol-
gendermaßen gewesen: Auch hier hätte sich zunächst der Bundestag in 
„vierter Lesung“ (s. o.) mit dem Einigungsvorschlag des Vermittlungsaus-
schusses befassen müssen. Bei Annahme des Einigungsvorschlages durch 
den Bundestag hätte dann der Bundesrat darüber befinden müssen, ob 
er das Gesetz in der durch den Einigungsvorschlag des Vermittlungsaus-
schusses geänderten Form akzeptieren will und deshalb davon absieht, 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen gegen das Gesetz Einspruch ein-
zulegen. Dann wäre das Gesetz zustande gekommen. Bei einem Einspruch 
des Bundesrates gelten für das weitere Verfahren im Bundestag, die sog. 
„fünfte Lesung“, wiederum besondere Regeln: Ein Antrag auf Zurück-
weisung eines Einspruchs des Bundesrates kann nur von einer Fraktion 
oder von Abgeordneten in Fraktionsstärke gestellt werden. Vor der Ab-
stimmung über den Antrag auf Zurückweisung des Einspruchs findet 
keine Aussprache statt; es können aber Erklärungen abgegeben werden, 
in denen die Fraktionen ihren Standpunkt darlegen. Und weil für die Zu-
rückweisung eines Einspruchs des Bundesrates im Bundestag die absolu-
te Mehrheit bzw. sogar eine doppelt qualifizierte Mehrheit erforderlich 
ist, wenn der Bundesrat den Einspruch mit zwei Dritteln seiner Stimmen 
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beschlossen hat, sieht die Geschäftsordnung vor, dass die Abstimmung 
durch Zählung der Stimmen (sog. „Hammelsprung“) oder im Wege na-
mentlicher Abstimmung zu erfolgen hat. Denn nur so kann sicher festge-
stellt werden, ob die für die Zurückweisung des Einspruchs erforderliche 
Mehrheit vorhanden war.

Für eine absolute Mehrheit sind derzeit bei einer Gesamtmitgliederzahl 
von 736 Abgeordneten 369 Stimmen erforderlich; die doppelt qualifizier-
te Mehrheit, auf die es ankommt, wenn der Bundesrat den Einspruch mit 
Zweidrittelmehrheit beschlossen hat, bedeutet, dass im Bundestag eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden erforderlich ist, die jedoch 
mindestens die absolute Mehrheit ausmachen muss. Diese Mehrheiten 
sind nicht so leicht zu erreichen, insbesondere dann nicht, wenn die 
Opposition einem Gesetz nicht zugestimmt hat und deshalb auch kaum 
dazu beitragen wird, dieses von ihr nicht gewollte Gesetz nun gegen 
den Bundesrat durchzusetzen. Die Mehrheitsfraktionen des Bundestages 
müssen in einem solchen Fall dafür sorgen, dass ihre Mitglieder möglichst 
vollzählig an der Abstimmung teilnehmen, um die erforderliche Mehrheit 
zu erreichen.

Wird bei Einspruchsgesetzen auf diesem Wege der Einspruch des Bun-
desrates durch den Bundestag zurückgewiesen, ist das Gesetz zustande 
gekommen und kann in Kraft gesetzt werden.
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Die Ausfertigung und Verkündung des Gesetzes
Das Erbschaftsteueranpassungsgesetz ging entsprechend den Vorschrif-
ten des Grundgesetzes in Artikel 82 sodann zur Gegenzeichnung an die 
Bundesregierung, d. h. der zuständige Bundesminister und die Bundes-
kanzlerin unterzeichneten es. Die so genannte Gegenzeichnung ist nach 
Artikel 58 Grundgesetz zur Gültigkeit von Anordnungen und Verfügun-
gen des Bundespräsidenten erforderlich. Danach wurde das Gesetz dem 
Bundespräsidenten zur Ausfertigung, d. h. zur Herstellung der Urschrift 
des Gesetzes durch Unterzeichnung vorgelegt. Nun konnte es im Bundes-
gesetzblatt verkündet werden und nach Maßgabe seiner diesbezüglichen 
Bestimmungen in Kraft treten.
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…

Gesetz  
zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und 

 Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des 
 Bundesverfassungsgerichts

Vom 4. November 2016

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1  
Änderung des  

Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetzes

Das Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1997 
(BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Ar-
tikel 8 des Gesetzes vom 31. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1914) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

…

Artikel 2  
Änderung des  

Bewertungsgesetzes

Das Bewertungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Februar 
1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Novem-
ber 2015 (BGBl. I S. 1834) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

…

Artikel 3  
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 2016 in Kraft.

–

Das vorstehende Gesetz wird hiermit 
ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetz-
blatt zu verkünden.

Berlin, den 4. November 2016

Der Bundespräsident  
Joachim Gauck

Die Bundeskanzler in  
Dr. Angela Merkel

Der Bundesminister der Finanzen  
Dr. Wolfgang Schäuble
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Das Haushaltsgesetz
Im Haushaltsplan wird jährlich festgelegt, wie viel der Bund durch Steu-
ern, Zölle u. a. einnimmt und – was wichtiger ist – für welche Zwecke der 
Bund wie viel ausgeben darf. Dies wird in Einzelplänen für jedes Ministe-
rium und jede oberste Bundesbehörde sowie innerhalb dieser wieder nach 
Tausenden von Titeln und Zweckbestimmungen genau aufgeschlüsselt. 
Der Haushaltsplan wird deshalb gelegentlich als „Regierungsprogramm 
in Zahlen“ bezeichnet, weil er bei näherer Lektüre genauestens erkennen 
lässt, welche Aktivitäten der Staat für das kommende Jahr beabsichtigt, 
für welche Zwecke er wie viel Geld ausgeben wird.

Der Haushalt wird durch das Haushaltsgesetz festgestellt. Das bedeutet, 
dass das Recht zur Bewilligung des Haushaltes dem Bundestag zusteht. 
Was die Regierung vorlegt, ist ein Gesetzentwurf, formell wie jeder ande-
re, der vom Bundestag angenommen oder abgelehnt oder aber geändert 
werden kann.

Der Haushaltsplan legt im Einzelnen auch fest, wie viele Beamte und 
Angestellte in welchen Besoldungsgruppen der Bundeskanzler beschäfti-
gen darf. Das gilt für jedes Ministerium gleichermaßen, und entsprechend 
auch für den Bundestag selbst. Die Volksvertretung hat es also in der 
Hand, mit wie vielen und mit wie qualifizierten Kräften welche Aufgaben 
bearbeitet werden. Aber auch bei den Sachausgaben obliegt dem Bun-
destag die letzte Entscheidung darüber, wie viel Geld wofür ausgegeben 
werden darf. Freilich kann der Bundestag diese Entscheidungen nicht 
willkürlich treffen. Er selbst ist es in der Mehrzahl der Fälle, der bereits 
durch andere Gesetze festgelegt hat, dass und wie viel Geld für bestimm-
te Aufgaben verwendet werden muss. Bestimmungen in Renten- oder 
Sozialleistungsgesetzen, in Gesetzen über Ausbildungsförderung, Agrar-
beihilfen, Verkehrswegebau oder Wirtschaftsstrukturförderung, frühere 
Entscheidungen über Rüstungsplanungen und anderes mehr legen einen 
großen Teil des in einem Haushaltsjahr verfügbaren Geldes von vornher-
ein fest. Insoweit kann auch das Parlament nicht einfach im Haushalts-
gesetz etwas anderes beschließen (durch das so genannte „Bepackungs-
verbot“ wird außerdem sichergestellt, dass das Haushaltsgesetz nicht 
beiläufig mit finanziellen Bewilligungen zugleich materielle Regelungen 
trifft). Zahlreiche Zwänge dieser und anderer Art verhindern, durchaus 
zu Recht, dass in jedem Jahr ganz von vorne begonnen wird. Deshalb 
wird nur über Zuwächse und Abschläge im Einzelnen beraten und ent-
schieden, was aber politisch außerordentlich bedeutsam ist und zwischen 
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Bundesregierung und Bundestag, insbesondere zwischen Regierung und 
Opposition, zu zähem Ringen und auch zu heftigen öffentlichen Ausein-
andersetzungen führen kann.

Da der Bundeshaushalt als Gesetz behandelt wird, gilt für das Verfahren 
im Prinzip auch alles das, was oben ausgeführt wurde, also die erste Be-
ratung im Plenum mit Ausschussüberweisung, dann die Durcharbeitung 
im Ausschuss und schließlich die zweite und dritte Beratung wiederum 
im Plenum des Bundestages. Da der Haushalt immer nur für ein Jahr gilt, 
wiederholt sich dieses Verfahren jährlich; es erstreckt sich in der Regel 
vom September bis zum Dezember eines jeden Jahres.
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Der Gang der Gesetzgebung
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Der Gang der Gesetzgebung
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Weiterer Gang der Gesetzgebung
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Schlussbemerkung
Das Verfahren der Gesetzgebung in der Bundesrepublik Deutschland ist 
kompliziert (s. Grafiken S. 150 ff.). Der Grund dafür ist aber nicht, dass 
es dadurch möglichst undurchschaubar gemacht werden soll, ganz im 
Gegenteil: Diese Kompliziertheit ist der Preis für die Einbeziehung vieler 
Instanzen, für die mehrfache Prüfung der sachlich oft recht schwieri-
gen Gegenstände und für die umfassende Informationsmöglichkeit aller, 
die an dem jeweiligen Gegenstand interessiert sind. Letztlich spiegelt 
also das komplizierte Verfahren die Anforderungen von Demokratie und 
Rechtsstaat wider. Wo diese Grundsätze keine Rolle spielen, in totalitären 
Systemen oder Militärdiktaturen, da geht es dann auch mit den Gesetzen 
schnell und leicht – und ist keineswegs zufällig oft auch ungerecht und 
uneffektiv.

Lassen wir das Verfahren der Gesetzgebung noch einmal kurz Revue pas-
sieren, so erkennen wir leicht die Gründe für die einzelnen aufeinander 
folgenden Stationen:

• Die Vorbereitung der Entwürfe durch jeweils zuständige Fachreferate 
in den Ministerien unter Einbeziehung von Verbänden dient der sorg-
fältigen Sachaufklärung und Berücksichtigung sowohl der Kenntnisse 
aus der Verwaltung als auch aus den interessierten und betroffenen 
Kreisen;

• die Abstimmung der Entwürfe zwischen den Ministerien und im Kabi-
nett dient der Einpassung des einzelnen Vorhabens in die Gesamtlinie 
der Regierungspolitik und auch in die finanziellen Möglichkeiten und 
Grenzen des Staatshaushalts;

• der erste Durchgang beim Bundesrat ermöglicht es, die Erfahrungen 
der Länder aus dem ihnen obliegenden Vollzug der Gesetze schon für 
den Entwurf nutzbar zu machen und deren Interessen rechtzeitig zu 
erkunden;

• die erste Lesung im Bundestag dient dazu, allen Abgeordneten und der 
Öffentlichkeit zu signalisieren, dass zu dem betreffenden Gegenstand 
ein Gesetzgebungsverfahren existiert und in die parlamentarische Be-
ratung geht;

• die intensive Durchprüfung in den Ausschüssen des Bundestages er-
möglicht die Einbeziehung weiterer fachlicher und politischer Ge-
sichtspunkte, die Abstimmung mit den Vorstellungen der Fraktionen 
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und nicht selten die Entwicklung übereinstimmender Regelungsvor-
schläge und Kompromisse;

• Anhörungen in den Ausschüssen dienen der zusätzlichen fachlich-wis-
senschaftlichen Fundierung des Vorhabens, der Gewinnung zusätzli-
cher öffentlicher Aufmerksamkeit und der weiteren Beteiligung von 
interessierten Bürgerinnen und Bürgern und Organisationen;

• die zweite und dritte Lesung im Plenum des Bundestages bringt die 
öffentliche Debatte über das Pro und Contra, die Darlegung der Ge-
sichtspunkte und Argumente, die die verschiedenen politischen Kräf-
te während der Beratungen bewegt haben, und dadurch – vermittelt 
durch Online-Informationen, Zeitungen, Rundfunk und Fernsehen – 
die Möglichkeit für die Bürgerinnen und Bürger, sich anhand der dar-
gestellten Argumente ihrerseits Meinungen zu den Vorhaben zu bilden, 
und schließlich den Gesetzesbeschluss;

• die erneute Einschaltung des Bundesrates nach dem Gesetzesbe-
schluss des Bundestages unterstreicht die föderalistische Gliederung 
der Bundesrepublik und die bedeutende Rolle der Länder, sowohl was 
die Anwendung der Gesetze überhaupt als auch die Differenzierung 
nach regionalen Unterschieden anbelangt;

• falls der Vermittlungsausschuss eingeschaltet wird, steht dieser Ver-
fahrensabschnitt für die Notwendigkeit, den im Föderalismus angeleg-
ten Konflikt zwischen Bund und Ländern im Wege von Kompromissen 
zu überwinden und zu allgemein verbindlichen, gesamtstaatlichen Re-
gelungen zu kommen;

• und schließlich sichert ein weiterer – nicht notwendiger und regel-
mäßiger, aber möglicher – Verfahrensschritt, nämlich die Anrufung 
des Bundesverfassungsgerichts zur Überprüfung des Gesetzes, die Ein-
haltung all dieser Verfahrens- und Mitwirkungsstationen ab, weil das 
Gesetz anderenfalls für nichtig erklärt werden könnte: Das gesamte 
Verfahren kann also zusätzlich kontrolliert werden am Maßstab des 
Grundgesetzes.

Das ist alles nicht sehr bequem, weder für die, welche die Gesetze ma-
chen, noch auch für die, die sie befolgen sollen. Sicher wünschen wir uns 
alle zuweilen weniger Gesetze, einfachere Gesetze und ein schnelleres, 
freieres Verfahren. Aber unsere Gesellschaft, für die die Gesetze gemacht 
werden, ist nicht einfach, sie ist vielschichtig, kompliziert, technisiert und 
in ihren Zielen, Werten und Interessen pluralistisch. Das Parlament als 
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Gesetzgeber muss das widerspiegeln und kann sich darüber nicht hin-
wegsetzen. Die Forderungen nach rechtlichen Regelungen – zur Besei-
tigung von Ungleichbehandlungen, zur Unterstützung berechtigter For-
derungen, zur Abwehr von Gefahren, zur Förderung wichtiger Anliegen 
usw. – kommen aus der Gesellschaft selbst, nicht vom Bundestag. Er kann 
den Erlass von Gesetzen nicht verweigern, wo sie verlangt werden, und 
er kann das Verfahren nicht beschleunigen, wo die Meinungen weit aus-
einander gehen oder die Materie schwierig ist.

So erweist sich letztlich unser parlamentarisches Gesetzgebungsverfah-
ren als Bedingung und Bestandteil von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie 
und Freiheit. Die damit verbundene Mühe muss jeder auf sich nehmen, 
der das Verfahren anwenden, sich an ihm beteiligen oder es in seinen Zu-
sammenhängen verstehen will.
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3. Unterstützung des Bundestages und 
seiner Abgeordneten

Artikel 48 Abs. 3 GG garantiert den Abgeordneten „eine angemessene, 
ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädigung“. Weitere Voraussetzungen 
einer wirksamen politischen Arbeit sind jedoch personelle und technische 
Hilfsmittel, die sogenannte Amtsausstattung, auf die die Abgeordneten 
nach dem Abgeordnetengesetz ebenfalls Anspruch haben.

Beschäftigte der Abgeordneten und der Fraktionen
Die personelle Unterstützung sieht so aus, dass jeder Abgeordnete für sei-
ne parlamentarische Arbeit persönliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bis zu einem bestimmten Höchstbetrag privatvertraglich beschäftigen 
kann. Liegen die Voraussetzungen für eine Erstattung solcher Aufwen-
dungen vor, werden die Gehälter von der Bundestagsverwaltung den 
Abgeordnetenmitarbeitern unmittelbar angewiesen. Aufgabenstellung 
und Qualifikation dieser Mitarbeiter werden von den Abgeordneten in-
dividuell nach ihren Bedürfnissen gewählt. Gegenwärtig sind etwa 5500 
Mitarbeiter, häufig in Teilzeitarbeitsverhältnissen, bei Abgeordneten be-
schäftigt. Ca. je 50 % dieser Mitarbeiter arbeiten am Parlamentssitz bzw. 
in den jeweiligen Wahlkreisen.

Auch die Arbeit der Fraktionen bedarf der materiellen und personellen 
Unterstützung. Aus Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt finanziert, ste-
hen derzeit insgesamt rund 1000 Beschäftigte in einem Arbeitsverhältnis 
mit den Fraktionen. Zum Teil handelt es sich um fachwissenschaftliche 
Berater, zum anderen um administrative Hilfskräfte.

Die Bundestagsverwaltung
Die größte geschlossene Unterstützungsorganisation für den Bundestag 
stellt mit ihren etwa 3150 Beschäftigten (Voll- oder Teilzeit) die Bundes-
tagsverwaltung dar. In der Allgemeinen Dienstanweisung heißt es dazu:
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„Die Verwaltung des Deutschen Bundestages ist eine oberste Bundes-
behörde. Sie dient dem Parlament. Im Rahmen der ihr übertragenen Auf-
gaben und der im Haushalt bereitgestellten Mittel schafft sie die orga-
nisatorischen, personellen, technischen und materiellen Voraussetzungen 
für die Arbeit des Deutschen Bundestages.

Der Direktor beim Deutschen Bundestag leitet die Verwaltung des Deut-
schen Bundestages im Auftrag der Präsidentin und vertritt diese in An-
gelegenheiten der Verwaltung“.

Diese Verwaltung hat daher zuvorderst Dienstleistungsfunktion für das 
Parlament und seine Abgeordneten. Sie erlässt dagegen kaum Hoheits-
akte mit Außenwirkung. Auch die materielle Vorbereitung der Gesetz-
gebung gehört nicht zu ihren Kernaufgaben; diese liegt vielmehr im 
Wesentlichen bei den Bundesministerien. Die folgende Beschreibung 
beschränkt sich auf einige Schwerpunkte der umfangreichen Aufgaben:

Die Bundestagsverwaltung gliedert sich in sechs Abteilungen: die Zen-
tralabteilung sowie die Abteilungen „Parlament und Abgeordnete“, 
„Außenbeziehungen, Europa und Analyse“, „Information und Dokumen-
tation“, „Bau und Infrastruktur“ und „Digitalisierung“. Diese Abteilungen 
gliedern sich in Unterabteilungen und Referate; hinzu kommt außerhalb 
der Abteilungen der Leitungsstab und das Büro der Präsidentin mit den 
der Bundestagspräsidentin unmittelbar zugeordneten Referaten für Pres-
se und Medien sowie Reden, Texte und Bürgeranfragen sowie das Pro-
tokoll. Ferner die Büros der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten, das 
Kompetenzzentrum Datenschutz, eine Unterabteilung zur Unterstützung 
der parlamentarischen Kontrolle der Nachrichtendienste, das Amt der 
Wehrbeauftragten sowie seit Juni 2021 die Geschäftsstelle der Bundes-
beauftragten für die Opfer der SED-Diktatur.

Die Bundestagsverwaltung weist zurzeit folgende Personalstruktur (ca.-
Angaben) in den einzelnen Laufbahnen auf:

Der höhere Dienst umfasst 580 Beschäftigte, der gehobene Dienst 700, 
im mittleren Dienst arbeiten 1150 Beschäftigte und im einfachen Dienst 
670. Der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der Beschäftigten liegt 
über 50 %.
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► Die Zentralabteilung (Z)

Die Abteilung Z bildet das administrative Rückgrat der Bundestagsver-
waltung und schafft Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit dieser 
großen Behörde. Sie gliedert sich in die Unterabteilungen Zentrale Ver-
waltung und Recht mit ihren Referaten.

Die drei Personalreferate der Unterabteilung Zentrale Verwaltung sind mit 
Angelegenheiten der Gewinnung, Verwendung und Betreuung des Perso-
nals der Bundestagsverwaltung befasst und haben bei der Auswahl die 
fachliche und persönliche Eignung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
besonders sorgfältig zu prüfen. Bei Fördermaßnahmen von Mitarbeitern 
der mittleren und oberen Führungsebene ist nach der Geschäftsordnung 
des Bundestages die interne Zustimmung des Präsidiums einzuholen.

Ein weiteres Referat ist Ansprechstelle der Verwaltungsmitarbeiter in 
Aus-, Fortbildungs- und Sozialangelegenheiten. Und das Organisations-
referat unterstützt die Parlamentsarbeit dadurch, dass es den sachge-
rechten und effizienten Ablauf der Verwaltungsverfahren sicherstellt.

Der Unterabteilung Recht als Stabstelle ist das sog. Notfall-Management 
zugeordnet. 

In der Unterabteilung Recht ist das Haushaltsreferat verantwortlich für 
die Aufstellung des alljährlichen Haushaltsentwurfs nach Maßgabe der 
Beschlüsse der zuständigen parlamentarischen Gremien und die Durch-
führung des beschlossenen Haushalts, des Einzelplans 02 für den Deut-
schen Bundestag. Dieser Einzelplan sieht für 2022 einschließlich dem Amt 
der Wehrbeauftragten, der SED-Opferbeauftragten, den Ausgaben für die 
Parlamentarische Kontrolle der Nachrichtendienste und für die deutschen 
Mitglieder des Europäischen Parlaments ein Ausgabevolumen von ca. 
1.108 Mio. Euro vor (das entspricht ungefähr 13,15 Euro pro Kopf der 
Bevölkerung und einem Anteil von 0,22 v. H. des gesamten Bundeshaus-
halts). Folgende Ausgabenschwerpunkte sind zu erkennen (Ca.-Zahlen):

Entschädigung für Abgeordnete 86 Mio. €
Kostenpauschale für Abgeordnete  40 Mio. €
Ersatz für Mitarbeiteraufwendungen 276 Mio. €
Beamte und Arbeitnehmer der Bundestagsverwaltung  187 Mio. €

Grundstücks- und Gebäudebewirtschaftung 101 Mio. €
Besucherdienst und Öffentlichkeitsarbeit 19 Mio. €
Fraktionszuschüsse 126 Mio. €
IT-Ausstattung 45 Mio. €
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Das Justitiariat ist zuständig für die Bearbeitung allgemeiner Rechts- und 
Vertragsangelegenheiten sowie die Betreuung von Rechtsstreitigkeiten 
einschließlich der Vertretung vor Gerichten. Das Referat unterstützt auch 
die Arbeit der Kommission des Ältestenrates für Innere Angelegenheiten 
des Parlaments.

Die Aufgaben der Bundestagspräsidentin als Inhaberin des Hausrechts 
und der Polizeigewalt in den Gebäuden des Deutschen Bundestages 
(Artikel 40 Abs. 2 GG) werden durch das Referat für Polizei und Siche-
rungsaufgaben umgesetzt. Die Bundestagspolizei sorgt in einem eigenen 
Polizeibezirk für die öffentliche Sicherheit und Ordnung und unterstützt 
damit die Arbeitsfähigkeit des Parlaments.

Ein Referat der Unterabteilung verantwortet den personellen und techni-
schen Geheimschutz im Bundestag sowie die Durchführung des Informa-
tionsfreiheitsgesetzes für die Bundestagsverwaltung.

Das Referat Vergaben ist verantwortlich für die Durchführung der zahl-
reichen Vergabeverfahren, die im Zuge der Beschaffung von Dienstleis-
tungen und gegenständlichem Bedarf im Deutschen Bundestag anfallen.

Schließlich ist in der Unterabteilung Recht das Anfang 2022 eingerich-
tete „Lobbyregister“ angesiedelt, welches als registerführende Stelle die 
nach dem Lobbyregistergesetz verpflichtenden Eintragungen für die In-
teressenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und der Bun-
desregierung vornimmt. Durch das Register können Strukturen der Ein-
flussnahme durch Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter auf 
den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess transparent 
nachvollzogen werden. Es soll dazu beitragen, das Vertrauen der Öffent-
lichkeit in die Politik und die Legitimität der Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse von Parlament und Regierung zu stärken.

► Abteilung „Parlament und Abgeordnete“ (P)

Die Bezeichnung dieses Teils der Bundestagsverwaltung deutet bereits 
an, dass es sich um Servicefunktionen für die parlamentarische Arbeit des 
Bundestages im engeren Sinne handelt. Die Abteilung ist gegliedert in die 
Unterabteilungen „Parlamentsdienste“, „Mandatsdienste“, „Ausschüsse“ 
und „Petitionen und Eingaben“.

Die Aufgaben der Unterabteilung Parlamentsdienste (PD) beziehen sich 
im Schwerpunkt auf die Funktionen des Bundestages als Ganzes, also in 
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Gestalt der Plenarsitzungen einschließlich ihrer Vor- und Nachbereitung, 
sowie auf die Funktionen der Leitungsorgane des Bundestages, also ins-
besondere Präsidentin, Präsidium und Ältestenrat. Hier ist auch der so-
genannte Plenarsitzungsdienst angesiedelt, der – hinter dem Stuhl der 
Präsidentin- das jeweilige Sitzungspräsidium in der Leitung der Plenar-
sitzung unterstützt. Hinzu kommt die Betreuung einiger spezifischer Aus-
schüsse und Gremien des Bundestages.

Das Parlamentssekretariat ist Eingangs-, Ordnungs- und Vermittlungs-
stelle für alle Initiativen, Anträge und Aktivitäten, die sich auf das Ver-
fahren im Bundestag beziehen: Gesetzentwürfe, Anträge und Anfragen 
der Abgeordneten und der Fraktionen, Berichte der Ausschüsse und jeg-
liche sonstige Vorlagen nehmen den Weg durch dieses Referat, um hier 
redigiert und verteilt zu werden. Wesentliche Aufgabe ist auch die Vorbe-
reitung der Sitzungen des Ältestenrates, der sich mit dem Verfahren des 
Plenums befasst und hierüber Verständigungen zwischen den Fraktionen 
herbeiführt.

Das Referat Parlamentsrecht leistet Beratung zum Parlamentsrecht im 
weitesten Sinne, insbesondere zum Geschäftsordnungsrecht und parla-
mentsbezogenen Verfassungsrecht. Das Referat erarbeitet ferner den sog. 
Sprechzettel für die Leitung der Plenarsitzungen, eine Zusammenstellung 
aller Tagesordnungspunkte und dazu vorliegender Gesetzentwürfe, Ände-
rungsanträge, Entschließungsanträge, Berichte, Anfragen u. a. m.

Der Stenografische Dienst erstellt das wörtliche Protokoll der Plenarsit-
zungen, das zu den wesentlichen Teilen bereits nach wenigen Stunden 
und im Ganzen am folgenden Tag vorliegt. Es wird den Mitgliedern und 
Gremien des Bundestages und daneben zahlreichen Stellen außerhalb des 
Bundestages – Verfassungsorganen, Medien, wissenschaftlichen Einrich-
tungen, Verbänden u. a. – zur Verfügung gestellt. Für die Öffentlichkeit ist 
es auch über das Internetangebot des Bundestages zugänglich.

Das Sekretariat des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung betreut die in der Ausschussbezeichnung genannten Auf-
gaben. Dabei wirkt es eng mit dem Referat Parlamentsrecht und dem 
Parlamentssekretariat zusammen, weil sich geschäftsordnungsrechtliche 
Fragen auf allen Ebenen ergeben und besonders den Ältestenrat immer 
wieder beschäftigen.

Die Unterabteilung Mandatsdienste (PM) hat ihren Schwerpunkt in den 
mandatsbezogenen Servicefunktionen.
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Im Referat „Entschädigung von Abgeordneten“ werden alle Angelegen-
heiten der Rechtsstellung der Mitglieder des Bundestages nach dem 
Abgeordnetengesetz sowie der Rechtsstellung der deutschen Mitglieder 
des Europäischen Parlaments bearbeitet. Dazu gehören insbesondere 
Leistungen an aktive und ehemalige Abgeordnete wie die Abgeordneten-
entschädigung, Kostenpauschale, Krankenversicherung und Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung. Ferner wird hier die Durchführung der Ver-
haltensregeln betreut, nach denen die Mitglieder des Bundestages unter 
anderem neben dem Mandat ausgeübte Tätigkeiten und daraus erzielte 
Einkünfte anzeigen müssen, die in der vorgeschriebenen Form auf den In-
ternetseiten des Bundestages veröffentlicht werden. Im Referat ist auch 
die Geschäftsstelle der Kommission des Ältestenrates für die Rechtsstel-
lung der Abgeordneten angesiedelt.

Das Referat „Mitarbeiter von Abgeordneten“ betreut alle Angelegenhei-
ten rund um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die die Mitglieder des 
Bundestages zur Unterstützung ihrer parlamentarischen Arbeit in Berlin 
und im Wahlkreis beschäftigen. Im Auftrag der Abgeordneten werden 
im Rahmen arbeits- und erstattungsrechtlicher Regelungen Gehälter, 
Sozialversicherungsbeiträge und Reisekosten abgerechnet. Das Referat 
stellt ferner das Sekretariat der Kommission des Ältestenrates für die An-
gelegenheiten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abgeordneten.

Das Referat „Parteienfinanzierung, Landesparlamente“ ist einerseits 
zuständig für die Beziehungen zu den Landesparlamenten, besonders 
hinsichtlich der Beratungen der regelmäßig tagenden Konferenzen der 
Parlamentspräsidenten und der Parlamentsdirektoren. Zum anderen wird 
hier die Mittelverwaltung für die staatliche Teilfinanzierung der Partei-
en wahrgenommen, also die Berechnung und Auszahlung der Ansprüche 
sowie die Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte der Parteien und 
der regelmäßigen Unterrichtungen der Bundestagspräsidentin. Insoweit 
gehört das Referat zur Zuständigkeit der Präsidentin des Deutschen Bun-
destages als Behörde nach dem Parteiengesetz, die hier keine parlamen-
tarischen, sondern exekutive Aufgaben wahrnimmt.

Durch die organisatorisch ebenfalls in der Unterabteilung PM angesie-
delte Praxis des Parlamentsarztes findet schließlich die medizinische 
Erstversorgung von Abgeordneten und deren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern statt.

Der Kern der Aufgaben der Unterabteilung Ausschüsse (PA) liegt in der 
Unterstützung der Ausschussarbeit durch Ausschusssekretariate. Der 
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Deutsche Bundestag leistet, wie gesehen, einen wesentlichen Teil seiner 
Gesetzgebungsarbeit in den Ausschüssen. Jedem der zur Zeit 26 ständi-
gen Ausschüsse des Bundestages, zu denen im Laufe der Wahlperiode 
Untersuchungsausschüsse und Enquete-Kommissionen hinzukommen, 
steht ein kleiner Mitarbeiterstab zur Verfügung, der unmittelbar nach 
den Weisungen und Anforderungen der Ausschussvorsitze die Ausschuss-
arbeit administrativ, organisatorisch und fachlich betreut.

Die Leiterinnen und Leiter dieser Sekretariate machen Vorschläge für Sit-
zungstermine und Tagesordnungen, sind mitverantwortlich dafür, dass 
dem Ausschuss die Beratungsgegenstände und die dazu nötigen Unter-
lagen rechtzeitig vorliegen, dass Sitzungen geschäftsordnungsrechtlich 
und zeitlich korrekt ablaufen und dass sie anschließend entsprechend 
nachbereitet werden, z. B. durch das Fertigen von Beschlussempfehlun-
gen und Berichten an das Plenum, das Erstellen von Protokollen etc. Sie 
haben die Ausschussvorsitzenden auch fachlich zu beraten und Kontakt 
zu halten mit den Ministerien, Fraktionen, Parteien und betroffenen Ver-
bänden.

Aufgabe der Unterabteilung „Petitionen und Eingaben“ (Pet) ist es, den 
Petitionsausschuss in seiner Arbeit zu unterstützen. Zuletzt haben jähr-
lich mehr als 14 000 Bürgerinnen und Bürger von ihrem Petitionsrecht 
nach Artikel 17 GG Gebrauch gemacht, indem sie sich mit ihren Bitten 
und Beschwerden an den Deutschen Bundestag wandten. Die Zuarbeit 
für den Ausschuss wird von der Unterabteilung „Petitionen und Eingaben“ 
geleistet, die in vier Eingabenreferate und ein Zentral sekretariat geglie-
dert ist. Der gesamte mit dem Petitionsverfahren verbundene umfang-
reiche Schriftverkehr – jährlich mehr als 100 000 Postein- und -ausgänge 
sowie eine stetig zunehmende Zahl von elektronischen Petitionen – wird 
von ca. 80 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung bewältigt. 
Diese sind auch zuständig für den Entwurf des alljährlichen Tätigkeits-
berichts des Petitionsausschusses.

► Abteilung „Außenbeziehungen, Europa und Analyse“ (A)

In der Abteilung „Außenbeziehungen, Europa und Analyse“ sind die Un-
terabteilungen „Internationale Beziehungen“, „Europa“ sowie „Wissen-
schaftliche Dienste“ zusammengefasst.

Die Unterabteilung „Internationale Beziehungen“ (Int) hat ihren weit 
überwiegenden Schwerpunkt in den supranationalen und internationalen 
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Außenbeziehungen des Deutschen Bundestages. Der Deutsche Bundestag 
pflegt mannigfaltige Verbindungen zu Parlamenten in anderen Staaten 
und zu übernationalen parlamentarischen Zusammenschlüssen und ist 
dadurch in der Lage, in den interparlamentarischen Organisationen mit-
zuarbeiten und Einfluss zu nehmen, Informationen für die eigenen Be-
ratungen des Deutschen Bundestages zu beschaffen und weltweit an der 
Förderung parlamentarisch-demokratischer Strukturen mitzuwirken.

Der Sprachendienst unterstützt die Wahrnehmung dieser Aufgaben, in-
dem er die für die Parlamentsarbeit benötigten Übersetzungen erstellt, 
Konferenzdolmetscher für die internationalen Kontakte des Parlaments 
einsetzt und die auch im Internet verfügbare Terminologiedatenbank mit 
parlamentarischer und politischer Fachterminologie in englischer und 
französischer Sprache unterhält.

Das Referat „Internationale parlamentarische Versammlungen“ betreut 
die Präsidentin des Deutschen Bundestages bei Konferenzen der Parla-
mentspräsidentinnen und -präsidenten auf der Ebene der Europäischen 
Union, des Europarats und im Rahmen der G 7 Länder. Darüber hinaus 
unterstützt das Referat die Arbeit der Mitglieder des Deutschen Bun-
destages in Delegationen auf interparlamentarischer Ebene wie z. B. der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE, der Interparlamentarischen 
Union, der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, der Parla-
mentarischen Versammlung der NATO, der Versammlung der Westeuro-
päischen Union, der Euromediterranen Parlamentarischen Versammlung 
und bei Ostseeparlamentarier-Konferenzen.

Das Referat „Dienst- und Mandatsreisen/Parlamentariergruppen“ ist für 
den gesamten Komplex der Dienst- und Mandatsreisen von Abgeordne-
ten, insbesondere für die Durchführung der notwendigen Antrags- und 
Genehmigungsverfahren und die Abrechnung von Reisekosten sowie für 
die Erstellung des Berichtes über die internationalen Aktivitäten und Ver-
pflichtungen des Deutschen Bundestages zuständig. Es betreut darüber 
hinaus die Aktivitäten von 48 bi- und multilateralen Parlamentariergrup-
pen des Deutschen Bundestages, deren Aufgabe es ist, den Dialog mit den 
Partnerparlamenten zu pflegen und zu intensivieren.

Das Referat „Internationale Austauschprogramme“ betreut das Parlamen-
tarische Patenschafts-Programm zwischen dem US-Kongress und dem 
Deutschen Bundestag, ein Jugendaustauschprogramm für Schüler und 
junge Berufstätige, an dem jedes Jahr ca. 360 Stipendiaten aus Deutsch-
land teilnehmen. Für jährlich 120 Hochschulabsolventen aus 50 Ländern 
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aller fünf Kontinente bietet der Deutsche Bundestag Internationale Parla-
ments-Stipendien an. Das Referat organisiert ferner interparlamentari-
sche Ausbildungshilfe und den Beschäftigtentausch mit anderen Parla-
mentsverwaltungen.

Im Hinblick auf die europapolitische Verantwortung des Bundestages 
unterstützt die Unterabteilung Europa (EU) Ausschüsse, Fraktionen und 
Abgeordnete bei der parlamentarischen Behandlung von Rechtsetzungs-
vorhaben und politischen Initiativen der Europäischen Union. Hier ist zum 
einen das Sekretariat des Ausschusses für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union angesiedelt, dem die administrative, organisatorische und 
fachliche Betreuung der Ausschussarbeit obliegt. Ein Referat für Grund-
satzfragen und Fragen der Wirtschafts- und Währungsunion befasst sich 
mit allen EU-Grundsatzfragen wie der Mitwirkung des Bundestages in 
EU-Angelegenheiten und analysiert wirtschafts-, haushalts- und finanz-
politische Themenstellungen, zu denen auch die Euro-Stabilität gehört. 
Zudem werden hier die Beratungen der Deutsch-Französischen Parla-
mentarischen Versammlung und ihrer Gremien administrativ begleitet. 

Ein weiteres Referat ist für die Analyse, Beratung und Prioritätensetzung 
aller weiteren EU-Politikbereiche zuständig. Eingegangene Dokumente 
werden auf Beratungsrelevanz und fristgerechten Beratungsablauf ge-
prüft und ausgewertet. Über das EU-Verbindungsbüro in Brüssel erhalten 
Abgeordnete, Ausschüsse und Fraktionen des Bundestages frühzeitig In-
formationen über aktuelle politische Entwicklungen in den EU-Institutio-
nen, insbesondere zu geplanten Rechtsetzungsvorhaben und zu aktuellen 
Beratungsverläufen. Das Referat Europa-Dokumentation ist zentrale Ein-
gangsstelle für alle EU-Dokumente, die sodann im bundestagsinternen 
Informationssystem erfasst und aufbereitet werden. Und schließlich un-
terstützt der ebenfalls zur Unterabteilung gehörende Fachbereich Europa 
die Abgeordneten durch auftragsbezogene Erstellung von Gutachten, Re-
cherchen und aktiven Informationen zu den Bereichen Europarecht und 
Europapolitik.

Die „Wissenschaftlichen Dienste“ (WD) bearbeiten Anfragen von Abge-
ordneten, die diese im Rahmen ihrer mandatsbezogenen Tätigkeit zu je-
dem bundespolitischen Thema an die zur Zeit 10 Fachbereiche mit ihren 
insgesamt ca. 60 Gutachterinnen und Gutachtern richten können. Die 
Fachbereiche unterstützen die Abgeordneten bei ihrer Arbeit durch die 
Anfertigung kurzer, verständlicher und für die Zwecke der politischen 
Diskussion geeigneter Darstellungen. Jedes Jahr erstellen die Wissen-
schaftlichen Dienste zwischen zwei- und dreitausend Ausarbeitungen, 
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Sachstände, Dokumentationen u. a. Daneben bieten sie sog. aktive In-
formationen an, indem sie Themen, die auf breites allgemeines Interesse 
stoßen oder die aktuell in die politische Diskussion geraten, in Form von 
kurzen Informationen und Hintergrunderläuterungen aufbereiten. Eine 
Auswahl von Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste wird im Internet-
angebot des Bundestages bereitgehalten und ist damit auch für die Öf-
fentlichkeit zugänglich.

► Abteilung „Information und Dokumentation“ (I)

Aufgabe der Abteilung I ist die Bereitstellung und Vermittlung von Infor-
mationen im weitesten Sinne. Die Abteilung ist in die Unterabteilungen 
„Bibliothek und Dokumentation“ sowie „Information und Kommunika-
tion“ gegliedert.

Die Unterabteilung „Bibliothek und Dokumentation“ (ID) ist zuständig für 
das Sammeln, Ordnen, Erschließen und Dokumentieren von Informatio-
nen.

Die Bibliothek des Deutschen Bundestages gehört mit ihrem Medienbe-
stand von rund 1,5 Millionen Bänden, ca. 8 000 in- und ausländischen 
Fachzeitschriften sowie einer stetig zunehmenden Anzahl elektronischer 
Publikationen zu den größten Parlamentsbibliotheken weltweit. Bücher 
und Aufsätze sind sachlich erschlossen und können über einen Online-
Katalog von jedem Büro aus recherchiert und bestellt werden. Elektro-
nisch sind ca. 35 000 Publikationen online verfügbar. Die Bibliothek bietet 
ein auf die Bedürfnisse der Parlamentarier hin maßgeschneidertes Infor-
mationsangebot mit Neuerscheinungslisten, themenbezogenen Litera-
turtipps und laufend aktualisierten, sachlich gegliederten Internet-Links.

Im Parlamentsarchiv werden Materialien erschlossen und bereitgestellt, 
die im Rahmen der Arbeit des Deutschen Bundestages und seiner Ver-
waltung entstehen. Außerdem sind hier Fotografien sowie Ton- und Vi-
deoaufzeichnungen aus allen Bereichen des parlamentarischen Lebens 
archiviert. Das Parlamentsarchiv erstellt Gesetzesdokumentationen zu 
allen vom Bundestag behandelten Gesetzen mit einem strukturierten 
Überblick über den gesamten Gesetzgebungsgang. Hier ist auch die Re-
daktion für das „Datenhandbuch zur Geschichte des Deutschen Bundes-
tages“ angesiedelt, das einen umfassenden Blick auf die bisherige Arbeit 
des Deutschen Bundestages bietet.
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Die Erschließung der Drucksachen und Plenarprotokolle von Bundestag 
und Bundesrat ist Aufgabe des Referats Parlamentsdokumentation. Dort 
werden die öffentlich zugänglichen Parlamentsmaterialien (Plenarpro-
tokolle, Gesetzentwürfe, Anträge, Anfragen, Berichte, EU-Vorlagen usw.) 
dokumentarisch erfasst, inhaltlich erschlossen und auf dem über die 
Homepage des Deutschen Bundestages online verfügbaren gemeinsamen 
Dokumentations- und Informationssystem für Parlamentarische Vorgän-
ge des Deutschen Bundestages und des Bundesrates (DIP) hinterlegt. Da-
hinter verbergen sich verschiedene Internet-Datenbanken, in denen die 
parlamentarischen Vorgänge für jedermann recherchierbar und auch im 
Volltext abrufbar sind.

Die Pressedokumentation erstellt eine Pressemappe, in der die wichtigs-
ten Meldungen und Kommentare des Tages aus zahlreichen Tages- und 
Wochenzeitungen zusammengefasst werden. Des Weiteren unterhält das 
Referat eines der größten Pressearchive Deutschlands mit 27 Millionen 
Presseausschnitten. Es ist für jedes Bundestagsbüro direkt nutzbar und 
wächst jährlich um etwa 210 000 Artikel aus Zeitungen und Zeitschriften. 
Darüber hinaus stellt die Pressedokumentation Abgeordneten und Aus-
schüssen für sie bzw. ihr spezifisches Arbeitsgebiet relevante Artikel zur 
Verfügung. Im Rahmen des aktiven Informationsangebots werden in sog. 
Dossiers aktuelle Presseartikel zu im öffentlichen Diskurs befindlichen, 
speziellen Themen zusammengestellt.

In der Unterabteilung „Information und Kommunikation“ (IK) sind Infor-
mationsangebote der Bundestagsverwaltung für die Abgeordneten und 
die Öffentlichkeit zusammengefasst.

Der Besucherdienst organisiert Besuche politisch Interessierter aufgrund 
von Einladungen durch Abgeordnete. Darüber hinaus ermöglicht er auch 
Einzelbesuchern und Besuchergruppen ohne eine derartige Einladung 
die Teilnahme an verschiedenen inhaltlichen Angeboten (Besuch einer 
Plenarsitzung, Informationsvorträge, Hausführungen, Jugendprojekte). 
Durchschnittlich werden im Jahr etwa 2,4 Millionen Besucher beim Deut-
schen Bundestag gezählt, darunter ca. 1,2 Millionen Besucher von Dach-
terrasse und Reichstagskuppel und ca. 800 000 Teilnehmer an Angeboten 
des Besucherdienstes. Hausführungen für ausländische Besuchergruppen 
werden auf Anfrage in zahlreichen Sprachen angeboten. Der Besucher-
dienst betreut auch die parlamentshistorische Ausstellung „Wege – Irr-
wege – Umwege (Die Entwicklung der parlamentarischen Demokratie in 
Deutschland)“, die von ca. 300 000 Interessierten jährlich besucht wird.
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Das Referat „Öffentlichkeitsarbeit“ gibt mehr als 350 gedruckte und elek-
tronisch abrufbare Publikationen über die Aufgaben des Parlaments und 
seiner Abgeordneten heraus. Es gibt fast immer Editionen in Englisch, 
zum Teil auch in anderen Sprachen und ausgewählte Broschüren in „ein-
facher“ und „leichter“ Sprache. Die sog. mobile Öffentlichkeitsarbeit för-
dert Bürgerkontakte des Parlaments vor Ort: Jährlich ist der Bundestag 
bundesweit auf zehn großen Verbrauchermessen vertreten , das „Info-
mobil“ besucht gut 60 Orte und die neue digitalisierte Wanderausstellung 
hat bis zu 150 Einsätze in den Wahlkreisen der Abgeordneten. Die „Öf-
fentlichkeitsarbeit“ verantwortet auch politisch-parlamentarische Aus-
stellungen im Bundestag, im Januar 2023 etwa die vielbeachtete Aus-
stellung „70 Jahre Gedenkstätte Yad Vashem“.

Das Referat „Veranstaltungsmanagement, Sonderprojekte“ organisiert 
Eigenveranstaltungen des Deutschen Bundestages (z. B. Tage der Ein- 
und Ausblicke) sowie parlamentsbezogene Ausstellungen und ist darüber 
hinaus zuständig für Genehmigungsverfahren und Unterstützung von 
Veranstaltungen Dritter in Räumlichkeiten bzw. im Außenbereich des 
Bundestages. Die Betreuung der in den Parlamentsbauten gestalteten 
„Kunst-am-Bau“-Werke sowie der im Jahr 1969 begründeten Kunst-
sammlung des Deutschen Bundestages ist Sache des Referates „Kunst im 
Deutschen Bundestag“.

Im Referat „Parlamentsnachrichten“ werden jährlich über 1 500 redaktio-
nell verfasste Berichte aus Plenum und Ausschüssen für den Infodienst 
„heute im bundestag“ sowie 27 Ausgaben der Zeitschrift „Das Parlament“ 
herausgegeben.

Und schließlich berichtet das Referat Online-Dienste/Parlamentsfernse-
hen über das Internet (www.bundestag.de) und die kostenlose App „Deut-
scher Bundestag“ aktuell, transparent und bürgernah alles aus dem und 
über den Deutschen Bundestag. Das Parlamentsgeschehen wird lücken-
los dargestellt: von der Tagesordnung über die Plenarprotokolle bis zur 
Übertragung aller Plenarsitzungen, zahlreicher öffentlicher Ausschusssit-
zungen und Anhörungen, die vom Parlamentsfernsehen live übertragen 
werden. Es besteht ferner die Möglichkeit, die öffentlichen Sitzungen der 
parlamentarischen Gremien über die Mediathek als Video-on-demand 
abzurufen.

Das Parlamentsfernsehen wird im bundestagsinternen Hauskanal und als 
Live-Stream im Internet und in der App angeboten. Darüber hinaus wird 
das Parlamentsfernsehen über das Intranet des Bundes übertragen und 
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damit von allen obersten Bundesbehörden, den Pressehäusern in Berlin 
(Bundespressekonferenz) und anderen interessierten Einrichtungen im 
Parlaments- und Regierungsviertel empfangen. Zudem werden Produk-
tionen des Parlamentsfernsehens interessierten in- und ausländischen 
Fernsehanstalten zur Verfügung gestellt.

► Abteilung „Bau und Infrastruktur“ (B)

Die Abteilung B ist nach Aufteilung der bisherigen Abteilung T (Technik) 
im Mai 2023 entstanden; sie organisiert die Infrastruktur des Bundestages 
und ist verantwortlich für Arbeitssicherheit und Brandschutz. 

In der Unterabteilung „Bauen und Gebäudemanagement“ (BG) werden die 
Neubau- und Sanierungsmaßnahmen für Parlamentsgebäude koordiniert 
und Belange der Liegenschaftsverwaltung wahrgenommen. Überdies be-
treibt die Unterabteilung auch das Management zur laufenden Unterhal-
tung aller Gebäudekomplexe des Bundestages mit mehr als 5 000 Büros. 
Des Weiteren finden hier auch die Koordinierung der Baumaßnahmen zur 
Gebäudesicherheit sowie die Pflege der Außenanlagen statt. 

Ein Referat der Unterabteilung ist zuständig für die Gebäudetechnik, also 
Planungen und Betrieb der gebäudetechnischen Anlagen von der Ener-
gieerzeugung und -versorgung bis zu Aufzugsanlagen, von der Wasser-
versorgung bis zu Feuerlöschanlagen. 

Schließlich ist in dieser Unterabteilung das Sekretariat der Ältestenrats-
kommission für Bau- und Raumangelegenheiten angesiedelt, in der die 
politischen Beschlüsse zur Bau- und Raumplanung des Bundestages vor-
bereitet werden.

Die Unterabteilung Infrastruktur (BI) leistet die technisch-organisato-
rische Unterstützung mit ihren Bereichen Plenar- und Ausschussassis-
tenzdienst, Boten- und Etagendienste, Tagungsbüro, Telefonzentrale und 
Fahrdienst.

Zu den Aufgaben im Rahmen der Gewährleistung der Infrastruktur des 
Bundestages gehören auch die Aufgaben der zentralen Bedarfsdeckung 
und Logistik, wo man sich um die Post- und Drucksachenverteilung, den 
Büro- und Geschäftsbedarf, die Büroausstattung und -reinigung, Abfall-
wirtschaft, Lagerhaltung und mehr kümmert.
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► Abteilung „Digitalisierung“ (D)

Die ebenfalls im Mai 2023 neu geschaffene Abteilung „Digitalisierung“ 
(D) ist für die gesamte informations- und kommunikationstechnische 
Ausstattung des Deutschen Bundestages, die für die Arbeit des Parla-
ments unverzichtbar ist, verantwortlich. Sie gliedert sich in die Unter-
abteilungen „Entwicklung und Support“ (DE) und „Management der In-
formationstechnik“ (DI). 

Die Unterabteilung DE ist dabei im Wesentlichen für die Ausstattung mit 
PCs (Hard- und Software) sowie die Neu- und Weiterentwicklung von 
Anwendungen und Fachverfahren verantwortlich. 

Auch eine Kommission des Ältestenrates befasst sich fortlaufend mit Fra-
gen des optimierten Einsatzes der Informationstechnik. Ihr Sekretariat ist 
in der Unterabteilung DE angesiedelt. 

Darüber hinaus wird hier ein eigenes IT-Servicezentrum, das bei allen 
Hard- und Softwareproblemen hilft, und ein IT-Schulungszentrum be-
trieben, in dem hausinterne Fortbildungen zu Standardanwendungen und 
spezieller arbeitsplatzbezogener Software angeboten werden. 

Die Unterabteilung DI ist demgegenüber für die betrieblichen Aufgaben 
zuständig und gewährleistet die Erfüllung der besonderen Anforderungen 
des Parlaments an Verfügbarkeit, Leistungsfähigkeit und Wartbarkeit der 
informationstechnischen Systeme. In dieser Unterabteilung werden die 
Rechenzentren des Deutschen Bundestages betrieben, die Kommunika-
tionstechnik zur Verfügung gestellt und für die IT-Sicherheit gesorgt. 

Zudem ist die Unterabteilung verantwortlich für das Intranet des Bundes-
tages, an das alle PCs, die den Abgeordneten als Teil der Büroausstattung 
überlassen werden, angeschlossen sind. Über das Intranet erhalten sie 
Zugang zu wichtigen internen Informationssystemen, die für die parla-
mentarische Arbeit unerlässlich sind. Ebenfalls über das Intranet werden 
externe Datenbanken, weitere Arbeits- und Hilfsmittel sowie der Zugang 
zum Internet eröffnet. 

► Parlamentarische Kontrolle der Nachrichtendienste

Zur Unterstützung des durch Gesetz vom 30. November 2016 geschaf-
fenen Amtes eines Ständigen Bevollmächtigten des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums wurde eine Unterabteilung „Parlamentarische Kontrol-
le Nachrichtendienste (PK)“ eingerichtet, die unter anderem das Sekreta-
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riat für das Parlamentarische Kontrollgremium und die G10-Kommission 
beinhaltet. Ein Mitarbeiterstab von z. Zt. 30 Beschäftigten unterstützt 
diese Gremien und den Ständigen Bevollmächtigten in der Wahrnehmung 
parlamentarischer Rechte durch strukturelle und ad-hoc Kontrollen.

Wehrbeauftragte
Die Wehrbeauftragte wird als Hilfsorgan des Deutschen Bundestages 
bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle über die Streitkräfte 
und als besondere Petitionsinstanz für die Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr tätig. Unterstützt wird sie durch einen Leitenden Beamten, 
einen Persönlichen Referenten sowie einen in sechs Referate gegliederten 
und etwa 55 Angehörige der Bundestagsverwaltung umfassenden Mit-
arbeiterstab. Diese bearbeiten unter anderem etwa 4 000 Vorgänge im 
Jahr, organisieren und begleiten Truppen- und Informationsbesuche und 
bereiten auch den Jahresbericht an den Deutschen Bundestag vor.

SEDOpferbeauftragte
Die am 10. Juni 2021 erstmals vom Bundestag gewählte Bundesbeauf-
tragte für die Opfer der SED-Diktatur beim Deutschen Bundestag wird als 
Ombudsperson für die Opfer des SED-Regimes und der kommunistischen 
Gewaltherrschaft tätig. Sie arbeitet sowohl mit den Opferverbänden, als 
auch den mit der Aufarbeitung befassten Organisationen und Einrich-
tungen zusammen. Dem Bundestag und seinen Ausschüssen steht sie in 
diesen Fragen beratend zur Seite und berichtet jährlich über ihre Arbeit. 
In all diesen Aufgaben wird sie von einer Geschäftsstelle unterstützt, der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundestagsverwaltung zugewiesen 
sind.
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